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Akademische Abschlussfeier: An der Goethe-Universität Frankfurt wurden im Juli 147 Absolventen des Studiengangs Medizin 
feierlich von den Studiendekanen Prof. Dr. med. Dr. Robert Sader und Prof. Dr. Hans-Christoph Lauer verabschiedet, davon 112 Frau-
en (76%) und 35 Männer (24%). Der Vizepräsident der Universität, Prof. Dr. Manfred Schubert-Zsilavecz, rief die Alumni auf, ihrer Al-
ma Mater auch künftig die Treue zu halten. Festrednerin war Prof. Dr. Stefanie Dimmeler, Direktorin des Institutes für Kardiovaskuläre 
Regeneration. Unter den Gratulanten war auch der Präsident der LÄKH, Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach. 
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Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen 

Erhebung für das Weiterbildungs-
register 2016 startet im Oktober
Im Oktober werden erneut alle für eine 
Facharztbezeichnung befugten Ärztinnen 
und Ärzte in Hessen für das Weiterbil-
dungsregister postalisch oder via E-Mail 
kontaktiert. Sie werden damit aufgefor-
dert, ihre Ärztinnen und Ärzte, die sich 
zum Stichtag 1. Oktober 2016 in Weiter-
bildung befanden, innerhalb einer Frist via 
Mitgliederportal zu melden. Sollten zum 
1. Oktober 2016 keine Ärztinnen und Ärz-
te in Weiterbildung (ÄiW) beschäftigt 
worden sein, werden die Befugten darum 
gebeten, dies ebenfalls zu melden. Für die 
Meldung zum Register werden Namen 
und Einheitliche Fortbildungsnummer 
(EFN) sowie die jeweilige vertraglich fest-
gelegte Wochenarbeitszeit der ÄiW benö-
tigt. Für rein statistische Zwecke werden 

zudem Angaben darüber benötigt, ob die 
Praxis oder Abteilung zum Stichtag 1. Ok-
tober 2016 über unbesetzte Stellen für 
ÄiW verfügte und falls ja, wie viele. Teil-
zeitstellen zählen dabei als eine Stelle, da 
für diese Abfrage die „Pro-Kopf-Zahl“ der 
unbesetzten Stellen relevant ist. 
Zur Etablierung eines aussagekräftigen Wei-
terbildungsregisters benötigen wir die Mit-
wirkung aller Weiterbildenden. Wir möch-
ten alle Befugten deshalb darauf hinweisen, 
sich nach Aufforderung an diesem Register 
zu beteiligen. In der November-Ausgabe 
werden die zentralen Ergebnisse des Weiter-
bildungsregisters 2015 vorgestellt. Wir dan-
ken Ihnen für Ihre Unterstützung! 

Ihr Serviceteam  
Weiterbildungsregister

Medizinstudenten  
suchen Buchspender

• Deutschlands medizinischen Fach-
bibliotheken fehlt häufig Geld für 
die Neuanschaffung von Lehr-
büchern und Fachzeitschriften. Der 
Hamburger Verein „Wissen schaf-
fen“ ruft daher zu Buchspenden an 
Hochschulbibliotheken auf, um 
dort die Ausstattung an Fachlitera-
tur zu verbessern. 

• Informationen gibt es auf der Web-
site: www.wissenschaffen.de oder 
per E-Mail an:  
info@wissenschaffen.de

• Spenden-Konto: Wissen schaffen 
e. V., Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN: DE27251 20510 0008 466500 
BIC: BFSWDE33HAN
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Einheit in der Vielfalt

dankbar für das 60-jährige Bestehen der Landesärztekammer Hes-
sen, durfte ich am 3. September 2016 Gäste und Vortragende zum 
Hessischen Ärztetag begrüßen (vgl. Artikel ab S. 562). Dankbar, 
weil wir als Ärztinnen und Ärzte seit 60 Jahren unsere Angelegen-
heiten in eigener Regie regeln dürfen, dankbar, weil wir den Ge-
danken hochkarätiger Rednerinnen und Redner folgen konnten, 
dankbar, weil zahlreiche interessierte Gäste kamen, und dankbar, 
weil die Landesärztekammer ein hervorragendes Team aus haupt- 
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hat.
So unterschiedlich diese Menschen auch sind, so gut haben sie 
zusammengearbeitet, denn sie einte das Ziel, das Kammerjubilä-
um mit einer besonderen Veranstaltung gebührend zu begehen. 
Was in einem so vergleichsweise kleinen Rahmen gelingt, sollte 
auch in anderen Zusammenhängen gelingen. Hier möchte ich 
mich dem Aufruf von Prof. Dr. med. Giovanni Maio anschließen, 
der das Ende von Grabenkämpfen innerhalb der Ärzteschaft – et-
wa zwischen Hausärzten und klinischen Ärzten oder Fachärzten 
und Allgemeinmedizinern – forderte und für eine Neubesinnung 
plädierte. Letztlich habe ein Arzt, der in einem Medizinischen 
Versorgungszentrum oder einer Klinik angestellt sei, keinen an-
deren Heilauftrag als ein niedergelassener Arzt. Die Vereinzelung 
der Ärzte ermögliche es der Politik, Ärzte zu steuern. Die Aufga-
be der Kammer sei es, darauf hinzuwirken, dass die Ärzteschaft 
zu einer neuen Geschlossenheit zusammengefügt werde und mit 
einer Stimme zu sprechen lerne, so Maio.
Eigentlich ist dem nichts hinzuzufügen, dennoch möchte ich die 
Gelegenheit ergreifen, in diesem Zusammenhang ein wenig über 
die zunehmende Spezialisierung der Ärzte nachzudenken – wird 
doch gerade intensiv an der Neugestaltung der (Muster)Weiter-
bildungsordnung gearbeitet. Wir alle wissen, welche Fortschritte 
die Medizin macht, so dass es keinem Arzt und keiner Ärztin auch 
bei größtem Fleiß möglich ist, auch nur das eigene Fachgebiet in 
aller Vollständigkeit zu überblicken. In der Folge entstehen im-
mer mehr Spezialisierungen und konsekutive Forderungen, De-
tailbereiche als selbstständige (Teil-)Gebiete zu deklarieren. Dis-
kussionen über die Vor- und Nachteile vieler Spezialisierungen 
sind beileibe keine Erscheinung der Neuzeit. Schon der Grieche 
Herodot berichtete in seinen Historien über Ägypten: „Jeder Arzt 
ist nur für eine einzige Krankheit da und nicht für mehrere. Alles 
ist voll von Ärzten. Es gibt Ärzte für die Augen, für den Kopf, für 
die Zähne, für den Bauch und für die unsichtbaren (gemeint wa-
ren die inneren) Krankheiten.“ Die alten Ägypter kannten auch 
Bezeichnungen, die aus heutiger Sicht durchaus zum Schmun-
zeln verleiten, z. B. „Hirte des Afters“. Historiker mögen mir an 
dieser Stelle etwaige Ungenauigkeiten nachsehen.

Die Vorteile eines Spezialistentums liegen auf der Hand: großes 
Detailwissen, genaue Diagnostik und Therapie, zielgerichtete For-
schung und damit Weiterentwicklung der Medizin. Doch auch die 
Nachteile dürfen nicht unberücksichtigt bleiben. Der genaue Blick 
auf das Detail mag den Blick auf das große Ganze verstellen. Nicht 
wenige Spezialisierungen setzen auf einen erheblichen techni-
schen Einsatz und vermögen es so oftmals nicht, das Bedürfnis des 
Patienten, als ganzer Mensch wahrgenommen zu werden, zu be-
friedigen. Zumal die entsprechenden Gerätschaften sich „rechnen“ 
müssen. Auch dies mag ein Grund sein, warum das Heer der Heil-
praktiker so viele Patienten anzieht. Spezialisierungen führen oft-
mals dazu, dass multimorbide, in der Regel ältere oder hochaltrige 
Patienten, von mehreren Ärzten betreut werden. Damit ergeben 
sich zahlreiche Schnittstellen, und die Absprache untereinander ist 
nicht selten unzureichend. Dieses Problem wird dann wiederum 
über Zentren gelöst, die natürlich möglichst zertifiziert sein sollen. 
Auch unrealistische Erwartungen von Patienten und Angehörigen 
können Folge der Spezialisierung sein, sind doch gerade die gro-
ßen chronischen Krankheiten unserer Zeit eben noch nicht heilbar, 
wenngleich sie zum Glück oftmals gelindert werden können. Diese 
Entwicklungen, deren positive Effekte überwiegen, stellen uns als 
behandelnde Ärzte jedoch vor große Herausforderungen. Die ei-
gene Fortbildung muss einen orientierenden Überblick über die 
Nachbardisziplinen ermöglichen; das Hinzuziehen eines Spezialis-
ten soll zum richtigen Zeitpunkt erfolgen; der Patient muss als 
Mensch, das heißt als ein psychosoziales Wesen und nicht nur als 
Krankheit behandelt werden; für die kollegiale gegenseitige Infor-
mation und Absprache und zuvorderst für den Patienten muss ge-
nügend Zeit zur Verfügung stehen.
Daneben gilt es, berufspolitisch nicht zuletzt bei allen berechtig-
ten, auch unterschiedlichen Interessen einzelner Disziplinen oder 
unterschiedlicher Arbeitsumgebungen die Einheit in der Vielfalt 
zu wahren. Denn durch die Zersplitterung in immer kleinere 
Gruppen und Untergruppen wird die Ärzteschaft und damit auch 
die Mehrheit ihrer Mitglieder nicht gestärkt, sondern ge-
schwächt. Kleingruppen sind eben im Positiven wie auch im Ne-
gativen leichter zu lenken als Großgruppen.

Ihr

Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach
Präsident

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Hessischer Ärztetag 2016
Die Landesärztekammer Hessen hat ihren 60. 
Geburtstag gefeiert. Gemäß dem Motto „Wur-
zeln und Zukunft“ standen der Blick in die Ver-
gangenheit und die Zukunft der hessischen 
Ärzteschaft im Mittelpunkt der Festlichkeit.  
Eine besondere Rolle spielte dabei die Bedeu-
tung der Freiberuflichkeit für den Arztberuf. 

562

Zertifizierte Fortbildung Handchirurgie
Infektionen an der Hand werden oft unter-
schätzt. Die CME-Fortbildung informiert über 
häufige Entstehungsursachen, Symptomatik, 
Diagnostik und therapeutisches Vorgehen.  
Zudem gibt sie praktische Hinweise zu Schnitt-
führung und erläutert, ab wann die Infektionen 
ein Fall für den Handchirurgen sind. 
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Krankenhausärzte zwischen Medizin 
und Ökonomie
In seinem Referat beim 119. Deutschen Ärzte-
tag thematisiert Prof. Dr. med. Hans-Fred Wei-
ser die Fehlentwicklungen durch die Über-Öko-
nomisierung der Medizin. Im Mittelpunkt ste-
hen die daraus resultierenden ethischen Kon-
flikte im ärztlichen Entscheidungsverhalten. 
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst in Hessen
Die Gesundheitsämter im ländlichen Raum ste-
hen vor großen personellen und finanziellen 
Schwierigkeiten und können daher zum Teil ge-
setzlich vorgeschriebene Aufträge nicht mehr 
erfüllen. Dabei sind die Aufgaben der Ämter un-
verzichtbar und eine Tätigkeit im Öffentlichen 
Gesundheitsdienst birgt viele Vorteile.
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Wurzeln und Zukunft 
Hessischer Ärztetag: Die Landesärztekammer Hessen feiert ihren 60. Geburtstag

Virtuos, beschwingt, fetzig und mit Ge-
spür für den passenden Rhythmus: Ob Di-
rigent Felix Traxler sein eigens für den 
Hessischen Ärztetag komponiertes Stück 
dirigierte, Sänger Gregor Metternich den 
Mary Poppins-Song „A Spoonful of Sugar“ 
intonierte oder „Puttin on the Ritz“ ins 
Auditorium schmetterte: Die rund dreißig 
Musikerinnen und Musiker des Goethe-
KOMMchesters, kurz Frankfurter Medizi-
nerorchester, waren eine Augen- und Oh-
renweide auf dem Hessischen Ärztetag 
am 3. September 2016 in Frankfurt. 
Schon vor einem Jahr hatten die Medizin-
studenten den Deutschen Ärztetag in der 
Frankfurter Paulskirche in Schwingungen 
versetzt. Nun brachten sie mit ihrem mu-
sikalischen Rahmenprogramm die Füße 
der rund 270 Gäste in den Mainarcaden 
zum rhythmischen Wippen. 
„Das ist ein Tag der Rückbesinnung und 
der Freude“ – mit diesen Worten eröffne-
te Ärztekammerpräsident Dr. med. Gott-
fried von Knoblauch zu Hatzbach die von 
Wolfgang van den Bergh, Chefredakteur 

der Ärzte Zeitung, souverän moderierte 
Veranstaltung. „Wir feiern jetzt, weil wir 
60 Jahre als freier Beruf und in Demokratie 
als Ärzteschaft handeln können. Im Mit-
telpunkt ärztlichen Wirkens steht die Ver-
trauensbeziehung zwischen Arzt und Pa-
tient. Um diese Vertrauensbeziehung zu 
erhalten, ist der Arztberuf als freier Beruf 
zwingend notwendig“, so der Ärztekam-
merpräsident. Anlässlich des runden Ge-

burtstages der Landesärztekammer Hes-
sen, die 1956 als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts (K.d.ö.R.) gegründet wurde, 
waren rund 270 Gäste zu der Festveran-
staltung mit Vorträgen und Diskussionen 
in die Frankfurter Mainarcaden gekom-
men. „Immer wenn Ärzte ihre Angelegen-
heiten selbst regeln konnten, haben medi-
zinische Wissenschaft und ärztliche Praxis 
große Fortschritte gemacht. Bei strengen 
Reglementierungen hat dies gestockt“, 
unterstrich von Knoblauch zu Hatzbach 
und nannte die Zeit des Nationalsozialis-
mus als warnendes Beispiel. 

Lehren aus der Vergangenheit 

Als erste Ärztekammer bundesweit hatte 
die hessische Landesärztekammer ein um-
fangreiches Forschungsprojekt zur Erfor-
schung ihrer Vergangenheit von den Anfän-
gen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts bis zu ihrer Gründung vor 60 Jahren in 
Auftrag gegeben. „Die heutigen demokrati-
schen Errungenschaften sind als Lehre aus Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach
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der NS-Zeit zu betrachten“, erklärte Prof.  
Dr. phil. Benno Hafeneger, wissenschaftli-
cher Leiter des Forschungsprojekts, der die 
auch in Buchform (vgl. Buchtipp S. 566) er-
schienenen Ergebnisse der Studie gemein-
sam mit dem Historiker Marcus Velke, M.A., 

in Frankfurt vorstellte. Eine aus 16 Schauta-
feln bestehende Ausstellung illustrierte die 
wechselvolle Geschichte der hessischen 
Ärzteschaft eindrucksvoll. „Die historische 
Perspektive hilft uns dabei, aktuelle Fragen 
besser beurteilen zu können und möglichen 
Fehlentwicklungen entgegenzusteuern. 
Die Lehren, die wir aus der Auseinanderset-
zung mit der Vergangenheit ziehen, sind 
eindeutig: Demokratische Errungenschaf-
ten müssen immer wieder geübt und ver-
teidigt werden – für uns Ärzte und für die 
Patienten“, resümierte von Knoblauch zu 
Hatzbach.
Forschung mit detektivischem Spürsinn: Im 
Rahmen ihrer Recherchen hatten Professor 
Hafeneger, Lucas Frings und Marcus Velke 
Dokumente von den Anfängen der Ärzte-
vereine im 19. Jahrhundert bis zur Grün-

dung der Kammer als K.d.ö.R. aus Staats- 
und Universitätsarchiven zusammengetra-
gen. Der Schwerpunkt der Arbeit lag auf 
der Zeit des Nationalsozialismus. Dabei ar-
beiteten die Wissenschaftler heraus, dass 
ein großer Teil der organisierten Ärzte-
schaft vor 1933 zu den „Feinden der Wei-
marer Republik“ gehört und später das na-
tionalsozialistische Regime unterstützt 
hatte. Mit Blick auf die Nachkriegszeit hob 
Velke die Rolle von Dr. med. Paul Hofmann, 
eines in Kassel tätigen Chirurgen und Or-
thopäden und zum Christentum konver-
tierten deutschen Juden hervor. Hofmann 
habe zwischen 1945 und 1946 den Wie-
deraufbau der ärztlichen Selbstverwaltung 
als Präsident der hessischen Ärzteschaft 
entscheidend geprägt, sagte Velke. Erster 
Präsident der Landesärztekammer Hessen 
als eingetragener Verein war Dr. med. Carl 
Oelemann, der der Kammer bis zu ihrer 
Gründung als K.d.ö.R. als Präsident vor-
stand. Obwohl Oelemann sich während der 
NS-Zeit gänzlich aus der Politik zurückge-
zogen und als Arzt praktiziert hatte, ließ 
Velke anklingen, dass seine Einstellung zum 
Nationalsozialismus nach wie vor nicht völ-
lig habe geklärt werden können.

Zuverlässiger Partner der Politik

„Es zeugt von einem besonderen Selbstbe-
wusstsein, die Vergangenheit zum For-
schungsgegenstand zu machen und zu the-
matisieren“, hob Stefan Grüttner, Hessi-
scher Minister für Soziales und Integration, 
in seiner Begrüßungsrede zur 60-Jahr-Feier 
hervor. Dass sich die verfasste Ärzteschaft 
eine Kultur der Erinnerung auf die Fahnen 
geschrieben habe, bezeichnete Grüttner 
als „tollen Ansatz“. Für die gute Zusam-

menarbeit zwischen dem Land Hessen und 
der Landesärztekammer nannte er drei Bei-
spiele: die vorbildliche Kooperation beim 
Aufbau des Krebsregisters, die Überein-
stimmung in ethischen Fragen – u. a. ver-
treten Landesregierung und Landesärzte-
kammer dieselbe Position bei dem Thema 
Sterbebegleitung – und das Zusammenwir-
ken angesichts der Herausforderungen der 
Flüchtlingspolitik. Grüttner bedankte sich 
für die Hilfestellung bei der Versorgung der 
Flüchtlinge: „Die Kammer hat gedrängelt 
und die Politik gedrängt.“ Auch bei der In-
tegration ärztlich ausgebildeter Flüchtlinge 
in das Gesundheitswesen stehe die ärztli-
che Selbstverwaltung dem Land als kompe-
tenter und zuverlässiger Partner zur Seite, 
sagte der Minister für Soziales und Integra-
tion mit Hinweis u. a. auf die Hospitations-
datenbank der Landesärztekammer. Die 
Aufgabe der Kammer, einerseits für Ord-
nung im Beruf sorgen zu müssen, die Politik 
in Fragen der Gesundheitspolitik fachlich zu 
beraten und zugleich die Interessen des Be-
rufsstandes zu vertreten, erfordere „politi-
sches Geschick“. Grüttner rief die hessi-
schen Ärzte dazu auf, sich in der Kammer 
zu engagieren: „Nur so kann der Grundge-
danke der Selbstverwaltung aufrecht erhal-
ten werden und die Interessenvertretung 
funktionieren.“ Zugleich sprach sich der Mi-
nister für den Erhalt des Arztberufs als frei-
en Beruf aus.

Ärztliches Können heißt 
 zu wissen, was zu tun ist 

Auf die Bedeutung der Freiberuflichkeit 
ging auch der Medizinethiker Prof. 
Dr. med. Giovanni Maio in seinem Vortrag 
ein. So sei der Arztberuf von Natur aus ein 

Ärztekammer

Staatsminister Stefan Grüttner

Prof. Dr. phil. Benno Hafeneger

Marcus Velke, M.A.

Prof. Dr. med. Giovanni Maio
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freier Beruf und kein Gewerbe. Die Politik 
ermögliche den Ärzten die Selbstverwal-
tung, im Gegenzug müssten die damit 
verbundenen Freiheiten jedoch in den 
Dienst der Patienten gestellt werden. Die-
se Regelung gebe den Ärzten die Freiheit, 
situativ und patientenorientiert entschei-
den zu können. 
 Der freie Beruf zeichne sich aus durch die 
Verknüpfung von Theorie und Praxis: „Ärzt-
liches Können heißt zu wissen, was zu tun 
ist“, erklärte Maio. Dies sei nicht politisch re-
gulierbar, daher bedürfe der freie Beruf 
stets der Unabhängigkeit und Weisungsfrei-
heit. Nur so könne er sich der Gemeinwohl-
orientierung widmen und nicht der Ge-
winnorientierung. „Die Strukturen müssen 
erlauben, dass der Patient dem Arzt trotz 
Erwerbsdruck gut vertrauen kann.“ 
In diesem Zusammenhang kritisierte der 
Medizinethiker insbesondere die wach-
sende Ökonomisierung des Arztberufs, 
die das Vertrauensverhältnis zwischen 
Arzt und Patient anzugreifen drohe. Zwar 
sei der wirtschaftliche Erfolg auch bei Ärz-
ten ein durchaus legitimes Anliegen, je-
doch müssten sich diese an einer anderen 
Logik orientieren als die Industrie. Der 
Arztberuf dürfe nicht technokratisch be-
trachtet werden. Tendenzen zur Anglei-
chung an die herstellende Industrie nann-
te Maio eine „fatale Entwicklung“. Der 
ärztliche Erfolg werde an Werten wie 
Sorgfalt, Geduld, Reflexivität und Empa-
thie gemessen. „Um diese Werte im Sinne 
der Patienten zu bewahren, braucht die 
Ärzteschaft eine Geschlossenheit. Diese 
herzustellen, muss sich die Kammer zur 
Aufgabe machen“, forderte Maio: „Wir 
Ärzte müssen uns darauf besinnen, was 
wir sein wollen.“ 

Ärzte gemeinsam sind stark 

Diesen Appell griff von Knoblauch zu 
Hatzbach mit Überzeugung auf: „Es ist vor 
allem unsere Pflicht, diese Werte an junge 
Ärzte weiterzugeben und ihnen ein Vor-
bild zu sein“, schloss er sich Maios Worten 
in der nachfolgenden Podiumsdiskussion 
an. Auch Dr. med. Alexander Marković, 
Ärztlicher Geschäftsführer der LÄKH, be-
tonte die Verantwortung für die junge Ge-
neration: Wir müssen jungen Ärzten mit 
auf den Weg geben, dass die Wirtschaft-
lichkeit nicht das Primat sein kann.“ Wie 
können Ärzte es schaffen, sich gegen das 
Diktat der Ökonomisierung zu wehren?, 
wollte van den Bergh wissen. „Ärzte ge-
meinsam sind stark“, betonte Marković. 
„Das müssen wir uns jedoch auch immer 
wieder vor Augen führen.“

Außergewöhnliche Leistungen 

Ein besonderer Programmpunkt des Hes-
sischen Ärztetags war die „Bestenehrung“ 
des Abschlussjahrgangs 2016 der Ausbil-
dung zur/zum Medizinischen Fachange-
stellten (MFA) und der Aufstiegsfortbil-
dung „Fachwirt/in für ambulante medizi-
nische Versorgung“. 16 MFA-Absolventin-
nen und ein Absolvent sowie eine Fachwir-
tin mit der Note 1 waren mit ihren Ausbil-
dern nach Frankfurt gekommen. Ihnen 
wurden von Staatsminister Grüttner und 
Ärztekammerpräsident von Knoblauch zu 
Hatzbach in Anerkennung ihrer außerge-
wöhnlichen Leistungen Ehrenurkunden 
und Blumensträuße überreicht.

„Choosing Wisely“

Das Nachmittagsprogramm widmete sich 
aktuellen gesundheitspolitischen Debat-

ten. PD Dr. med. Stephan Sahm, Chefarzt 
am Ketteler-Krankenhaus in Offenbach, 
stellte die Initiative „Choosing Wisely“ vor, 
die sich dem Thema der Ökonomisierung 
in der Medizin aus einer anderen Perspekti-

ve nähert. Sahm ging auf das „reale Phäno-
men“ der Überversorgung ein und betonte 
in diesem Zusammenhang ebenfalls die Be-
deutung des freien Berufs. Dieser ermögli-
che den Ärzten, individuell und situativ zu 
entschieden, ob und welche Behandlungen 
sinnvoll seien. So trügen Ärzte Verantwor-
tung dafür, Versorgung effektiv und ange-
messen zu gestalten - und gegebenenfalls 
auf unnötige Behandlungen zu verzichten. 
Dadurch ließen sich Ressourcen sparen, die 
an anderer Stelle genutzt werden könnten. 
„Es ist die Aufgabe der Ärzte zu entschei-
den, welche Maßnahmen für Patienten 
wirksam sind – diese Entscheidungsfreiheit 
ist ein Privileg des freien Berufs“, unter-
strich Sahm in seinen Ausführungen. In ei-
nem anschaulichen Vortrag präsentierte 
PD Dr. med. Carola Seifart, Kommission für 
Ethik in der ärztlichen Forschung des Fach-
bereichs Humanmedizin der Philipps-Uni-
versität Marburg, das auf Initiative des hes-

Ärztekammer

Podiumsdiskussion mit (von links): Wolfgang van den Bergh, Dr. med. Alexander Marković,             

Prof. Dr. med. Giovanni Maio und Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach 

PD Dr. med. Stephan Sahm

Genderneutrale Sprache

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird in den Texten des Hessischen Ärz-
teblattes manchmal nur die männliche 
Form gewählt. Die Formulierungen be-
ziehen sich jedoch auf Angehörige aller 
Geschlechter, sofern nicht ausdrück-
lich auf ein Geschlecht Bezug genom-
men wird. (red)
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sischen Ärztekammerpräsidenten ins Le-
ben gerufene Modellprojekt „Ambulante 
Ethikberatung“, einer bisher bundesweit 
einzigartigen Initiative zur Beratung ethi-
scher Konflikte im ambulanten Bereich 
(vgl. HÄBL 9/2016).
Ein weiterer Fokus des Nachmittagspro-
gramms galt dem ärztlichen Nachwuchs: 
Zunächst referierte Nina Walter, Leiterin 
Stabsstelle Qualitätssicherung der Lan-
desärztekammer Hessen, zum Thema 
Weiterbildung in Hessen. Die Datenlage 
sei bisher wenig aussagekräftig gewesen, 
so Walter. Daher führe die Ärztekammer 
seit 2009 regelmäßig Befragungen durch 
und habe ein Weiterbildungsregister etab-
liert, das u. a. den direkten Zugang zu al-
len Ärztinnen und Ärzten in Weiterbil-
dung ermöglicht. Aus den Ergebnissen der 
Befragungen hätten sich bereits Maßnah-
men zur Optimierung der Weiterbildungs-

bedingungen in Hessen ableiten lassen. 
Obwohl ein Pauschalurteil nicht möglich 
sei, hätten sich seit Einführung des Regis-
ters Ruf und Qualität der Weiterbildung in 

Hessen in vielerlei Hinsicht verbessert, 
fasste Walter zusammen.

„Der Beruf des Hausarztes auf 
dem Land ist super!“

Zum Abschluss des Tages stellten Susanne 
Sommer aus dem Kompetenzzentrum All-
gemeinmedizin der Universität Marburg 

und Michael Buff, Facharzt für Allgemein-
medizin, den Weiterbildungsverbund „All-
gemeinmedizin im Vogelsbergkreis“ vor. Im 
Zuge der zunehmenden Spezialisierung in 

der Medizin werde der gut ausgebildete 
Allgemeinarzt immer wichtiger – beson-
ders in ländlichen Gegenden. „Der Beruf 
des Hausarztes auf dem Land ist super“, 
betonte Buff gleich zu Beginn seines Vor-
trags. Die Begeisterung des Referenten 
wurde in seinen Schilderungen zu den Vor-
teilen und Bereicherungen, die eine Tätig-
keit auf dem Land mit sich bringt, deutlich. 
Um junge Allgemeinmediziner für diese Ar-
beit zu gewinnen, wurde der Weiterbil-
dungsverbund im Vogelsbergkreis gegrün-
det. Dazu haben sich Krankenhäuser und 
niedergelassene Ärzte zusammengeschlos-
sen. Interessenten werden von Ärzteschaft 
und Politik in vielerlei Hinsicht unterstützt 
– beispielsweise durch Hilfestellungen bei 
der Suche nach KITA- oder Schulplätzen 
sowie bei der Wohnungssuche. Dass dieses 
Engagement bereits Früchte trägt, zeigte 
sich in den anschließenden Worten zweier 
Nachwuchsärztinnen aus der Region. Sie 
hoben vor allem den persönlichen Kontakt 
und die tägliche Rückmeldung der Patien-
ten und der anderen Ärzte hervor, die sie 
als besondere Bereicherung ihrer Tätigkeit 
im ländlichen Raum betrachten. 

Katja Möhrle
Caroline McKenney

Ärztekammer

Nina Walter

Michael Buff mit den Nachwuchsärztinnen Kristin von der Beeke und Andrea Weidmann (von links)

Goethe-KOMMchester der Goethe-Universität Frankfurt am Main mit Sänger Gregor Metternich (r.)
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PD Dr. med. Carola Seifart
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Im Beisein langjähriger Kollegen, Freunde 
und seiner Familie feierte Dr. med. Roland 
Kaiser, ehemaliger Ärztlicher Geschäfts-
führer der Landesärztekammer Hessen 
(LÄKH), im September seinen offiziellen 
Abschied aus der Kammer. Auf dem Pro-
gramm für den Empfang standen Reden, 
die Übergabe von Geschenken und musika-
lische Untermalung durch Musiker des Me-
dizinorchesters der Goethe-Universität. 16 
Jahre lang war Roland Kaiser Mitarbeiter 
der Landesärztekammer Hessen. Dabei hat 
er jede seiner Funktionen stets mit so viel 
Engagement und Freude ausgefüllt, dass er 
der Kammer merklich fehlen wird. 
Als Dr. Kaiser am 1. Januar 1999 zur LÄKH 
kam, verfügte er bereits über einen reich-
haltigen Erfahrungsschatz und vielfältige 
Qualifikationen. Seine Kompetenz in der 
Über- und Unterdruckmedizin führte ihn 
erstmals an die LÄKH, als er an der Hessi-
schen Akademie für Betriebs- und Ar-
beitsmedizin in Bad Nauheim lehrte. Die 
Lehrtätigkeit lag ihm immer am Herzen – 
er beendete sie erst, als er 2010 das Amt 
des Ärztlichen Geschäftsführers über-
nahm. Diesen Posten füllte er fünf Jahre 
lang mit Engagement, Humor und der nöti-
gen Portion Durchsetzungsfähigkeit aus. 
Bei all seiner Entschiedenheit blieb Dr. Kai-
ser jedoch immer fair; die Zusammenarbeit 

mit ihm war ausgesprochen kollegial. Auch 
nachdem er sein Amt abgab, war er mit 
nicht nachlassendem Engagement als 
„Feuerwehrmann“ für die LÄKH tätig. Zu-
künftig wird Kaiser mehr Zeit für private 
Projekte haben. Er liebt die Natur, die Jagd, 
das Fischen und das Reisen. Auch dem Ko-
chen und Backen kann er sich zukünftig 
widmen – die Kollegen in der Kammer wer-
den seine Backkünste vermissen! Doch sei-
ne Familie wird es sicherlich freuen, denn 
sie hat sein Engagement über Jahre mitge-

tragen, auch wenn dies bedeutete, häufige 
Abwesenheit in Kauf zu nehmen. 
Natürlich nutzten auch die Mitglieder des 
Präsidiums der LÄKH die Gelegenheit, um 
Kaiser gebührend zu verabschieden. Sie 
überreichten ihm als Geschenk einen 
Whisky, der dem ehemaligen Ärztlichen 
Geschäftsführer charakterlich entspricht, 
wie die Vizepräsidentin der Kammer, Mo-
nika Buchalik, erläuterte: „Der Whisky ist 
stark, nachhaltig und rauchig – so wie Dr. 
Kaiser selbst.“ Dieser freute sich sichtlich 
über die Aufmerksamkeit und ließ es sich 
anschließend nicht nehmen, seinen Dank 
an die Versammelten zu richten. „Ich habe 
in meiner Zeit im Präsidium vermutlich 
mehr Böcke geschossen als auf der Jagd“, 
resümierte er mit dem für ihn typischen 
Humor. Doch es gab zum Abschied auch 
nachdenkliche Töne, so habe er „Glück ge-
habt“ mit der Kammer und müsse sich nun 
einfinden in die neue Rolle des Ehrenamts. 
Wir haben keinen Zweifel, dass ihm auch 
das hervorragend gelingen wird und sind 
froh, ihn weiterhin als ehrenamtlichen An-
sprechpartner in unseren Reihen zu wis-
sen. Und so möchte ich ihm im Namen der 
Ärztekammer für die Zukunft alles er-
denklich Gute wünschen.

Dr. med. Gottfried von Knoblauch  
zu Hatzbach

Auf Wiedersehen, Adieu, So long, Goodbye, Au revoir 
Empfang für Dr. med. Roland Kaiser zum Abschied aus der Landesärztekammer 

Ärztekammer

Gute Wünsche für Dr. med. Roland Kaiser aus den Reihen des Präsidiums. Vorne v. l.: Dr. med. Susanne 

Johna, Dr. med. Roland Kaiser, LÄKH-Vizepräsidentin Monika Buchalik, LÄKH-Präsident Dr. med. Gott-

fried von Knoblauch zu Hatzbach. Hinten v. l.: Dr. med. Edgar Pinkowski, Michael Andor, Dr. med. Jürgen 

Glatzel, Dr. med. Lars Bodammer, Michael Thomas Knoll
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Der 60. Jahrestag der Gründung der heutigen Landesärztekammer Hessen war An-
lass, die Geschichte der hessischen Ärztekammern von den Anfängen im späten 19. 
Jahrhundert bis zur Gründung der heutigen Landesärztekammer als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts im Jahre 1956 zu untersuchen. Die Autoren zeichnen im jetzt 
neu erschienenen Buch die Geschichte der hessischen Ärztekammern zwischen 
1887–1956 nach. Ein besonderer Fokus lag dabei auf der Zeit des Dritten Reiches.

Benno Hafeneger, Marcus Velke, Lucas Frings: 
Geschichte der hessischen Ärztekammern 
1887–1956: Autonomie, Verantwortung,  
 Interessen

 Wochenschau-Verlag 2016; 1. Aufl.; 544 Seiten, Broschur,  
€ 49.80 (Subskriptionspreis: € 39.80),  
Print ISBN:  9783734403682, E-Book ISBN: 9783734403699

Buchtipp
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Akute Infektionen an der Hand – ab wann sind sie ein 
Fall für den Handchirurgen?
VNR 2760602016104590000

Isabel Valinos, Ernst Magnus Noah

Begriffsbestimmungen

Pyogene Infektionen an der Hand wer-
den meist sehr ungenau und verallge-
meinernd („Panaritium“) bezeichnet. 
Diese Ungenauigkeit führt nicht selten 
zu Fehleinschätzungen der klinischen 
Symptomatik und in der Folge leider 
häufig zu unkritischen stereotypen Ope-
rationsweisen. 
1. Panaritium: Allgemeine Bezeichnung 

für eine Infektion im Bereich des Nagel-
walls. Die exakte anatomische Lage 
und der Schweregrad der Infektion sind 
dabei nicht enthalten. Zur genaueren 
Lokalisierung sollten zusätzlich die be-
schreibenden Attribute wie „subungua-
le“, „periunguale“, „cutaneum“, „tendi-
nosum“ und „ossale“ verwendet wer-
den. Um die Schwere des Krankheitsbil-
des und den Typ der Infektion zu erfas-
sen, sollten exaktere Bezeichnungen 
verwendet werden. Folgende Begriffe 
werden häufig synonym gebraucht: Pa-
ronychie, Eponychie, Hyponychie, Pa-
naritium parunguale, Panaritium peri-
unguale, (Nagel-)umlauf, Bulla infecta, 
Kragenknopfpanaritium u. v. m.

2. Phlegmone: Nicht abgekapselte, sich 
diffus ausbreitende Eiterung der 
Weichteile (Haut, Sehnenscheiden, 
Muskulatur) begleitet von Gewebeun-
tergang. Phlegmone können sich sehr 
schnell ausbreiten und sind daher prog-
nostisch ungünstiger als ein abszedie-
render Prozess.

3. Abszess: Eiteransammlung in einem 
durch Gewebeuntergang entstande-
nen Hohlraum, wobei der Hauptauslö-
ser meistens Staphylokoccus aureus 
ist. Abszesse können im Bereich der 
gesamten Hand vorkommen.

4. Empyem: Eiteransammlung in einer 
präformierten geschlossenen Körper-
höhle. Ihr Vorkommen an der Hand 
sind Sehnenscheiden und Gelenke. 

(Vgl. Abbildungen 1 & 2) 

Einleitung

Infektionen an der Hand werden häufig 
unterschätzt und können bei unsachge-
mäßer oder verzögerter Therapie schwer-
wiegende funktionelle Einschränkungen 
hinterlassen. Ihre Ausbreitung unterliegt 
der speziellen Anatomie der Hand und 
wird durch die Virulenz der Erreger mitbe-
stimmt. Der Einsatz von Antibiotika allein 
ist oftmals unzureichend und gerade an 
der Hand spielt die chirurgische Therapie 
eine herausragende Rolle.
Die häufigste Entstehungsursache sind 
kleine unbemerkte Verletzungen bei 
handwerklichen Tätigkeiten aller Art 
durch Eindringen von Splittern, Dornen, 
Holzspreißeln etc. Aber auch unterschätz-
te und chirurgisch deshalb nicht ausrei-
chend versorgte Wunden nehmen einen 
wesentlichen Platz unter den Infektionen 
der Hand ein.

 Bissverletzungen spielen dabei eine be-
sondere Rolle, weil sie einen hohen Konta-
minationsgrad mit virulenten Erregern 
(Eikenella corodens, Pasteurella multoci-
da) haben. Bei oberflächlich erscheinen-
der Hautläsion liegt oftmals eine tiefe Ver-
letzung mit Durchdringung der Faszie 
oder der Gelenkkapsel vor. Die häufigsten 
Erreger bei Handinfektionen sind aerobe 
grampositive Keime (65 Prozent), wobei 
vor allem Staphylococcus aureus (bis 50 
Prozent) und ß-hämolysierende Strepto-
kokken (zehn Prozent) nachgewiesen 
werden. Gramnegative Keime sind selten 
und treten meistens bei Immunsuppri-
mierten, Diabetikern oder Drogenabhän-
gigen auf. Bei chronischen Infektionen 
muss unter anderem an Tuberkulose, Sy-
philis oder eine HIV-Infektion gedacht 
werden. Abzugrenzen sind lokale Virusin-
fektionen durch Herpes simplex, welche 
virustatisch behandelt werden, und das 

Abb. 1: Klinisches Bild einer Paronychie mit sicht-

barer Eiteransammlung am lateralen Nagelwall 

Abb. 2: Fingerphlegmone. Die Entzündung hat 

sich bis zum Mittelglied ausgebreitet

Abb. 3: Klinische Prüfung bei Verdacht auf Beuge-

sehnenphlegmone 

Abb. 4: Ausbreitungsweg der V-Phlegmone 
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Pyoderma gangraenosum, welches mit 
Immunsuppressiva behandelt wird und 
ebenfalls keine operative Therapie dar-
stellt.

Symptomatik

Das klinische Erscheinungsbild zeichnet 
sich durch Schmerzen, Schwellung, Rö-
tung, Überwärmung sowie eine einge-
schränkte Funktion der betroffenen Extre-
mität aus. Diese Symptome sind jedoch 
teilweise unspezifisch und können auch 
gänzlich fehlen. Infektionen am Nagelwall 
beginnen mit einer leichten Rötung und 
Berührungsempfindlichkeit, welche im 
Verlauf stark zunimmt und es kommt zu 
einem nächtlichen Pochen des Fingers. Kli-
nische Hinweise für eine Gelenkinfektion 
sind ein axialer Stauchungsschmerz sowie 
ein passiver Bewegungsschmerz bei der 
Untersuchung. Systemische Anzeichen 
wie Fieber oder Lymphknotenschwellung 
treten meist nur bei tieferen bzw. fortge-
schritteneren Infektionen auf. Klassische 
klinische Zeichen für eine Infektion der 
Beugesehnen sind die Schmerzprovokati-
on durch passive Extension des Fingers, ei-

ne symmetrische wurstartige Schwellung 
des gesamten Fingers, Druckschmerz ent-
lang der Beugesehnenscheide und Schon-
haltung des Fingers in halb gebeugter Posi-
tion (Abbildung 3). An Daumen und Klein-
finger können diese klinischen Zeichen we-
niger deutlich ausgeprägt sein, was ver-
mutlich auf die bessere Drainagemöglich-
keit der Beugesehnenscheiden zum Unter-
arm hin zurückzuführen ist. Aufgrund die-
ses Aufbaus können sich Infektionen am 
Kleinfinger über die Hohlhand zum Dau-
men hin ausbreiten und umgekehrt 
(V-Phlegmone, Abbildung 4). Ist die Hohl-
hand mitbetroffen, so tritt aufgrund der 
anatomischen Gegebenheiten (feste Kon-
struktion der Palmaraponeurose) häufig 
ein Begleitödem des Handrückens auf.

Diagnostik

Im Vordergrund der diagnostischen Abklä-
rung steht, neben der klinischen Untersu-
chung, eine sorgfältige Anamneseerhe-
bung (Begleiterkrankungen, Risikofakto-
ren, vorangegangene operative Eingriffe). 
Ein ausreichender Tetanusschutz ist im-
mer zu prüfen und ggf. zu gewährleisten. 

Bei Tierbissen ist zu klären, ob das Tier be-
kannt ist und eine Impfung des Tieres er-
folgt war. Andernfalls ist eine Tollwutimp-
fung einzuleiten. 
Röntgenaufnahmen sind bei dem Ver-
dacht einer tiefer gehenden Infektion un-
erlässlich, um eine knöcherne Beteiligung 
auszuschließen. Anamnestische Hinweise 
auf Frakturen, Fremdkörper oder Gelenk-
veränderungen erfordern ebenfalls eine 
radiologische Untersuchung (Standard-
röntgen in zwei Ebenen). 
Der Einsatz weitergehender bildgebender 
Verfahren ist in der Regel entbehrlich und 
darf die Therapie nicht verzögern. Labor-
befunde dienen zur Diagnostik, Differen-
zialdiagnostik sowie zur Verlaufsbeurtei-
lung. Sie sollten das Blutbild mit Leukozy-
tenzahl und das C-reaktive Protein umfas-
sen. Kommt differenzialdiagnostisch eine 
Hyperurikämie in Betracht, kann der 
Harnsäurespiegel ergänzend ermittelt 
werden. Die Bestimmung der Blutglukose-
werte dient dem Ausschluss eines Diabe-
tes mellitus. Dieser kann im Rahmen eines 
schweren Handinfektes erstmals diagnos-
tiziert werden. Grundsätzlich gilt, dass 
normwertige Entzündungsparameter kein 

Abb. 5: Bedeutung der dorsalen Gelenkkapseln bei Faustschlagverletzungen. a: Handrückenphlegmone zwei Tage nach Primärnaht der Wunde –  

b: fortschreitende Phlegmone, das Debridement war unzureichend – c: funktionell gutes Ergebnis drei Monate postoperativ nach erneutem radikalen Debri-

dement. Das Ausmaß des notwendigen Debridements wird an der Schnittführung erkennbar

Fortbildung

Multiple Choice-Fragen
Die Multiple Choice-Fragen zu dem Ar-
tikel „Akute Infektionen an der Hand 
– ab wann sind sie ein Fall für den 
Handchirurgen?“ finden Sie im Mitglie-
der-Portal der Landesärztekammer 
(https://portal.laekh.de) sowie auf 
den Online-Seiten des Hessischen Ärz-
teblattes (www.laekh.de). Die Teilnah-
me zur Erlangung von Fortbildungs-

punkten ist ausschließlich online über 
das Mitglieder-Portal (https://por-
tal.laekh.de) vom 25.09.2016 bis 
24.09.2017 möglich.

Mit Absenden des Fragebogens bestä-
tigen Sie, dass Sie dieses CME-Modul 
nicht bereits an anderer Stelle absol-
viert haben.

a b c

Schreiben Sie uns 
 Ihre Meinung
Die Beiträge im Hessischen Ärzteblatt 
sollen zur Diskussion anregen. Deshalb 
freut sich die Redaktion über Leser-
briefe, Vorschläge, Lob oder Kritik. 
Grundsätzlich behält sich die Redakti-
on Kürzungen jedoch vor. E-Mails rich-
ten Sie bitte an: haebl@laekh.de; Briefe 
an das Hessische Ärzteblatt, Im Vogels-
gesang 3, 60488 Frankfurt/Main.
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Ausschlusskriterium darstellen und die In-
dikation zur Operation keinesfalls von Ih-
nen abhängig gestellt werden darf.

Therapeutisches Vorgehen

Bei sehr früher Diagnosestellung ist in sel-
tenen Fällen ein kurzfristiger konservati-
ver Therapieversuch (lokale Behandlung, 
evtl. kombiniert mit einer systemischen 
Antibiose) möglich. Der Zeitpunkt zur 
operativen Intervention darf jedoch kei-
nesfalls versäumt werden und ist frühzei-
tig anzustreben (spätestens nach der ers-
ten schlaflosen Nacht). Ein Übergreifen 
der Infektion auf tieferliegende Struktu-
ren wie Sehnen, Gelenke oder Knochen 
muss unbedingt vermieden werden. Infek-
tionen der Beugesehnenscheiden haben 
eine ungünstige Prognose, daher sollte die 
Indikation für eine ausgedehnte Revision 
bereits im Verdachtsfall frühzeitig gestellt 
und durchgeführt werden. Bei Tier- und 
Menschenbissverletzungen (Cave: Faust-
schlagverletzungen, Abbildungen 5, a-c) 
ist besondere Vorsicht geboten, da sie 
durch ihr virulentes Keimspektrum ein be-
sonders hohes Risiko der schnellen Aus-
breitung einer Infektion haben. Perforie-
ren die Wunden nach einer Bissverletzung 
die Haut, so muss umgehend eine chirur-
gische Revision mit Exzision der Bissstel-
len erfolgen. 
Infekte im Fingerbereich können meist in 
Oberst’scher Leitungsanästhesie an der 
Fingerbasis versorgt werden. Eine lokale 
Injektion am Mittel- oder Endglied sollte 
aufgrund der Schmerzhaftigkeit und auf-
grund der Nähe zum Infektionsort unter-
lassen werden. Chirurgische Eingriffe bei 
Infektionen der Hand sollten besser in 
Plexusanasthesie, ggf. sogar in Allge-
meinnarkose erfolgen. Die intraoperativ 
erwünschte Blutsperre wird am Finger 
mit einfachem Gummizügel oder am 

Oberarm mit einer Blutdruckmanschette 
gewährleistet. Eine Blutleere mit Auswi-
ckeln des Armes ist im Hinblick auf eine 
Keimverschleppung kontraindiziert. 
Das operative Prinzip besteht in einer aus-
reichend breiten Eröffnung des Infektions-
herdes, vollständiger Ausräumung und 
Keimelimination. Dabei sind die allgemein 
anerkannten Schnittführungen der Hand-
chirurgie zu beachten. Bei ausgedehnten 
Prozessen sollte die Einlage einer Draina-
ge, ggf. Spüldrainage (Sehnenscheide) er-
folgen. Bei knöcherner Mitbeteiligung 
oder Gelenkinfektion haben sich Anlagen 
von Antibiotika-Miniketten bewährt. 
Intraoperativ ist ein Abstrich, je nach Be-
fund ggf. auch eine Gewebeprobe für die 
mikrobiologische Untersuchung zu ent-
nehmen. Bis zum Vorliegen des Antibio-
gramms sollte begleitend zur operativen 
Therapie eine kalkulierte antibiotische 
Therapie erfolgen. Hierfür eignen sich 
zum Beispiel Cephalosporine, da es sich, 
wie oben erwähnt, in den meisten Infekti-
onsfällen um ein grampositives Keimspek-
trum handelt. Antibiotika ersetzen ein 
chirurgisches Debridement in keinem Fall.
Verpasst man den Zeitpunkt zur rechtzei-
tigen chirurgischen Revision, können bei 
fortgeschrittenen Infekten mit eingetre-
tenem Gewebeuntergang Amputationen 
von Fingern, Fingeranteilen oder größe-

ren Abschnitten der oberen Extremität er-
forderlich werden (vgl. Abbildungen 6).
Die Kenntnis der Anatomie ist für eine chi-
rurgische Versorgung an der Hand unab-
dingbar. Eine anatomie- und stadienge-
rechte Vorgehensweise kann in den meis-
ten Fällen größere Komplikationen und 
spätere funktionelle Störungen vermei-
den. Ein simpler Entlastungsschnitt bei ei-
ner oberflächlichen Nagelwallinfektion ist 
unter Beachtung der unten beschriebenen 
Schnittführung in der allgemeinen chirur-
gischen Praxis zu vertreten. Tieferliegen-
de oder fortschreitende Infektionen (Beu-
gesehnenphlegmonen schon im Ver-
dachtsfall!), sowie Bissverletzungen soll-
ten frühzeitig in einer handchirurgischen 
Klinik versorgt, beziehungsweise die pri-
märe Operation von einem geübten 
Handchirurgen unter Kenntnis der Anato-
mie gründlich durchgeführt werden.

Tipps für die Schnittführung  
im Bereich des Nagelwalls

Der Infektionsherd ist über dem „Punk-
tum maximum“ zu eröffnen, welcher zu-
meist gleichbedeutend mit dem höchsten 
Schmerzpunkt ist. Bei Inzisionen am seitli-
chen Nagelwall sollte die Schnittführung 
parallel zum Nagel erfolgen. Hierbei ist 
wichtig, einen ausreichenden Abstand 

Abb. 6: Fortgeschrittene Infektion am Fingerendglied mit Nekrose und Knochenbefall  

a: Befund bei Aufnahme – b: postoperativ nach Endgliedamputation 

Abb. 7: Inzisionen am Nagelwall. a: günstige Schnittführung – b: ungünstige Schnittführung – c: Schema der 1:1 Regel 
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zum Nagelfalz einzuhalten. Ein 1 cm lan-
ger Hautschnitt benötigt einen Abstand 
von 5 mm (1:1 Regel). Inzisionen am pro-
ximalen Nagelwall sind aufgrund der 
Durchblutungsverhältnisse radiär durch-
zuführen. Meistens genügt ein einseitiger 
Schnitt. Der Infektionsherd sollte unbe-
dingt exzidiert und nicht nur inzidiert 
werden. Auf eine Lascheneinlage kann 
fast immer verzichtet werden, wenn das 
infizierte Gewebe vollständig entfernt 
wurde. Drainagen am Nagelwall bei klei-
ner Schnittführung können den Wundab-
fluss sogar behindern. Mit einem Feucht-
verband und täglichen Fingerbädern kann 
ein vorzeitiges Verkleben der Wundränder 
vermieden werden und ein Sekretabfluss 

ausreichend gewährleistet sein.  
(Vgl. Abbildungen 7a-c)

Fazit

Frühzeitig erkannt und unter Einleitung 
der notwendigen Therapiemaßnahmen 
sind die Prognosen auf eine vollständige 
Genese bei Handinfektionen günstig. Jeg-
liche Zeitverzögerungen des Therapiebe-
ginns verschlechtern die Aussichten auf 
eine vollständige Genesung (im Zweifel 
lieber einmal häufiger den Facharzt für 
Handchirurgie konsultieren). Die klini-
sche Symptomatik ist führend, Laborbe-
funde alleine können keine Infektionen 
der Hand beweisen oder ausschließen.

Besondere Vorsicht ist bei Bissverlet-
zungen geboten, das Ausmaß der Ver-
letzungen und deren Folgen werden 
häufig unterschätzt. Bei Faustschlagver-
letzungen sollte immer an eine poten-
zielle Menschenbissverletzung mit er-
höhter Infektionsgefahr gedacht wer-
den (Anamnese!).

Dr. med. Isabel Valinos
Prof. Dr. med. Ernst Magnus Noah

Rotes Kreuz Krankenhaus Kassel (RKH)
Klinik für Plastische, Ästhetische und  

Rekonstruktive Chirurgie 
Hansteinstraße 29, 34121 Kassel

Fon: 0561-30864501
E-Mail: valinos@rkh-kassel.de
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Silvia Happel feiert 25-jähriges Dienstjubiläum

Am 1. Oktober 2016 feiert die Leiterin der 
Carl-Oelemann-Schule (COS) in Bad Nau-
heim, Silvia Happel, ihr 25-jähriges 
Dienstjubiläum. Die COS ist zuständig für 
den überbetrieblichen Teil der Ausbildung 
von Medizinischen Fachangestellten. Sil-
via Happel startete ihre berufliche Lauf-
bahn am 1. Oktober 1991 als Arzthelferin 
im Unterrichtsbereich. 
Schnell erkannte die damalige Schulleite-
rin, Jutta Beleites, das Potenzial ihrer Mit-
arbeiterin, die sich während ihrer Tätig-
keit in der Schule zur Arztfachhelferin 
weiterbildete und später ein berufsbe-
gleitendes Studium „Medizinpädagogik“ 
mit Diplom abschloss. Dass sie einmal in 
die Fußstapfen ihrer Chefin treten wür-
de, zeichnete sich spätestens mit Ab-
schluss ihres Studiums ab. Hier hatte sie 
sich das nötige Rüstzeug für eine Weiter-
entwicklung des Bildungsbereichs der 
Carl-Oelemann-Schule erworben und 
setzt es bis heute mit viel Engagement 
und Freude um. 
Seit 1. Januar 2007 ist Silvia Happel Schullei-
terin der Carl-Oelemann-Schule und führt 
die Schule, die bundesweit als beispielhafte 

Einrichtung angesehen ist, gut vorbereitet 
in die Zukunft. 
In den Gremien der Carl-Oelemann-Schu-
le ist ihre minutiöse Vorbereitung jedwe-
der Sitzung gleichermaßen bekannt und 
geschätzt. Dabei setzt sie auf Teamwork, 
was sich nicht zuletzt in den hervorragen-
den Ergebnissen „ihrer“ COS im Qualitäts-
management gezeigt hat. 

Sich ständig weiter zu entwickeln und sich 
nicht mit dem Erreichten zufrieden zu ge-
ben, zeichnet ihre Arbeit für die Schule 
aus. Großen Wert legt Silvia Happel, die 
über schier unerschöpflich scheinende 
Kraft- und Energiereserven verfügt, auf 
ein Bildungsangebot, das sich an den Ent-
wicklungen im Gesundheitswesen orien-
tiert und immer die Bedürfnisse von Praxis 
und Klinik berücksichtigt.
Ihre Ideen für die künftige weitere Ent-
wicklung eines bedarfsorientierten und 
modernen Bildungsangebotes in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung Medizinischer 
Fachangestellter bringt sie auch in der 
Bundesärztekammer ein. Hier war sie 
maßgeblich an der Entwicklung von Curri-
cula beteiligt und ist seit dem Jahr 2015 
Mitglied im Ausschuss „Medizinische 
Fachberufe“ der Bundesärztekammer.
Die Landesärztekammer und die Gremien 
der Carl-Oelemann-Schule gratulieren 
herzlich zum Jubiläum.

Prof. Dr. med. Alexandra Henneberg
Vorsitzende des Vorstandes  

der Carl-Oelemann-Schule 

Gratulationen für Silvia Happel
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Fortbildung

Multiple Choice-Fragen:
Akute Infektionen an der Hand – ab wann sind sie ein Fall für den Handchirurgen?

VNR 2760602016104590000

(nur eine Antwort ist richtig)

1. Welche Aussage trifft zu?
1) Abszesse sind prognostisch ungünsti-

ger als Phlegmonen.
2) Panaritium ist eine allgemeingültige 

Bezeichnung für eine Infektion am Na-
gelwall.

3) Der Begriff Panaritium definiert den 
Ort und die Schwere einer Entzündung.

4) Phlegmonen breiten sich langsam im 
Verlauf von Sehnenscheiden aus.

2. Welche Aussage ist richtig?
1) Gramnegative Keime spielen bei Im-

munsupprimierten, Diabetikern oder 
Drogenabhängigen eine untergeord-
nete Rolle.

2) Das Pyoderma gangraenosum muss 
chirurgisch saniert werden.

3) Bißverletzungen können zunächst an-
tibiotisch behandelt werden.

4) Bei chronischen Infektionen muss un-
ter anderem an Tuberkulose, Syphilis 
oder eine HIV-Infektion gedacht wer-
den.

3. Welche Aussage ist falsch?
1) Bißverletzungen weisen einen hohen 

Kontaminationsgrad mit virulenten Er-
regern auf.

2) Beugesehneninfektionen haben eine 
gute Prognose weil sie durch die Seh-
nenscheide gespült werden können.

3) Im Anfangsstadium einer Infektion ist 
manchmal ein konservativer Therapie-
versuch gerechtfertigt.

4) Bei Bißverletzungen müssen die Bißka-
näle umgehend chirurgisch exzidiert 
werden.

4. Die Anästhesie bei Handinfektionen...
1) ...sollte immer in Plexus oder in Allge-

meinanästhesie erfolgen.
2) ...sollte immer nahe am Infektionsherd 

liegen.

3) ...kann im Bereich der Finger mittels 
Oberst-Leitungsanästhesie erfolgen.

4) ...spielt eine untergeordnete Rolle.

5. Welche Aussage zur Diagnostik bei 
Handinfektionen ist richtig?
1) Eine Laboruntersuchung ist immer er-

forderlich.
2) Laborchemische Infektparameter 

(Blutbild, CRP) können zur Verlaufbe-
urteilung hilfreich sein.

3) Eine Röntgenuntersuchung gehört zur 
Standarddiagnostik.

4) Normwertige Entzündungsparameter 
schließen eine Infektion aus.

6. Welche Aussage zur Antibiotikathera-
pie trifft zu?

1) Eine Antibiotikatherapie sollte erst 
nach Voriegen des Resistogramms be-
gonnen werden.

2) Cephalosporine sind im Falle eines 
grampositiven Keimspektrums meist 
wirksam.

3) Ein chirurgisches Debridement sollte 
erst nach Versagen der antibiotischen 
Therapie durchgeführt werden.

4) Bei ausreichendem Tetanusschutz 
kann auf eine Antibiose verzichtet wer-
den.

7. Welche Aussage ist falsch?
1) Eine akute Infektion im Bereich des Na-

gelwalls ist häufig eine Blickdiagnose.
2) Auf eine ausführliche Anamnese und 

klinische Untersuchung kann meistens 
verzichtet werden.

3) Infektionen am Kleinfinger können sich 
über die Hohlhand auf den Daumen 
ausbreiten.

4) Eine Infektion im Bereich der Handin-
nenfläche führt häufig zu einem Ödem 
des Handrückens.

8. Inzisionen am Nagelwall...
1) ...können in beliebiger Richtung durch-

geführt werden.
2) ...müssen die Durchblutungsverhältnis-

se beachten.
3) ...sollten am proximalen Nagelwall pa-

rallel zum Nagel erfolgen.
4) ...sollten am lateralen Nagelwall in que-

rer radiärer Schnittführung erfolgen.

9. Welche Aussage zu Nagelwallinfektio-
nen ist falsch?

1) Lascheneinlagen am Nagelwall können 
den Wundabfluss behindern.

2) Der Infektionsherd sollte exzidiert wer-
den.

3) Der Infektionsherd sollte inzidiert wer-
den.

4) Ein einseitiger Schnitt ist meistens aus-
reichend.

10. Welche Aussage ist richtig?
1) Anatomische Kenntnisse sind kein es-

senzieller Bestandteil bei der chirurgi-
schen Versorgung von Handinfektio-
nen.

2) Zeitverzögerungen des Therapiebe-
ginns können durch ein chirurgisches 
Debridement wieder ausgeglichen 
werden.

3) Funktionelle Störungen sind nach Aus-
heilung des Infektes nicht zu erwarten.

4) Das funktionelle Endergebnis nach 
Ausheilung des Infektes hängt unter 
anderem von der postoperativen Nach-
sorge (Physio- und Ergotherapie) ab. 
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E-Health: Qualität geht vor Schnelligkeit!
Die Landesärztekammer Hessen fordert den Schutz sensibler Patientendaten

„Die Ziele des E-Health-Gesetzes sind hoch 
gesteckt: elektronische Verwaltung und 
Übermittlung von medizinischen Patien-
teninformationen für eine bessere, schnel-
lere und sichere Kommunikation im Ge-
sundheitswesen. Diese Entwicklung ist aus 
Sicht der Ärzteschaft prinzipiell richtig, 
doch bei der Umsetzung darf keinesfalls 
Schnelligkeit vor Qualität gehen. Der Da-
tenschutz muss allerhöchste Priorität ha-
ben“, unterstrich Dr. med. Gottfried von 
Knoblauch zu Hatzbach, Präsident der Lan-
desärztekammer Hessen (LÄKH), den 
Standpunkt der hessischen Ärzteschaft 
zum E-Health-Gesetz, das am 1. Januar 
2016 in Kraft getreten ist. 
Auf einer Pressekonferenz informierten 
von Knoblauch zu Hatzbach, Dr. med. Ed-
gar Pinkowski (Präsidiumsmitglied der 
LÄKH und Vorsitzender des Ausschusses 
Telematik) und Ralf Münzing (Abteilungs-
leiter EDV und Organisationsentwicklung), 
Medienvertreter über die Veränderungen, 
die auf Ärzte und Patienten zukommen. 
Probleme bei der Umsetzung sieht die 
Kammer vor allem im Datenschutz. 
So existiert noch keine telematische Infra-
struktur für die elektronische Kommunika-
tion, und es fehlt an einer flächendecken-
den Breitbandvernetzung. Auch ist nicht si-
cher, wo die Informationen künftig gespei-
chert werden. Münzing betonte, dass nach 
derzeitiger Planung nur die Speicherung 
der Notfalldaten auf der elektronischen 
Gesundheitskarte (eGK) geplant sei, wäh-
rend die übrigen Daten auf zentralen Ser-
vern liegen sollen. „Patientendaten sind ein 
potenziell gefährdetes Gut. Sie sind für 
Pharmaindustrie, Krankenkassen, Versi-
cherungen oder Arbeitgeber hoch interes-
sant. Daher müssen höchste Anforderun-
gen an den Datenschutz gestellt werden“, 
warnt Pinkowski: „Die Landesärztekammer 
Hessen fordert, dass die Sicherheit der Da-
ten bei allen Entwicklungen absolute Priori-
tät hat.“ 
Deutlich kritisierten die Referenten auch 
die im Oktober geplante Einführung des 
Medikationsplans in Papierform. Der Plan 
erfülle in dieser Form keinesfalls seinen 
Zweck, da nicht gewährleistet sei, dass es 

sich bei dem vom Patienten mitgeführten 
Ausdruck um den aktuellsten handle. „Da-
her fordern wir die ausschließliche Speiche-
rung des Plans auf der elektronischen Ge-
sundheitskarte“, so Pinkowski. 
Gegen den Vorwurf der Innovationsfeind-
lichkeit wehrten sich von Knoblauch zu 
Hatzbach und Pinkowski entschieden: 
„Uns sind die Vorteile der Telematik be-
wusst, und wir setzen uns dafür ein, sie auf 
sinnvollem Wege zu nutzen – wie etwa bei 
der Schlaganfallbetreuung. Doch bei allen 
technischen Neuerungen muss die Sicher-
heit des Patienten und seiner Daten aller-
höchste Priorität haben“, erklärte der Prä-
sident. Dies sei die Grundvoraussetzung 
für die Vertrauensbeziehung zwischen Pa-
tient und Arzt. Daher sei auch die Rege-
lung der ärztlichen (Muster-) Berufsord-
nung zur Telemedizin, wonach Fernbe-
handlung als ausschließliche Behandlung 
nicht erlaubt ist, im Interesse aller Betei-
ligten. „Das Fernbehandlungsverbot dient 
sowohl dem Schutz der Ärzte als auch der 
Patienten. Bei Behandlungen, die aus-
schließlich über Kommunikationsnetze 
stattfinden, besteht die Gefahr, dass wich-
tige Fakten nicht thematisiert werden“, so 
von Knoblauch zu Hatzbach. So sei die Te-
lemedizin eine sinnvolle Ergänzung zur 
persönlichen Untersuchung, jedoch kei-
nesfalls eine Alternative für das persönli-
che Arzt-Patienten-Gespräch. 

Wichtige Instrumente des E-Health-Ge-
setzes sind die eGk und der elektronische 
Arztausweis (eArztausweis), mit dem 
Ärzte qualifiziert elektronisch signieren 
und auf die Patientendaten zugreifen kön-
nen, die auf der eGk gespeichert werden. 
Aus Datenschutzgründen hat sich die De-
legiertenversammlung der LÄKH bislang 
gegen die Ausgabe der eArztausweise 
ausgesprochen. Stattdessen wurde ein 
Sichtausweis ausgegeben, mit dem Ärzte 
nach Bedarf ohne die Telematik-Infra-
struktur qualifiziert signieren können. 
„Erst ab 2018, wenn auf der elektroni-
schen Gesundheitskarte Notfalldaten ge-
speichert werden, braucht es den eArzt-
ausweis. Bis dahin dient er lediglich als 
Sichtausweis, für die Nutzung weiterer 
Funktionen besteht noch keine Infrastruk-
tur“, erläutert Pinkowski. Da die Politik je-
doch auf eine zügige Umsetzung des 
E-Health-Gesetzes drängt, sogar mit 
Sanktionen droht, werde die Ärztekam-
mer sich nicht gegen die Ausgabe des 
eArztausweises sperren, sagte von Knob-
lauch zu Hatzbach: „Statt einer übereil-
ten Einführung sollte der Gesetzgeber je-
doch zunächst die notwendigen Voraus-
setzungen schaffen.“ (Vgl. dazu den Be-
schluss der Delegiertenversammlung vom 
14. September 2016, unter www.laekh.de)

Caroline McKenney

Anzeige

Ärztekammer
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Krankenhausärzte zwischen Medizin und Ökonomie 
Referat beim 119. Deutschen Ärztetag in Hamburg 

Leider wurde bei der politisch initiierten 
Ökonomisierung unseres Gesundheitswe-
sens die Frage, wie sich Gesundheitsfürsor-
ge und Wettbewerb vereinbaren lassen, von 
den politischen Entscheidungsträgern aus-
geblendet. Stattdessen wurde Wettbewerb 
im Wettstreit zwischen medizinischen und 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten zum un-
fehlbaren Schiedsrichter erklärt. 
Offensichtlich glauben unsere Gesund-
heitspolitiker auch 13 Jahre nach Einfüh-
rung des „ pauschalierenden Entgelt-Sys-
tems“ noch immer, mit ungeregeltem 
Wettbewerb ein Instrument gefunden zu 
haben, das zwischen Medizin und Wirt-
schaftlichkeit den richtigen Weg findet. 
Wer Wettbewerb um jeden Preis will, oh-
ne für das Gesundheitssystem sachge-
rechte Rahmenbedingungen zu schaffen, 
der darf sich nicht wundern, wenn er 
Wettbewerb mit allen positiven aber auch 
negativen Facetten bekommt. Mit ande-
ren Worten: Wer das Gesundheitswesen 
als Teil der staatlichen Daseinsfürsorge 
über ökonomische Kriterien organisiert, 
muss sich nicht wundern, wenn es sich 
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien 
ausrichtet.
 Leitende Krankenhausärzte sehen die 
Über-Ökonomisierung der Medizin seit 
Jahren besorgt. Wesentliche Ursache ist 
das Fallpauschalensystem, das einen neuen 
Ordnungsrahmen geschaffen hat. Ein wett-
bewerbliches Marktsystem, das zu viele 
Widersprüche zu einer indikatorisch und 
therapeutisch sinnvollen Versorgung von 
Schwerstkranken geschaffen hat. Mit die-
ser Entwicklung fiel allen im Krankenhaus 
tätigen Arztgruppen, insbesondere leiten-
den Ärzten, die Verpflichtung zu, betriebs-
wirtschaftliche Wahrheiten mit medizini-
schen Notwendigkeiten zu relativieren. 

Medizin versus Ökonomie

Ökonomie aus medizinischer Sicht sieht 
anders aus als das, was in der allgemeinen 
Betriebswirtschaftslehre an ökonomischer 
Weisheit gepredigt und von Betriebswir-
ten umgesetzt wird. Insbesondere die Dis-
kussion um Chefarzt-Boni hat gezeigt, wie 

ärztliches Entscheidungsverhalten sys-
tembedingt in ethisch fragwürdige Berei-
che gedrängt wird. Die Bundesärztekam-
mer (BÄK) und der Verband der Leiten-
den Krankenhausärzte Deutschlands 
(VLK) sehen sich deshalb seit Jahren ge-
zwungen, aus medizinischer Sicht auf die 
Unzulänglichkeiten wirtschaftlicher Fun-
damentalaxiome hinzuweisen. 
Ethisch verantwortungsbewusste Medizin 
kennt nicht den Verkauf von Diagnose und 
Therapie zur Prestigesteigerung oder Ge-
winnmaximierung des Unternehmens 
Krankenhaus. Ärzte dürfen daher weder 
von Trägern noch von Geschäftsführungen 
an solchen Strategien beteiligt oder gar per 
Dienstvertrag verpflichtet werden. In den 
vergangenen Jahren wurde, wie von BÄK 
und VLK befürchtet, der Bogen trotz vielfa-
cher Mahnungen deutlich überspannt. Der 
Konflikt zwischen Medizin und Ökonomie 
hat sukzessive von den leitenden Kranken-
hausärzten auf alle an der Krankenhausver-
sorgung beteiligten Ärzte übergegriffen. 
Insbesondere die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft (DKG) empfahl noch in der 
9. Auflage ihrer Beratungs- und Formulie-
rungshilfen für Chefarztverträge, Boni für 
leitende Ärzte an mengenassoziierte Ziel-
vereinbarungen zu knüpfen [1]. Entspre-
chend stieg der Anteil von Verträgen mit 
variablen Vergütungskomponenten und 
festgelegten monetären Anreizen nach ei-
ner Kienbaum-Studie zur Vergütung von 
Führungs- und Fachkräften in Kranken-
häusern vom 11. Mai 2016 von knapp fünf 
Prozent im Jahre 1995 auf über 97 Pro-
zent im Jahr 2015 [2]. 

Als besonders problematisch stuften BÄK 
und VLK die Vertragsentwicklungen im Be-
reich der nachgeordneten Krankenhausärz-
te ein. Bereits 2011 wiesen 19 Prozent der 
Oberärzte, 15 Prozent der Fachärzte, ja so-
gar sechs Prozent der Ärzte in Weiterbil-
dung mengenassoziierte Bonusregelungen 
in ihren Dienstverträgen auf – Tendenz 
steigend [3]. Das Perfide an dieser Vorge-
hensweise war, dass jüngere Kolleginnen 
und Kollegen, insbesondere Berufsanfän-
ger, die ethisch-medizinischen und berufs-
rechtlichen Konsequenzen in aller Regel 
nicht überblicken konnten. Ihnen wurde 
per Vertrag eine gefährliche Sichtweise des 
Arztberufes als „normal“ verkauft, obwohl 
Krankenhausträger und Geschäftsführun-
gen wissen mussten, dass jeder Kranken-
hausarzt als Mitglied eines „freien Berufes“ 
einer Berufsordnung unterworfen ist. 
Diese legt in § 23 Absatz 2 der (Mus-
ter-)Berufsordnung für die in Deutschland 
tätigen Ärzte (MBO-Ä) fest, dass in Bezug 
auf Verträge und Vergütungsvereinbarun-
gen die Unabhängigkeit der medizinischen 
Entscheidung des Arztes sichergestellt sein 
muss. Damit waren spätestens seit in Kraft 
treten der MBO-Ä im Jahr 2007 mengenas-
soziierte Zielvereinbarungen oder Bonusre-
gelungen unzulässig. 
Ärzte sind Pflichtmitglieder in der Ärzte-
kammer, die die Umsetzung des Berufs-
rechtes zu kontrollieren hat. Eine solche 
Verpflichtung besteht für keinen anderen 
Bereich im Krankenhaus. Insofern hat der 
Arzt im Krankenhaus eine besondere Rolle 
bei der Patientenversorgung, die über die 
übliche Hierarchie in der Krankenhaus-
struktur hinausgeht. Natürlich wissen 
auch wir, dass sich Krankenhausärzte 
wirtschaftlichen Zwängen nicht grund-
sätzlich entziehen können. Es wird immer 
zu einer Synthese von medizinischer Not-
wendigkeit und wirtschaftlichen Zwängen 
kommen müssen. Als Handlungsmaxime 
hierfür hat sich folgende „Faustregel“ als 
sehr hilfreich erwiesen, die der Medizin-
ethiker Urban Wiesing 2013 formuliertet: 
„Solange betriebswirtschaftliches Denken 
dazu dient, eine indizierte Maßnahme 
möglichst wirtschaftlich und effektiv um-

Prof. Dr. med. Hans-Fred Weiser während seines 
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zusetzen, ist es geboten. Der Rubikon ist 
überschritten, wenn ökonomisches Den-
ken zur Erlössteigerung die medizinische 
Indikationsstellung beeinflusst.“ [4] 
Dabei ist der Arzt als „Freiberufler“ der 
medizinischen Notwendigkeit schon des-
halb mehr verpflichtet, weil er dies gegen-
über dem Patienten persönlich zu vertre-
ten hat. Hier gilt es umzusteuern und den 
Arzt im Vergleich zu den Verwaltungsbe-
rufen des Krankenhauses wieder in den 
Vordergrund, zumindest jedoch auf die 
gleiche Ebene, zu stellen. Ein wesentliches 
Element zur Gestaltung der Freiberuflich-
keit ist die Gebührenordnung für Ärzte 
(GOÄ). Sie muss so angelegt sein, dass sie 
die Tätigkeit am Krankenhaus absichert. 
Eine entsprechend formulierte und allein 
durch das Arzt-Patienten-Verhältnis be-
stimmte GOÄ ist Voraussetzung für die 
Sonderrolle des Arztes als freier Beruf am 
Krankenhaus. 
Dies betrifft ausdrücklich nicht nur leiten-
de Ärzte, sondern alle Arztgruppen, die in 
die stationäre Patientenversorgung einge-
bunden sind, und dient gleichermaßen 
den Patienten wie auch unserem Berufs-
stand. Leider zeigten sich die Kranken-
hausträger trotz Fehlentwicklungen und 
vielfacher Mahnungen durch die BÄK und 
den VLK erst unter dem Druck der Öffent-
lichkeit Ende 2012, nach dem Transplan-
tationsskandal, beeindruckt. 
In entsprechenden Rundschreiben der 
DKG wurde die Problematik zwar ange-
sprochen, die Nichteignung von mengen-
assoziierten Bonusregelungen wurde al-
lerdings nur für die Transplantationsme-
dizin eingeräumt. Die Krankenhausträger 
waren noch immer nicht bereit, in Gänze 
auf mengenassoziierte Zielvereinbarun-
gen zu verzichten. Aus diesem Grund ha-
ben die BÄK und der VLK am 27. Juli 2013 
die gemeinsame Koordinierungsstelle zu 
„Zielvereinbarungen in Verträgen mit lei-
tenden Krankenhausärzten“ nach § 136a 
SGBV gegründet. Ziel war es, inhaltlich, 
ethisch, und/oder berufsrechtlich kriti-
sche Zielvorgaben zu identifizieren, zu 
prüfen und bei inhaltlicher oder juristi-
scher Anstößigkeit kommentierend zu 
veröffentlichen, um so dem Abschluss 
inakzeptabler Zielvereinbarungen mög-
lichst frühzeitig entgegen zu wirken. Ziel 
war es ausdrücklich nicht, Krankenhaus-
verwaltungen, Träger oder Ärzte öffent-

lich an den Pranger zu stellen. Allerdings 
sollte der öffentliche und politische Druck 
auf die Vertragspartner erhöht werden. 
Entsprechend wurden bis zum 1. Mai 
2016 in 13 Sitzungsrunden 103 Verträge 
überprüft. Bewertungskriterien der Koor-
dinierungsstelle waren: 
1) Vereinbarkeit mit dem Wortlaut des 

§ 136a SGB V, 
2) Verträglichkeit mit der Intention des 

§ 136a SGB V, 
3) Akzeptanz ökonomischer Inhalte von 

Zielvereinbarungen, soweit eine Beein-
flussung medizinischer Indikationsstel-
lung und ärztlichen Handelns ausge-
schlossen werden konnte. 

Nach Durchsicht der ersten Vertragsent-
würfe wurde deutlich, in welchem Aus-
maß Krankenhausärzten mengenassozi-
ierte und damit indikationsgefährdende 
Zielvereinbarungen aufgenötigt wurden. 
Obwohl in einigen Präambeln zu Zielver-
einbarungsverträgen markige Sätze wie: 
„Die Würde des Patienten ist unantastbar“ 
oder „Im Team schaffen wir Höchstleis-
tungen“ zu lesen waren, ließen die Inhalte 
der Zielvereinbarungen ein klar ökono-
misch geprägtes Muster erkennen: 
• Erreichen eines vorgegebenen Jahres-

ergebnisses gemäß Businessplan,
• Erreichen der Produktivität von 155,3 

Bewertungsrelationen/Vollkraft, 
• Erreichen einer vorgegebenen Anzahl 

von Case-Mix-Punkten,
• Einhaltung des Budgets für medizi-

nischen Sachbedarf, 
• Senkung der Lost-Profit Ratio (mög-

lichst wenig Fälle mit Verlust bzw. mög-
lichst viele mit Profit),

• Steigerung des operativen Ergebnisses 
(EBITDA),

• Optimierung der Verweildauersteue-
rung/Verkürzung.

 Entsprechend sahen sich BÄK und VLK ge-
nötigt, die potenziellen Gefahren men-
genassoziierter Zielvereinbarungen für ei-
ne ethisch, medizinisch und wirtschaftlich 
sachgerechte, sowohl den legitimen An-
sprüchen der Patienten wie auch der Frei-
beruflichkeit der Ärzteschaft gerecht wer-
dende Patientenbehandlung in einer Viel-
zahl von Gesprächen an die Abgeordneten 
des Gesundheitsausschusses des Deut-
schen Bundestages heranzutragen. Am 2. 
April 2014 mündeten unsere Aktivitäten 
in ein Expertengespräch vor dem Bundes-

tagsausschuss, in dessen Rahmen BÄK, 
VLK und DKG aufgefordert wurden, zeit-
nah Vorschläge für eine Neufassung der 
gesetzlichen Regelung zu leistungsbezo-
genen Zielvereinbarungen nach § 136a 
SGB V zu erarbeiten. 
Trotz anfänglichen Widerstandes mussten 
die Krankenhausträger unter dem steigen-
den politischen und öffentlichen Druck die 
Argumente von BÄK und VLK weitgehend 
akzeptieren und einem sachgerechten No-
vellierungsvorschlag des alten § 136a SGB 
V am 16. September 2014 zustimmen. 
Dieser Novellierungsvorschlag wurde dem 
Bundesministerium für Gesundheit am 6. 
Oktober 2014 zugeleitet und durch den 
neuen Paragrafen 135c SGB V im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens zum Kran-
kenhausstrukturgesetz (KHSG) übernom-
men. Der neue § 135c SGB V zeigt, dass 
die Ärzteschaft mit konstruktiver Kritik 
und sachgerechten Konzepten politisches 
Gehör gefunden hat. 
Danach dürfen finanzielle Anreize für ein-
zelne Operationen oder Leistungen, die 
das Potenzial haben, Indikationen zu be-
einflussen oder zu Mengenausweitungen 
zu führen, nicht mehr vereinbart werden. 
Dies gilt auch für Leistungskomplexe bzw. 
Leistungsaggregationen oder Case-Mix-
Volumina. Folgerichtig wurden die Vorga-
ben des neuen § 135c SGB V in die überar-
beitete 10. Auflage der Beratungs- und 
Formulierungshilfe für Chefarztverträge 
des Jahres 2015 der DKG aufgenommen. 
Die kommenden Sitzungen der gemeinsa-
men Koordinierungsstelle von BÄK und 
VLK werden nun zeigen, inwieweit sich 
Krankenhausgeschäftsführungen an die 
neue Gesetzeslage halten und ob die me-
dizinische Indikationsstellung als Kernele-
ment der ärztlichen Tätigkeit und Freibe-
ruflichkeit wieder den Stellenwert erhält, 
den wir im Interesse der uns anvertrauten 
Patienten, aber auch in unserem eigenen 
Interesse einfordern müssen.

Prof. Dr. med. Hans-Fred Weiser 
Präsident des Verbandes der Leitenden 

Krankenhausärzte Deutschlands e. V.
E-Mail: prof.weiser@gmx.de

Die Literaturhinweise finden Sie auf 
unserer Website www.laekh.de unter 
der Rubrik „Hessisches Ärzteblatt“.
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Klinikärzte im Spannungsfeld  
zwischen Profit und Patientenwohl

Dieser Artikel mag einseitig anmuten, 
doch manchmal erfordern gewisse Miss-
stände parteiische Stellungnahmen. Als 
Ärzte müssen wir Partei ergreifen für die 
uns anvertrauten Patienten. Und wenn 
man gegen einen ökonomischen Zeitgeist 
argumentieren will, der immer mehr Le-
bensbereiche bestimmt, muss man einsei-
tig sein. 
37 Jahre ist es her, dass ich als Assistenz-
arzt am Uniklinikum Marburg zu arbeiten 
begann. Dieser Beitrag soll jedoch keinen 
nostalgischen Ton anstimmen, nach dem 
Motto: Früher war alles besser. Denn auch 
damals gab es große Ungerechtigkeiten, 
wie beispielsweise Ungleichbehandlungen 
von Patienten, die für viele von uns jungen 
Ärzten nur schwer auszuhalten waren. 
Dies zeigt ein Beispiel aus der Vergangen-
heit: Vor einigen Jahren erhielt ein Assis-
tenzarzt die Anweisung seines Oberarz-
tes, er möge ein Einzelzimmer für einen 
Privatpatienten bereitstellen. Dies war 
dem Arzt nicht möglich, da alle Betten auf 
seiner Station belegt waren. Daraufhin er-
schien der Oberarzt auf Station, nahm ein 
Zweibettzimmer, entließ eine der beiden 
Patientinnen sofort – heute würden wir 
dies zynisch blutige Entlassung nennen – 
und schob die andere, schwerer erkrankte 
Patientin aus dem Zimmer in den ärztli-
chen Untersuchungsraum. Der Privatpa-
tient hatte nun sein Einzelzimmer.
 Das Verhalten der leitenden Ärzte zeigt, 
dass die Scheidewand zwischen Anver-
traut- und Ausgeliefertsein hauchdünn ist. 
Und es macht deutlich: Auch in der Ver-
gangenheit gab es Ärzte, die korrumpier-
bar waren – in diesem Fall durch die in un-
serem Gesundheitssystem angelegte 
Möglichkeit, privat abrechnen zu dürfen. 

Sparzwang zu Lasten von 
Patienten und Mitarbeitern

Und wie ist die Situation heute? Noch im-
mer werden Privatpatienten und Kassen-
patienten ungleich behandelt. Doch in-
zwischen stehen ganz anders gelagerte 
Konflikte im Vordergrund, die sich auch in 
Marburg, einem Uniklinikum in privater 

Hand, zeigen. Denn ein börsennotiertes 
Unternehmen wie Rhön muss den Spagat 
schaffen zwischen einer guten Kranken-
versorgung und einer möglichst hohen 
Rendite, welche die Schulden des Kon-
zerns tilgen und Gewinnausschüttung für 
die Aktionäre leisten soll – bei seriöser Be-
trachtung eigentlich ein unmögliches Un-
terfangen. Wie sich ein solcher Interessen-
konflikt auswirkt, zeigt ein Beispiel aus 
dem Jahr 2007: Eine der ersten Maßnah-
men nach der Privatisierung war es, aus 
Kostengründen im Krankenhaus für zwei 
räumlich nahe beieinander liegende Sta-
tionen nachts nur noch eine Kranken-
schwester einzusetzen, anstatt wie bisher 
zwei. Nachdem eine schwerkranke Patien-
tin unter untragbaren Bedingungen – die 
Nachtschwester hatte die alte Frau aus ih-
rem Zimmer auf den hell erleuchteten 
Stationsflur geschoben, um sie bei ihren 
Rundgängen wenigstens etwas im Auge 
zu haben – gestorben war, haben die Ärz-
te gehandelt und einen Beschwerdebrief 
aufgesetzt. Wenige Tage später wurde die 
Anordnung rückgängig gemacht. Rhön 
hatte auf unsere Beschwerde reagiert und 
in diesem Fall den Sparzwang zu Lasten 
von Patienten aufgehoben. Doch machen 
wir uns für die Zukunft nichts vor. Gesell-
schaftliche Subsysteme – wie man Kran-
kenhauskonzerne soziologisch nennen 
kann – werden heute durch den Code 
Geld gesteuert. Unternehmen, die dage-
gen vornehmlich nach moralischen Über-
legungen handeln, werden vom Markt 
gnadenlos bestraft oder zum Spielball von 
Großkonzernen – ganz nach dem Motto 
der kapitalistischen Konkurrenzideologie: 
fressen oder gefressen werden. 
Das beschriebene Dilemma betrifft jedoch 
nicht nur private Krankenhauskonzerne. 
Auch städtische, staatliche und kirchliche 
Institutionen unterliegen in unserem 
marktorientierten Gesundheitssystem ei-
nem zunehmenden – in seinen derzeiti-
gen Auswirkungen problematischen – 
Kosten-Nutzen-Kalkül. Unmenschliche 
Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter, 
Stellenabbau, Entlassungen, Ausgliede-
rung in den Billiglohnsektor und Überlas-

tungsanzeigen im Pflegebereich sind die 
Folge. Deshalb müssen wir Ärzte uns fra-
gen: Wo bleibt in diesem System noch die 
Zeit für das so wichtige Gespräch am 
Krankenbett? Empathie, menschliche 
Wärme und Fürsorge für den Kranken 
werden heute ersetzt durch einen mög-
lichst reibungslosen Service an einem 
Dienstleistungskunden.

„poor dogs“ und „cash cows“

Manche Krankenhäuser meinen, den 
enormen wirtschaftlichen Druck über das 
2003 eingeführte Fallpauschalensystem 
entschärfen zu können. Hier eröffnet sich 
eine weitere Form der Zwei-Klassen-Medi-
zin: Das System bietet für gewisse Kran-
kenhäuser die Möglichkeit, trotz enormen 
Kostendrucks die Gewinnzone zu errei-
chen. Man unterscheidet dazu weniger 
zwischen lukrativen Privatpatienten und 
armen Kassenpatienten, sondern zwi-
schen Erkrankungen, mit denen ein Kran-
kenhaus Geld verdienen kann und sol-
chen, bei denen es Verluste macht. Ameri-
kanische Gesundheitsmanager reden hier 
von „cash cows“ und „poor dogs“.
Cash cows (Melkkühe) sind Patienten mit 
Krankheiten, bei denen ein Krankenhaus 
mit technisch aufwendigen Maßnahmen 
Gewinne erzielt, wie zum Beispiel bei 
Hüft- und Kniegelenksprothesen-Opera-
tionen oder Nieren- und Knochenmarks-
transplantationen. Poor dogs sind Patien-
ten mit Krankheiten, bei denen ein Kran-
kenhaus kein Geld verdienen kann und 
stattdessen draufzahlt. Dies betrifft z. B. 
Patienten mit vielen Beschwerden, alte 
und chronisch Kranke, wie bspw. Patien-
ten mit chronisch offenen Beinen, solche, 
die sich wund gelegen haben oder Rheu-
matiker. Eine ganz entscheidende Frage 
ist: Wie werden Ärzte sich in Zukunft ver-
halten, wenn bei Patienten solche Unter-
scheidungen vorgegeben werden? 
Hierzu ein Beispiel: Der Chefarzt eines pri-
vaten Krankenhauses wurde einmal zum 
Jahresende von seinem Kaufmännischen 
Direktor über das Ergebnis der Jahresab-
rechnung informiert: „Lieber Professor“, 

Ansichten und Einsichten



Hessisches Ärzteblatt 10/2016 | 575

begann der Direktor, „bei 70 Prozent der 
Patienten konnten wir – nach Einführung 
des Fallpauschalensystems – einen Ge-
winn erzielen, bei 30 Prozent haben wir 
jedoch rote Zahlen geschrieben. Ich freue 
mich, dass wir trotz allem insgesamt ein 
kleines Plus erwirtschaften konnten.“ Der 
Arzt war erleichtert, doch dann: „Ich habe 
nur noch eine Frage: Nennen Sie mir bitte 
ein wirtschaftliches Argument, warum ich 
jene 30 Prozent Verlust-Patienten im neu-
en Jahr noch aufnehmen und behandeln 
lassen soll?“ Zunächst etwas irritiert, ent-
gegnete der Arzt: „Das wirtschaftliche Ar-
gument bin ich. Sobald Sie das tun, kündi-
ge ich sofort.“ Eine Antwort, die vom hu-
manen Ethos dieses Chefarztes zeugt.
 Ein weiteres Beispiel: In einem Kranken-
haus in Mittelhessen weigerte sich der lei-
tende Unfall-Chirurg, allgemein-notfall-
chirurgische Fälle aus der Stadt aufzuneh-
men. Er wolle sich nur noch auf Operatio-
nen von Hüft- und Kniegelenksprothesen 
konzentrieren, die – wie wir wissen – sehr 
lukrativ sind. Dieses Krankenhaus prospe-
rierte, wurde gesund und konnte sogar 
expandieren. 
Was lernen wir aus diesen Beispielen? 
Manche Ärzte sind auch heute korrum-
pierbar und es gibt in unseren Kranken-
häusern die Gefahr einer sogenannten 
„Schnäppchenmedizin“, die dazu führt, 
dass finanziell attraktive Patienten bevor-
zugt aufgenommen werden. Und das Per-
verse ist: Ein Krankenhaus, das nur noch 
cash-cow-Patienten aufnimmt, kann die-
sen auch eine gute und umfassende pfle-
gerische Betreuung bieten. Aber eben nur 
diesen handverlesenen Patienten. Unat-
traktive Patienten dagegen werden in an-
dere Krankenhäuser abgeschoben. Aber 
wer nimmt diese poor dogs auf?
 Unser Gesundheitssystem sieht vor, dass 
solche Patienten von Krankenhäusern der 
Erstversorgung, das heißt von staatlichen 
oder kommunalen Krankenhäusern aufge-
nommen werden, denn diese dürfen nach 
bestehendem Recht niemanden ablehnen. 
Hier finden wir ein altbekanntes Muster: 
Gewinne werden privatisiert und Verluste 
sozialisiert. Nach Ansicht von Experten 
werden in weniger als zehn Jahren die 
Hälfte aller hoch spezialisierten Kliniken – 
die Häuser, die teure, aufwendige und da-

mit äußerst gewinnträchtige Leistungen 
anbieten – in Form von Aktiengesellschaf-
ten geführt. Kann man dies aus gesamtge-
sellschaftlicher Verantwortung wollen?
Das Fallpauschalensystem bietet noch wei-
tere Möglichkeiten, Gewinne zu erzielen: In-
dem man die Arbeit verdichtet und die Leis-
tung dadurch erhöht, können aus einigen 
poor dogs noch cash cows gemacht wer-
den. Durch solche Beschleunigungen der 
Zeitabläufe (besonders im stationären Be-
reich) entstehen für Patienten immer kür-
zere Liegezeiten. Traurig aber wahr: Es 
scheint zum Wesen des ökonomischen Fort-
schritts zu gehören, dass er die Schwächs-
ten einer Gesellschaft, die Alten, die Kinder, 
die chronisch Kranken zuerst schlägt. Ich 
frage daher noch einmal: Werden wir Ärzte 
dem zunehmenden Druck standhalten, der 
durch ein kommerzialisiertes Gesundheits-
system auf uns ausgeübt wird?

Chefarzt-Boni-Verträge

An vielen Krankenhäusern wurden in den 
vergangenen Jahren Chefarzt-Boni-Ver-
träge abgeschlossen. Bei diesen Verträgen 
erhält ein Chefarzt am Jahresende ein Ex-
tra-Honorar, wenn er eine bestimmte An-
zahl von speziellen medizinischen Leistun-
gen erbracht hat. Leistungen, die für den 
Klinikbetreiber äußerst profitabel sind. 
Schlimm wird es, wenn solche gewinn-
trächtigen Behandlungen für den betrof-
fenen Patienten aus medizinischer Sicht 
gar nicht sinnvoll oder notwendig sind, je-
doch aufgrund des finanziellen Anreizes 
vorgenommen werden.
 In meinen Augen stellen solche Chefarzt-
Boni-Verträge eine weitere, gravierende 
Form der Korrumpierbarkeit von Ärzten dar. 
Und es ist eindringlich zu fragen: Wie verhal-
ten sich Chefärzte und Direktoren von Kli-
nikabteilungen, wenn solche Bonus-Zahlun-
gen angeboten werden? Ein Horrorszenario 
für unsere ärztliche Ethik, denn wir sind und 
bleiben dem Eid des Hippokrates verpflich-
tet, in dem die Fürsorge für den Patienten 
über alles andere gestellt ist.

Fazit

1. Wir Ärzte beginnen langsam zu lernen, 
dass in einer marktorientierten Medi-

zin die Vorrangstellung des Patienten 
zunehmend einer Einflussnahme von 
Investoren, Bürokraten, Versicherungs-
gesellschaften und Krankenhausträ-
gern weicht. Sobald jedoch die ärztli-
che Fürsorge dem Profit dient – egal 
ob dem eigenen oder einem fremden - 
hat sie die wahre Fürsorge verraten. 
Dieser moralische Irrweg lässt sich 
nicht mehr reparieren.

2. Wollen wir eine durchökonomisierte, 
marktkonforme Gesellschaft, in der 
das Verwertbarkeits-, Effizienz- und 
Nützlichkeitsdenken der Wirtschaft 
jeden Lebensbereich einnimmt? In 
der aus zwischenmenschlichen Bezie-
hungen nur noch Leistungen werden, 
die ge- oder verkauft werden können? 
Es geht letztlich auch um die Frage, 
ob bislang von der Allgemeinheit ver-
waltete Bereiche wie Gesundheit, Bil-
dung oder Rente vom Staat einfach 
privatisiert und solchen Shareholder-
Value-Vertretern ausgeliefert werden 
dürfen. 

3. Persönlich wünsche ich mir für die Zu-
kunft, dass ich als Kassenpatient bei 
Einweisung in unsere Klinik in Marburg 
nicht eingestuft werde als poor dog 
oder cash cow, die in eine Chefarzt-Bo-
ni-Statistik aufgenommen wird. Viel-
mehr wünsche ich mir, dass dort am 
Eingang unserer – hoffentlich wieder 
in gemeinnützig-öffentlicher Träger-
schaft geführten – Klinik eine Tafel an-
gebracht worden ist, wie im Foyer der 
1784 in Wien neu errichteten Frauen-
klinik, mit der Aufschrift: In diesem 
Haus sollen die Patienten geheilt und 
getröstet werden.

Dr. med.  
Konrad Görg

Arzt für  
Innere Medizin,  

Abteilung Hämatolo-
gie/Onkologie

Zentrum  
Innere Medizin

Universitätsklinikum Marburg
E-Mail: goergk@med.uni-marburg.de

Fo
to

: p
riv

at

Ansichten und Einsichten



576 | Hessisches Ärzteblatt 10/2016

Der Öffentliche Gesundheitsdienst:

Von der Politik verdrängt, für die Daseinsvorsorge 
dringend nötig

Die Gesundheitsämter, besonders auf 
dem Lande, stehen vor ausgeprägten 
Problemen. Ihre Arbeit ist für die Da-
seinsvorsorge wichtig, aber Personal 
und finanzielle Ressourcen werden 
immer weniger.

Neben der stationären und ambulanten 
Versorgung ist der Öffentliche Gesund-
heitsdienst (ÖGD) die sogenannte dritte 
Säule des Gesundheitswesens. So sollte er 
bevölkerungsmedizinische Aufgaben wahr-
nehmen und vor allen Dingen auch sozial-
kompensatorisch tätig sein. Diese Meinung 
vertritt die Gesundheitsministerkonferenz 
(GMK) der Länder. 
Diese Aussagen der GMK stehen jedoch 
diametral der Wirklichkeit der Gesund-
heitsämter in Deutschland und insbeson-
dere im ländlichen Raum von Hessen ent-
gegen. So ist die personelle Ausstattung 
weit entfernt von der seinerzeitigen Pla-
nung des Modell-Gesundheitsamtes Mar-
burg. Hier wurde vorgeschlagen, dass je 
20.000 Einwohner ein Arzt zuzüglich der 
Amtsleitung sowie je 50.000 Einwohner 
ein Zahnarzt vorhanden sein soll. Hinzu 
kommen natürlich noch die anderen Pro-
fessionen wie Sozialpädagogen, Sozialme-
dizinische Assistenten, Hygieneinspekto-
ren, Medizinische Fachangestellte und 
vieles mehr.
Wenn es jedoch um die Berufswahl geht, 
gilt der ÖGD unter den Ärzten weder als 
erste noch als zweite Wahl. Auch die 
fachlichen Inhalte des ÖGD sollten früher 
in die Ausbildung integriert werden. Lei-
der sieht die Realität deutlich anders aus. 
Dies zeigt sich schon während des Studi-
ums: Im sogenannten ökologischen 
Stoffgebiet werden die kleinen Fächer 
wie Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Um-
weltmedizin und Öffentliches Gesund-
heitswesen in einem Semester zusam-
men abgearbeitet. Auch gibt es keinen 
Lehrstuhl für Öffentliches Gesundheits-
wesen in Deutschland. Hieraus resultiert 
ein gravierender Personalmangel, der die 
Arbeitsfähigkeit der Gesundheitsämter 

schon während des Regelbetriebes infra-
ge stellt. Kommen dann jedoch kritische 
Situationen wie Flüchtlingskrise, Ebola 
oder „Schweinegrippe“ hinzu, geraten 
viele Gesundheitsämter in die Dekom-
pensation – und damit auch die öffentli-
che Gesundheitsfürsorge. 
Neben dem Image ist auch die deutlich 
schlechtere Bezahlung der Gesundheits-
ämter die Ursache für die schwierige Arzt-
suche. Fängt man als einfacher Assistenz-
arzt im Gesundheitsamt an, sind hier kei-
ne großen Differenzen zum Ärztetarif in 
den Krankenhäusern festzustellen. Hat 
man jedoch die Facharztausbildung been-
det und übernimmt eine Leitungsfunktion 
analog Oberarzt oder Chefarzt, sieht die 
Bezahlungssituation deutlich anders aus: 
Die TVöD führt zu einer Minderentloh-
nung gegenüber den Krankenhäusern von 
teilweise über 1.000 Euro pro Monat. Un-
ter Berücksichtigung dieser Aspekte stell-
te zwar die Gesundheitsministerkonfe-
renz fest, dass die Bezahlung angemessen 
sein sollte und empfahl die Anlehnung an 
den Tarifvertrag Ärzte. So wird von den 
Gesundheitsministern entsprechendes 
gefordert, seitens der Kommunen findet 
jedoch keinerlei Umsetzung statt. 

Defizite durch Überlastung 

Die Folge ist, dass freie Stellen schon teil-
weise seit Jahren vakant sind, die dortigen 
Kolleginnen und Kollegen diese Arbeit 
übernehmen müssen, und es aufgrund der 
kontinuierlichen Überlastung zu vermehr-
ten Wechseln wieder zurück in die Kran-
kenhäuser oder andere Bereiche kommt. 
Dadurch können gesetzlich vorgeschriebe-
ne Aufgaben durch die Gesundheitsämter 
– beispielsweise im Infektionsschutz, aber 
auch im schulärztlichen Bereich – zuneh-
mend nicht mehr durchgeführt werden. 
Die Zukunft zeigt im mittel- und osthessi-
schen Bereich ein düsteres Bild bezüglich 
der fachlichen Personalausstattung.
Leidtragende sind vor allen Dingen dieje-
nigen, denen die Leistungen nicht mehr 

zur Verfügung stehen können. Und dies 
sind schon, wie oben ausgeführt, Regel-
versorgungszeiten. 

Das Gesundheitsamt – nur eine Behörde 
mit vielen Stempeln und Akten?

Dieses auch in der Ärzteschaft leider häu-
fig geteilte Bild entspricht nicht der Rea-
lität. So sind die Gesundheitsämter oft-
mals verantwortlich bei der Aufklärung 
von Infektionsketten involviert. Hier sind 
zum Beispiel die EHEC-Ereignisse oder 
die Infektionsereignisse in einem osthes-
sischen Krankenhaus zu erwähnen. Auch 
sozialkompensatorische Maßnahmen wie 
der Schutz und die Förderung der Kinder- 
und Jugendgesundheit oder die Beratung 
und Aufklärung über Gesundheitsrisiken 
sind tragende Aufgaben. Denn der Öf-
fentliche Gesundheitsdienst sollte ei-
gentlich die Zeit haben, bildungsferne 
Bevölkerungskreise in das Gesundheits-
system der Bundesrepublik Deutschland 
einzubinden.
 Wichtige Aufgaben sind zudem die Über-
wachung der Trinkwasserhygiene, der 
Schwimm- und Badebeckenwasserhygie-
ne und die Überwachung der Badegewäs-
ser. Eine in den vergangenen Monaten 
deutlich zunehmende Tätigkeit ist die Tu-
berkulosefürsorge: Die Bundesrepublik 
Deutschland war mit einer Inzidenz von 
fünf Tuberkulosefällen pro 100.000 Ein-
wohner auf einem sehr guten Stand. Auf-
grund der Flüchtlingskrise hat sich diese 
Zahl deutlich verändert, so dass die Ge-
sundheitsämter als Begleiter der an Tu-
berkulose erkrankten Flüchtlinge dienen. 
Hierzu gehört unter anderem auch die di-
rekte überwachte Tuberkulostatika-The-
rapie.

Psychische Auffälligkeiten – nur ein Fall 
für die Psychiatrie?

In Ihrer Umgebung verhält sich jemand 
auffällig, Sie selbst haben ein Problem 
aber keinen Ansprechpartner oder der 

Gesundheitspolitik
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Ehepartner oder die Kinder haben ein 
Suchtproblem? Diese Bereiche werden 
häufig von den Sozialpsychiatrischen 
Diensten der Gesundheitsämter aufge-
fangen. Eigentlich sollte jeder Sozialpsy-
chiatrische Dienst mit einem Psychiater 
ausgestattet sein; dem ist leider nicht so. 
In vielen Gesundheitsämtern werden die 
betroffenen Bürger von Sozialpädagogen 
und den Fachärzten für Öffentliches Ge-
sundheitswesen betreut, es fehlt jedoch 
an den Fachärzten für Psychiatrie. Die 
Hauptursache hierfür ist ebenfalls die Be-
zahlung: Warum sollte ein Facharzt für 
Psychiatrie im Gesundheitsamt arbeiten, 
wenn er für die gleiche Tätigkeit an einer 
Institutsambulanz in einem Krankenhaus 
über 1.000 Euro mehr pro Monat erhält? 
Der Sozialpsychiatrische Dienst spart 
aber der Gesellschaft Kosten und den Be-
troffenen teilweise großes Leid. Durch die 
frühzeitige, niedrigschwellige Betreuung 
können oft Folgekosten minimiert, Kran-
kenhausaufenthalte vermieden und auch 
persönliche Einschränkungen der Patien-
ten gemildert werden.

Schul- und Jugendärztlicher Dienst – nur 
Größe und Gewicht?

Viele Bürger, aber auch Ärzte haben den 
Jugendärztlichen Dienst als klassische 
Reihenuntersuchung analog der Tauglich-
keitsuntersuchung bei der Bundeswehr in 
Erinnerung: Größe, Gewicht, Sehtest, 
Hörtest, Herz abhören – der Nächste bit-

te. Diese Zeiten sind lange vorbei! Wäh-
rend der Einschulungsuntersuchung, die 
pro Kind, sofern ausreichend Personal 
vorhanden ist, eine halbe Stunde oder so-
gar länger andauert, werden nicht nur 
klassische medizinische Parameter, son-
dern auch sozialpädiatrische Parameter 
erfasst – insbesondere sowohl kognitive 
als auch sprachliche Fähigkeiten der Kin-
der. Denn die Sprache ist der Schlüssel 
zur Schule, zur Welt, zur Ausbildung und 
auch zum beruflichen Erfolg. So findet 
neben den klassischen Schuleingangsun-
tersuchungen auch regelmäßig an den 
Gesundheitsämtern Eltern- und Mütter-
beratung statt, es werden Kinder zur Fra-
ge der Notwendigkeit von integrativen 
Maßnahmen untersucht, Eltern aus sozial 
schwachen Bereichen werden „an die 
Hand“ genommen. Nur ein gut ausgestat-
teter schulärztlicher, jugendärztlicher 
Dienst hat die Zeit, Kinder mit Migrati-
onshintergrund entsprechend zu betreu-
en und die Eltern als eine Art Lotse zu un-
terstützen.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 
der Öffentliche Gesundheitsdienst eine in-
teressante und flexible ärztliche Tätigkeit 
bietet. Er hat einige Rahmenbedingungen, 
die Vorteile gegenüber den anderen bei-
den Säulen bieten: So ist es häufig mög-
lich, sich seine Arbeitszeit außerordentlich 
flexibel einzuteilen und es besteht fast im-
mer die Möglichkeit, in Teilzeitstellen zu 
arbeiten; dies ist nicht nur für Frauen son-
dern auch für Männer interessant. Die Ar-

beitszeiten sind insgesamt familien-
freundlich, auch wenn nicht verschwiegen 
werden darf, dass zum Beispiel in Hessen 
eine 24-stündige Rufbereitschaft an allen 
Gesundheitsämtern verpflichtend ist. 
• Sie haben dort eine Tätigkeit, die ab-

wechslungsreich ist,
• Sie haben im Idealfall sehr viel Zeit für 

den Patienten, die Sie im Krankenhaus 
oder in der Praxis aufgrund der Gege-
benheiten nicht haben, 

• Sie lernen die Menschen persönlich 
kennen (das heißt im Rahmen von 
Hausbesuchen) und 

• durch örtliche Veranstaltungen sind Sie 
näher bei den Bürgern, als dies landläu-
fig vermutet wird.

Deshalb kann ich es ärztlichen Kollegin-
nen und Kollegen nur empfehlen, auch im-
mer an eine Tätigkeit im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst als Berufsoptionen zu 
denken. Auch wenn es schwierig werden 
könnte, bis eine Einstellung erfolgt – das 
Warten lohnt sich am Ende! 

Dr. med. Henrik 
Reygers

Stellv. Leiter des  
Gesundheitsamtes 

Vogelsbergkreis, 
Bezirksärztekammer 

Gießen  
(Beisitzer,

Liste „Öffentlicher Gesundheitsdienst“)
E-Mail: 

hvoegd@gmail.com

Fo
to

: p
riv

at

Gesundheitspolitik

Anzeige

Kurs Klinische  
Hämostaseologie
21. Intensivkurs für Klinische Hämosta-
seologie der Gesellschaft für Thrombo-
se- und Hämostaseforschung (GTH)
• Voraussetzungen: Abgeschlosse-

nes Studium, hämostaseologische 
Vorkenntnisse 

• Termin: 14.– 18. November 2016
• Leitung: Prof. Dr. med. Bettina 

Kemkes-Matthes, UKGM
• Ort: 35392 Gießen, Langhansstr. 2
• Programm:  

www.gth-online.org >Termine
•  E-Mail: gth.crashkurs@innere.med. 

uni-giessen.de
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20 Jahre Psychosomatische Medizin  
am Hospital zum Hl. Geist 

Nachdem mit der Approbationsordnung 
für Ärzte von 1970 die Psychosomatische 
Medizin und Psychotherapie als Pflicht-
fach in das Medizinstudium eingeführt 
worden war, entstanden die ersten psy-
chosomatischen Kliniken und Abteilungen 
an den Universitätskliniken in Deutsch-
land. 1992 wurde die Schaffung des Ge-
biets „Psychotherapeutische Medizin“ 
durch den Deutschen Ärztetag beschlos-
sen und 1995 in Hessen umgesetzt. Im Ja-
nuar 1996 erging der Feststellungsbe-
scheid vom Ministerium zur Aufnahme der 
Psychosomatik in den Krankenhausbe-
darfsplan des Landes Hessen. 
Die erste psychosomatische Abteilung an 
einem Allgemeinkrankenhaus in Hessen 
öffnete am 4. Oktober 1996. Im Laufe der 
Zeit plante die Hessische Regierung, die 
Psychosomatik auch in anderen Schwer-
punktkrankenhäusern zu integrieren: 
Darmstadt, Fulda, Kassel und Wiesbaden. 
Die Universitätskliniken in Frankfurt, Gie-
ßen und Marburg hatten bereits psychoso-
matische Kliniken. Die Psychosomatische 
Klinik im Hl. Geist-Krankenhaus in Frank-
furt differenzierte sich in den folgenden 
zwei Jahrzehnten in verschiedene Richtun-
gen. Eine Tagesklinik mit einer sehr intensi-
ven multimodalen Behandlung wurde 
etabliert, die mittlerweile mit 50 Plätzen 
die größte psychosomatische Tagesklinik 
in Deutschland ist. Ambulante, konsiliari-
sche Dienste wurden aufgebaut. Eine Psy-
choonkologie kam hinzu. In der Zwischen-

zeit wurden schon über 7.300 Patienten 
stationär oder in der Tagesklinik behandelt, 
mit einer Aufenthaltsdauer zwischen vier 
und zwölf Wochen.

Interdisziplinäre Behandlung 

Das besondere am psychosomatischen 
Krankenhausbehandlungssetting ist der 
multimodale intensive interdisziplinäre 
Behandlungsansatz mit über 20 Therapie-
einheiten pro Woche. Dies ermöglicht bei 
vielen psychosomatischen Patienten mit 
sehr frühen Störungen eine Mentalisie-
rungshilfe in ihrem körperlich fixierten 
konkretistischen Denken. Dazu gehören 
Therapiemethoden, die die Fantasie und 
die Körpererinnerungen durch konkrete 
Angebote anstoßen, z.B. durch Konzen-
trative Bewegungstherapie oder Kunst-
therapie. Vernachlässigung und frühe Ent-
behrungen lassen sich präverbal erkennen 
und damit Heilungs- und Reifungsansätze 
mobilisieren. Auch Misshandlungen und 
Gewalt mit ihren körperlich-seelischen 
Narben können so im Nachhinein eine Be-
wältigungsverbesserung erfahren und da-
mit die Resilienzen des betroffenen Pa-
tienten eröffnen. Darüber hinaus gibt es 
Zusatzangebote, die auf spezielle Störun-
gen der Patienten ausgerichtet sind, wie 
Essbegleitung, Schmerztagebuch, Angst-
bewältigung, Psychoedukation, Stabilisie-
rungsprogramme und die traumabearbei-
tende Psychotherapiemethode EMDR 

(Eye Movement Desensitization and Re-
processing). 

Therapie von Schmerzpatienten 

Der Höhepunkt der Liaisonarbeit und 
Kennzeichen für den integrativen Ansatz 
mit anderen Fachdisziplinen bildet im Hl. 
Geist-Hospital die enge Zusammenarbeit 
mit der Klinik für Anästhesiologie, operati-
ve Intensivmedizin und Schmerztherapie. 
Die Intensität der Zusammenarbeit mit 
der Schmerzklinik erlaubt, schwerste 
chronische Schmerzpatienten leib-see-
lisch zu erreichen. Seit 2006 gibt es hier 
eine Einheit mit einer geschlossenen 
Gruppe, die jeweils drei Wochen zur Be-
handlung stationär bleibt. Fast ein halbes 
Jahr beträgt die Wartezeit dieser Einheit.

Zahl der Tageskliniken steigt

In den vergangenen Jahren hat sich der An-
teil der Behandlungen in Tageskliniken 
deutlich erhöht, viele psychosomatische Ta-
geskliniken wurden neu eröffnet. Nicht nur 
die Reintegration nach dem Krankenhaus-
aufenthalt wird dadurch erleichtert und die 
erwünschte Regression im Dienste des Ichs 
vermindert, sondern auch die Kosten für die 
Behandlung werden gesenkt. Das Ausmaß 
der Stigmatisierung, das immer noch häufig 
mit einer psychosomatischen Behandlung 
verbunden ist, fällt im tagesklinischen Be-
reich geringer aus. Natürlich gibt es Kontra-
indikationen (wie extreme Magersucht, be-
stimmte Verhaltensstörungen, exacerbier-
tes familäres Umfeld, suizidale Gefährdung 
etc.), die eine stationäre Behandlung nach 
wie vor unabdingbar machen.
In Hessen hat das Ministerium mit Hilfe 
von Ärzten, psychologischen Psychothe-
rapeuten, Krankenkassen, dem Medizini-
schen Dienst der Krankenversicherungen 
(MDK), der Landesärztekammer und der 
Hessischen Krankenhausgesellschaft ein 
vorläufiges Rahmenkonzept für die Kran-
kenhausbehandlung psychosomatischer 
Patienten entwickelt (2002), das die In-
tensität der Behandlung, den Personal-
schlüssel und die Raumvorgaben festlegt.

Kongress zum Jubiläum
Kongress zum 20-jährigen Bestehen der 
Psychosomatischen Klinik im Hospital 
zum Heiligen Geist in Frankfurt

• Eintritt frei
• Termin: 8. Oktober 2016, 9–13 Uhr
• Ort: Haus am Dom, Domplatz 3, 

60311 Frankfurt
• Vorträge:  

9.15–10.10 Uhr: Neurobiologie und 
Epigenetik in der Psychosomatik 
(Prof. Dr. med. Harald Gündel) 

10.10–11 Uhr: Depression und kör-
perliche Erkrankung – Wechselwirkun-
gen (Prof. Dr. med. Johannes Kruse) 
11.30–12.30 Uhr: 20 Jahre Erfah-
rungstransfer nach China 
(PD Dr. med. Dipl.-Soz. Alf Gerlach)

• Wissenschaftliche Leitung: 
Chefarzt Dr. med. Wolfgang Merkle 
Informationen zum Programm: 
www.hospital-zum-heiligen-geist.de

• Ansprechpartner per E-Mail: 
goebel.sabine@hohg.de

Mensch und Gesundheit



Hessisches Ärzteblatt 10/2016 | 579

Bedarfsermittlung

Im Jahr 2005 wurde ein Gutachten zur 
Strukturanalyse und Bedarfsermittlung im 
Bereich der Psychosomatik in Hessen er-
stellt, das Grundlage des Bettenbedarfs 
sein sollte. In Verbindung mit dem Kran-
kenhausrahmenplan 2005 wird die Psy-
chosomatik in Hessen erstmals als eigen-
ständiges Fachgebiet beplant. Bis heute 
sind dadurch in Hessen 1024 Betten und 
259 tagesklinische Plätze in den Landes-
bettenplan aufgenommen worden (Stand 
März 2016).

Vernetzung

Psychosomatik im Allgemeinkrankenhaus 
bedeutet neben der spezifischen Versor-
gung intensiv psychosomatischer Patien-
ten die Vernetzung mit anderen Kliniken 
und Abteilungen sowie mit niedergelasse-
nen Ärzten. Wichtig dafür ist die wohnort-
nahe Platzierung der Planbetten. Dies 
konnte trotz Bestreben der Landesregie-
rung nicht überall verwirklicht werden. 
Durch solche Vernetzungen wird ge-
währleistet, dass die bei psychosomati-
schen Patienten sehr häufige Chronifi-
zierung von Krankheitsbildern und die 
Fehlallokation psychosomatischer Pa-
tienten in organischen Fächer mit der 
Gefahr von iatrogener Schädigung ver-
ringert wird. 
Da circa 25 Prozent aller Fälle im Gesund-
heitswesen psychosomatische Störungen 
sind (P. Henningsen 2016), ist es wichtig, 
dass die Verbindungswege zur psychoso-

matischen Versorgung kurz sind und so-
matische Kollegen kurzfristig und unbüro-
kratisch darauf zurückgreifen können, bei-
spielsweise über Konsiliardienste oder 
psychoonkologische Versorgung.

Verbesserung der Brücke  
zwischen ambulant und stationär

Am Hospital zum Hl. Geist versuchte man 
in den vergangenen 15 Jahren durch die 
intensive Vernetzung mit niedergelasse-
nen ärztlichen und psychologischen Psy-
chotherapeuten, die Brücke zwischen 
Krankenhaus und ambulanter Versorgung 
nachhaltig zu verbessern. Fast 30 Koope-
rationstreffen (ärztliche und psychologi-
sche Therapeuten aus der Klinik und nie-
dergelassene Kollegen) haben seither 
stattgefunden. Zweimal jährliche Klinika-
bende geben Einblicke in die Arbeitsweise 
der psychosomatischen Klinik, die Indika-
tionen, Heilungsverläufe und Schwierig-
keiten, dem körperlich leidenden Patien-
ten (z. B. bei der somatoformen Störung) 
einen Zugang zu den dahinterliegenden 
psychosozialen Problemen zu geben.
In den psychosomatischen Kliniken wer-
den nicht nur Patienten mit Essstörungen, 
somatoformen (Schmerz-)Störungen, 
dissoziative Störungen sowie Traumafol-
gestörungen behandelt. Auch Patienten 
mit organischen Erkrankungen (bspw. 
Diabetes mellitus, Herzerkrankungen, 
Krebserkrankungen, chronisch entzündli-
chen Darmerkrankungen, Hauterkran-
kungen), bei denen die Heilung durch psy-
chosoziale Probleme behindert ist oder 

die aufgrund der chronisch internisti-
schen, dermatologischen, gynäkologi-
schen, neurologischen oder urologischen 
Erkrankungen seelisch in Schwierigkeit 
geraten, werden hier aufgenommen. Es 
gibt auch einen Überschneidungsbereich 
mit der Psychiatrie in den Diagnosen der 
affektiven Störungen (z.B. Angst und De-
pression) sowie bei den Persönlichkeits-
störungen und Zwangserkrankungen.
Bei einer Untersuchung von über 1.000 
behandelten Patienten von 2011 bis 
2013 wurde evaluiert, dass über 85 Pro-
zent mit der Behandlung zufrieden oder 
sehr zufrieden waren. Über 85 Prozent 
ging es am Ende der Behandlung etwas 
oder viel besser als zu Beginn. Das Durch-
schnittsalter aller Befragten war knapp 
über 40 Jahre. Das Verhältnis von Frauen 
zu Männern lag bei ca. 70 zu 30 Prozent. 
Hier zeigte sich ein deutlicher Trend, 
dass mehr Männer in die psychosomati-
sche Behandlung kommen, wenn es ein 
Angebot einer Tagesklinik gibt. Die Stig-
matisierungsangst ist hier geringer. Die 
Zeit von den ersten Symptomen bis zur 
Behandlung ist mittlerweile bei uns kür-
zer als noch vor zehn Jahren. Nach wie 
vor ist diese Zeitspanne immer noch für 
die Patienten viel zu lang.
Der Ausbau der psychosomatischen Ver-
sorgung am Krankenhaus ist ein erster 
Schritt, um der gravierenden Unterversor-
gung von psychosomatischen Patienten in 
unserem Krankenhauswesen entgegenzu-
wirken. Was immer noch aussteht, ist der 
im Gesetz bereits vor drei Jahren be-
schlossene Aufbau von psychosomati-
schen Institutsambulanzen. Hier müssen 
noch gesetzliche Voraussetzungen im Sin-
ne einer Gesetzesänderung erfolgen (sind 
auch im Gesetzgebungsverfahren), um 
diesen wichtigen Baustein der Versorgung 
von komplizierten Problempatienten zu 
verbessern, die bisher häufig durch alle 
Netze fallen.

Dr. med.  
Wolfgang Merkle
Chefarzt der Psy-

chosomatischen  
Klinik am Hospital 

zum Heiligen Geist
E-Mail:  

w.merkle@em. 
uni-frankfurt.de

Zeichnung eines 54-jährigen Patienten mit einer Depression aufgrund eines Burnout-Syndroms:       

Dargestellt ist der neue belebte Bereich und die noch bestehende innere Wüste
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Aktuelle Diabetologie 

In Kooperation mit der Hessischen Fachvereinigung für Diabe-
tes (HFD) und dem Hessischen Hausärzteverband; zertifiziert 
als DMP-Fortbildung Diabetes mellitus Typ 2 und KHK. 

Mi., 30. November 2016, 15:30 – 20:00 Uhr 6 P
Teil 5: Herz, Blutdruck und Gefäße 
Teil 6: Auge, Niere, Fuß

Leitung:   Dr. med. P. Bauer, Gießen
 Dr. med. M. Eckhard, Bad Nauheim
Gebühr:  € 75 (Akademiemitglieder kostenfrei)

Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl, Fon: 06032 782-227,
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Alternative bedarfsorientierte betriebsmedizinische  
Betreuung von Arztpraxen (AbBA)

Mi., 05. Oktober 2016, 14:00 – 19:00 Uhr 6 P
Mi., 09. November 2016, 14:00 – 19:00 Uhr 6 P
Mi., 07. Dezember 2016, 14:00 – 19:00 Uhr 6 P

Leitung:  Prof. Dr. med. T. Weber, Wiesbaden 
Gebühr:  € 110 (Akademiemitglieder € 99)
Max. Teilnehmerzahl:  25

Auskunft/Anmeldung:  B. Sebastian, Fon: 0611 977-4825, 
E-Mail: barbara.sebastian@laekh.de 

Innere Medizin / Rheumatologie

In Kooperation mit der Kerckhoff-Klinik Bad Nauheim
Mi., 02. November 2016, 15:00 – 19:00 Uhr 6 P            
Leitung:   Prof. Dr. med. U. Lange, Bad Nauheim
Ort:  Bad Nauheim, Kerckhoff-REHA-
 Zentrum 
Teilnahmegebühr:  € 50 (Akademiemitgl. kostenfrei)
Max. Teilnehmerzahl: 40

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

I. Fortbildung 
Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Fachkunde im Strahlenschutz

Aktualisierungskurs zum Erhalt der Fachkunde im  
Strahlenschutz
Sa., 08. Oktober 2016, 09:00 – 16:15 Uhr 8 P
Leitung: Dr. med. S. Trittmacher, Frankfurt 
Gebühr: € 140 (Akademiemitglieder € 126)
Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213,
 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

Hygiene und Umweltmedizin, Öffentliches  
Gesundheitswesen 

Hygienebeauftragter Arzt, Refresher 
gem. Hess. Hygieneverordnung (HHygVO nach § 10 Abs. 2)
Mi., 09. – Do., 10. November 2016 16 P
Leitung:  Prof. Dr. med. T. Eikmann, Gießen
Gebühr:  € 280 (Akademiemitglieder € 252)  
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Frauenheilkunde

Wiederholungsseminar Schwangerschaftskonfliktberatung 
nach § 218 StGB
Sa., 12. November 2016, 09:00 – 16:15 Uhr 
Leitung: Dr. med. A. Goldacker, Hanau
Gebühr:   € 160 (Akademiemitglieder € 144)
Auskunft/Anmeldung:  B. Buß, Fon: 06032 782-202  

E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Transplantationsmedizin 

Qualifikationskurs nach HAGTPG für erfahrene 
Transplantationsbeauftragte

Di., 15. November 2016, 09:30 – 17:30 Uhr 10 P
Gebühr: € 150 (Akademiemitgl. € 135)
Leitung:  Prof. Dr. med. W. Bechstein, Frankfurt
 PD Dr. med. A. P. Barreiros

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Kinderbetreuung für Kinder von 3 bis 8 Jahren
Freitags und samstags ganztags möglich!
Telefonische Informationen: Christina Ittner, Akademie, Fon: 06032 782-223

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Infektiologie

ABS-beauftragter Arzt
Mo., 28. November – Fr., 02. Dezember 2016 
(gem. Curriculum der BÄK „Antibiotic Stewardship (ABS)“
 Modul I)
Leitung: Prof. Dr. med. V. Kempf, 
 Prof. Dr. med. H.-R. Brodt, 
 Dr. med. J. Kessel
Gebühr:  € 900 (Akademiemitglieder € 810)
Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Lungen - und Bronchialheilkunde, Onkologie,  
Innere Medizin, Pathologie, Allgemeinmedizin

In Kooperation mit dem Frankfurter Arbeitskreis Pneumologie, 
Allergologie (FAPA) e.V. und dem Krankenhaus Nordwest.
DMP-zertifiziert nach Asthma bronchiale und COPD.
Interdisziplinäres Forum Frankfurt 2016: 
Was gibt es Neues in der Pneumologie 2016? 5 P

Sa., 26. November 2016, 09:00 – 13:00 Uhr
Leitung: Dr. med. P. Kardos, Frankfurt
Gebühr: kostenfrei
Ort: Frankfurt, Krankenhaus Nordwest
Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl, Fon: 06032 782-227,
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Kinder- und Jugendmedizin

Mi., 22. März 2017   Endokrinologie, Pädiatrische Notfälle 
Leitung:  PD Dr. L. Schrod, Frankfurt-Höchst 
Gebühr:  auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl, Fon: 06032 782-227,
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Qualifikation Tabakentwöhnung

Curriculum „Qualifikation Tabakentwöhnung“
Blended Learning Veranstaltung

Fr., 07. Oktober 2016 (1. Präsenzphase) insg. 20 P
Sa., 08. Oktober – Fr., 02. Dezember 2016 (Telelernphase)
Sa., 03. Dezember 2016 
(2. Präsenzphase mit Lernerfolgskontrolle)
Gebühr:  € 240 (Akademiemitglieder € 216) 
Leitung: D. Paul, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  I. Krahe, Fon: 06032 782-208,
 E-Mail: ingrid.krahe@laekh.de

Notfallmedizin

Seminar Ärztlicher Bereitschaftsdienst (ÄBD)
Fr., 04. – So., 06. November 2016 30 P
Leitung:  Dr. med. R. Merbs, Friedberg
 M. Leimbeck, Braunfels
Gebühr:   € 400 (Akademiemitglieder € 360)

Wiederholungsseminar Leitender Notarzt 
Sa., 26. November 2016
Leitung:  Dr. med. G. Appel, Kassel
 Dipl.-Ing. N. Schmitz, Kassel
Ort: Kassel, Hess. Landesfeuerwehrschule
Gebühr:   € 260 (Akademiemitglieder € 234)
Auskunft/Anmeldung:  B. Buß, Fon: 06032 782-202  

E-Mail: baerbel.buss@laekh.de 

Geriatrische Grundversorgung

Block I: Fr., 09. – So., 11. Dezember 2016 24 P
Leitung: PD Dr. med. M. Pfisterer, Darmstadt
Gebühr: € 360 (Akademiemitglieder € 324) 

Block II: Fr., 13. – So., 15. Januar 2017 
Leitung:  Dr. med. P. Groß, Darmstadt
Block III: Fr., 17. – So., 18. Februar 2017 
Leitung: PD Dr. med. M. Pfisterer, 
 Dr. med. P. Groß, Darmstadt
Gebühren: auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de
Max. Teilnehmerzahl: 30

Impfkurs

Sa., 08. Oktober 2016, 09:00 – 17:30 Uhr 11 P
Leitung:   Dr. med. P. Neumann     
Gebühr:  € 180 (Akademiemitglied € 162)
Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202  
 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Begutachtung

Nervenarzt und Sozialrichter im kritischen Dialog
Mi., 12. Oktober 2016 4 P
Leitung:  Prof. Dr. med. F.-L. Welter, 
 Dr. iur. C. Offczors
Gebühr:  € 50 (Akademiemitglieder € 45)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202  
 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de
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Ultraschall

Gefäße
Abschlusskurs der Doppler-Duplex-Sonographie der
extrakraniellen hirnversorgenden Gefäße 20 P
Fr., 25. November 2016 (Theorie)
Sa., 26. November 2016 (Praktikum)
Gebühr:  € 320 (Akademiemitglieder € 288)
Ort Praktikum:  Frankfurt, Krankenhaus Nordwest
Leitung der Kurse  Prof. Dr. med. V. Hach-Wunderle,   
für Gefäße: Frankfurt
 Dr. med. J. Bönhof, Wiesbaden

Abdomen
Abschlusskurs 29 P
Sa., 05. November 2016 (Theorie)
+ 2 Termine (je 5 Std.) Praktikum
Gebühr: € 350 (Akademiemitglieder € 315)
Ort Praktikum:   Frankfurt, Kliniken Rhein-Main-Gebiet
Leitung:  Dr. med. J. Bönhof, Wiesbaden
 Dr. med. W. Schley, Groß-Umstadt

Kurs und Modul: Farb- und Spektral-Dopplersonographie 
abdomineller Gefäße
Sa., 15. Oktober 2016, 09:00 – 18:00 Uhr
Gebühr:  € 180 (Akademiemitglieder € 162)
Ort:   Groß-Umstadt, Kreisklinik
Leitung:  Dr. med. J. Bönhof,  Dr. med. W. Schley

Kurs und Modul: Elastographie
Sa., 03. Dezember 2016, 09:00 – 18:00 Uhr 9 P
Gebühr:  € 180 (Akademiemitglieder € 162)
Ort:  Frankfurt,  Uniklinikum
Leitung:  Prof. Dr. med. M. Friedrich-Rust,
 Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:
A. Candelo-Römer, Fon: 06032 782-211, 
E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Hämotherapie 

Transfusionsverantwortlicher/-beauftragter 
Do., 10. – Fr., 11. November 2016 16 P

Leitung:   PD Dr. med. Y. Schmitt
Ort:  Darmstadt, Marienhospital 
Gebühr:  € 340 (Akademiemitglieder € 306)
Max. Teilnehmerzahl: 30

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Fachgebundene genetische Beratung

Qualifikation zur fachgebundenen genetischen Beratung
Blended Learning Veranstaltung in Kooperation mit der Labor-
arztpraxis Dres. Walther, Weindel und Kollegen.
Modul 4: Kinder- und Jugendmedizin 
Sa., 08. Oktober 2016 
(Im Anschluss wird eine Wissenskontrolle angeboten)
Ort:  Frankfurt
Gebühr: 
Veranstaltung: € 200 (Akademiemitglieder € 180) 
Wissenskontrolle  € 50 (Akademiemitglieder € 45)  
Modul 5: Neurologie, Innere Medizin, Allgemeinmedizin
Fr., 11. - Sa., 12. November 2016 38 P
Beginn Telelernphase: Mo., 11. Oktober 2016
(Im Anschluss wird eine Wissenskontrolle angeboten)
Ort:  Bad Nauheim
Gebühr:
Veranstaltung:   € 350 (Akademiemitglieder € 315)
Wissenskontrolle: € 50 (Akademiemitglieder € 45)

Leitung: Dr. med. Dipl. Biol. E.-M. Schwaab, 
 Wiesbaden

Wissenskontrolle zum Nachweis der Qualifikation zur  
fachgebunden genetischen Beratung für zahlreiche 
Fachgebiete: 
Sa., 12. November 2016
Gebühr:  je € 50 (Akademiemitglieder € 45)  

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 
 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Medizinische Begutachtung

Modul III:
Orthopädie/Unfallchirurgie und Psychiatrie /Psychotherapie:
 Fr., 14. – Sa., 15. Oktober 2016
Gebühr: € 240  (Akademiemitglieder € 216)
Leitung: Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt
Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Hygiene und Umweltmedizin, Öffentliches  
Gesundheitswesen 

 Leitliniengerechter Einsatz von Antibiotika – 
Was gibt es Neues?
Sa., 18. Februar 2017
Leitung:  Prof. Dr. med. U. Heudorf, Frankfurt
Gebühr:  auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  C. Cordes, Fon: 06032 782-287
 E-Mail: claudia.cordes@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung



Hessisches Ärzteblatt 10/2016 | 583

Akupunktur 

In Kooperation mit der Deutschen Ärztegesellschaft für  
Akupunktur e. V. / DÄGfA. 
I. Teil Theorie (120 Std.) 
Fr., 18. – So., 20. November 2016 G13 – G15

II. Teil Praktische Akupunkturbehandlungen (80 Std.)
Sa., 10. – So., 11. Dezember 2016 GP

Leitung:  H. Luxenburger, München
Gebühr:  auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung:  C. Cordes, Fon: 06032 782-287, 
E-Mail: claudia.cordes@laekh.de oder 
A. Bauß, DÄGfA,    Fon: 089 71005-11, 

 E-Mail: bauss@daegfa.de

Weiterbildung 
Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Palliativmedizin

Die Reihenfolge der Teilnahme muss eingehalten werden:
Basiskurs – Aufbaukurs Modul I – Aufbaukurs Modul II  
(diese beiden sind tauschbar) – Fallseminar Modul III.
Fallseminar Modul III:  Mo., 21. – Fr., 25. Nov. 2016 40 P
Leitung: Dr. med. L. Fendel, Wiesbaden
Basiskurs:  Di., 29. Nov. – Sa. 03. Dez. 2016 40 P
Leitung: Dr. med. K. Mattekat, Hanau

Gebühren: Basiskurs:
 € 630 (Akademiemitglieder € 567)
 Fallseminar Modul III:
 € 740 (Akademiemitglieder € 666)

Auskunft/Anmeldung:   B. Buß, Fon: 06032 782-202,
 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Arbeitsmedizin

Arbeitsmedizinische Vorsorge: Arbeitsaufenthalt im Ausland 
unter besonderen klimatischen Bedingungen
Sa., 12. – So. 13. November 2016, 09:00 - 16:15 Uhr 16 P
(integriert in Block B2 des Weiterbildungskurs Arbeitsmedizin)
Leitung:  Dr. med. U. Klinsing, Frankfurt
 Dr. med. R. Snethlage, Wiesbaden
Teilnahmegebühr:  € 280 (Akademiemitgl. € 252)
Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,
 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Reisemedizinische Gesundheitsberatung -       
Basisseminar

Fr., 07. – Sa., 08. Oktober + Fr., 11. – Sa., 12. November 2016
Leitung:  Dr. med. U. Klinsing, Frankfurt
Gebühr:  € 520 (Akademiemitglieder € 468)
Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Psychotherapie

Muslimische Patienten in der Psychotherapie
Sa., 28. Januar 2017 
Leitung: Dr. I. Rüschhoff
Gebühr: auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Dermatologie

Hautkrebs-Screening
Zertifizierte Fortbildung zur Durchführung und Abrechnung 
der Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs.

Fr., 17. März 2017, 13:00 – 21:00 Uhr 11 P
Leitung: Dr. med. P. Deppert, Bechtheim 

Dr. med. K. Wiest, Ludwigshafen
Gebühr:  € 180 (Akademiemitglieder € 162)
  zzgl. € 70 Schulungsmaterial

Auskunft/Anmeldung:  C. Cordes, Fon: 06032 782-287
 E-Mail: claudia.cordes@laekh.de

Qualitätsmanagement

Ärztliches Peer Review Verfahren – Cholezystektomie 16 P
Blended-Learning-Veranstaltung

Beginn Telelernphase: Mo., 07. November 2016
Präsenzphase: Mi., 07. –  Do., 08. Dezember 2016

Leitung:  Prof. Dr. med. C.-A. Greim, 
 Prof. Dr. med. H.-B. Hopf
Gebühr:  € 360 (Akademiemitglieder € 324)

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209            
    E-Mail: heike.cichon@laekh.de
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Allgemeinmedizin

Repetitorium Allgemeinmedizin
Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  
Auffrischung vorhandener Kenntnisse. 
Fr., 09. – Sa., 10. Juni 2017 

Gesamtleitung:   Dr. med. G. Vetter, Frankfurt
Gebühr: auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Sozialmedizin

AK I: Mi., 01. – Fr., 10. Februar 2017
AK II: Fr., 19. – Fr., 28. April 2017

Gesamtleitung:  Ltd. Med. Dir. Dr. med. R. Diehl,  Frankfurt
Gebühr:  auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung: C. Cordes, Fon: 06032 782-287, 
 E-Mail: claudia.cordes@laekh.de

Arbeitsmedizin

Weiterbildungskurs zum Erwerb der Gebietsbezeichnung  
Arbeitsmedizin in sechs Kursblöcken. 
Die Blöcke werden als Blended-Learning-Kurse angeboten,  
ihnen geht eine Telelernphase voraus.
Die ArbMedVV „Arbeitsaufenthalt im Ausland unter besonde-
ren klimatischen und gesundheitlichen Belastungen“ ist in den 
Block B2 integriert. 
B2: Beginn der Telelernphase: Fr., 14. Oktober 2016
B2: Präsenzphase: Sa., 12. – Fr., 18. November 2016
Arbeitsmed. Vorsorge: Arbeitsaufenthalt im Ausland unter be-
sonderen klimatischen Bedingungen
Sa., 12. – So. 13. Nov. 2016, 09:00 - 16:15 Uhr 16 P
Leitung:  Dr. med. U. Klinsing, Frankfurt
 Dr. med. R. Snethlage, Wiesbaden

C2: Beginn der Telelernphase: Fr., 04. November 2016
C2: Präsenzphase: Sa., 03. – Fr., 09. Dezember 2016

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. D. Groneberg, Frankfurt
Gebühr: je Kurs: € 550 (Akademiemitgl. € 495)

Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,
 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Repetitorium Frauenheilkunde 
Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  
Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Do., 10. – So., 13. November 2016
Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. 
 Dr. med. h.c.  H.-R. Tinneberg, Gießen
 Gebühr ges.: € 480 (Akademiemitglieder € 432)
Gebühr / Tag: € 150 (Akademiemitglieder € 135)

Auskunft/Anmeldung: M. Turano, Fon: 06032 782-213
 E-Mail: melanie.turano@laekh.de

Ärztliches Qualitätsmanagement

Block III b:  Mi., 16. – Sa., 19. November 2016
Leitung:  N. Walter, Frankfurt 
Gebühren:  € 750  (Akademiemitglieder € 675)
Auskunft/Anmeldung: S. Pfaff, Fon: 06032 782-222, 
 E-Mail: stephanie.pfaff@laekh.de

Marburger Kompaktkurs  
(Zusatzbezeichnung Notfallmedizin)

In Kooperation mit dem Zentrum für Notfallmedizin am  
Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH

Fr., 07. – Sa., 15. Oktober 2016  
Leitung:  PD. Dr. med. C. Kill, Marburg
Ort:   Marburg, Universitätsklinikum 
Gebühr:  € 770 (€ 695 für Mitarbeiter UKGM)

Auskunft/Anmeldung: Simulationszentrum Mittelhessen, 
   Fon: 06421 950 2140 
   E-Mail: simulations@rdmh.de

Psychosomatische Grundversorgung

23. Curriculum Psychosomatische Grundversorgung 
Fr., 13. – So., 15. Januar 2017 
Fr., 17. – So., 19. Februar 2017
Fr. 19., – So., 21. Mai 2017
Fr., 18. – So., 20. August 2017
Fr., 27. – So., 29. Oktober 2017
Fr. 17. – So., 19. November 2017
Leitung:  P. E. Frevert, Frankfurt
 Dr. med. Wolfgang Merkle, Frankfurt 
Gebühr:      auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung:  A. Flören, Fon: 06032 782-238, 
 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de
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Repetitorium Innere Medizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur  
Auffrischung vorhandener Kenntnisse.
Mo., 14. – Sa., 19. November 2016 insg. 63 P
vorgesehenes Programm:

Mo., 14. November 2016 12 P
Rheumatologie / Pneumologie      
Prof. Dr. med. U. Lange, Prof. Dr. med. C. Vogelmeier
Di., 15. November 2016 11 P
Internistische Hämatologie /  Onkologie
Prof. Dr. med. L. Bergmann,  Prof. Dr. med. A. Neubauer
Internistische Intensivmedizin
Prof. Dr. med. H.-D. Walmrath
Mi., 16. November 2016 11 P
Angiologie / Nephrologie
Prof. Dr. med. V. Hach-Wunderle 
PD Dr. med. H.-W. Birk, Prof. Dr. med. W. Faßbinder
Donnerstag, 17. November 2016 12 P
Gastroenterologie / Kardiologie
Prof. Dr. med. K. Haag 
Dr. med. R. Brandt, Prof. Dr. med. C. Hamm
Freitag, 18. November 2016 11 P
Kardiologie
Dr. med. R. Brandt, Prof. Dr. med. C. Hamm
Endokrinologie / Diabetologie
Dr. med. C. Jaursch-Hancke, Prof. Dr. med. Dr. phil. P. H. Kann
Samstag, 19. November 2016 6 P
Fallseminar 
Dr. med. R. Brandt, Prof. Dr. med. W. Faßbinder,
Prof. Dr. med. K. Haag, Prof. Dr. med. U. Lange

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. W. Faßbinder, Fulda
Gebühr ges.: € 540 (Akademiemitgl. und Mitgl. des 
 BDI und der DGIM € 486)
Gebühr/Tag:  € 150 (Akademiemitgl. und Mitgl. des 

BDI und der DGIM € 135)

Auskunft/Anmeldung:   A. Zinkl,  Fon: 06032 782-227 
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Spezielle Schmerztherapie

Kurs zum Erwerb der Zusatzbezeichnung
Block B: Fr., 04. – Sa., 05. November 2016   20 P
Leitung:  PD Dr. med. M. Gehling, Kassel
 Prof. Dr. med. M. Tryba, Kassel
Ort:  Kassel, Klinikum
Gebühr:   € 260  (Akademiemitgl. € 234)

Auskunft/Anmeldung:  A. Zinkl,  Fon: 06032 782-227 
 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Psychosomatische Grundversorgung  
für die Kurs-Weiterbildung Allgemeinmedizin 

Kurs A  Fr., 05. - Sa., 06. Mai 2017 
Kurs B  Fr., 22. - Sa., 23. September 2017
Kurs C  Termin auf Anfrage
Gebühr:      auf Anfrage
Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 
 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

ALLGEMEINE HINWEISE

Programme: Kurzfristige Änderungen vorbehalten.
Anmeldung: Im Internet schnell und kostenfrei unter 
https://portal.laekh.de oder http://www.laekh.de/aerzte/
aerzte-fortbildung/akademie/veranstaltungsangebot mög-
lich. Gerne können Sie sich auch schriftlich zu den Veranstaltun-
gen anmelden: Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung, 
Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim, Fon: 06032 
782-200, Fax: 06032 782-220. Erst nach Rücksendung Ihrer un-
terschriebenen Anmeldeunterlagen ist Ihre Anmeldung ver-
bindlich. Sie erhalten keine weitere Bestätigung. Bitte beachten 
Sie die AGB und etwaige Teilnahmevoraussetzungen! Wenn 
Veranstaltungen kurzfristig absagt werden müssen, werden Sie 
von der Akademie benachrichtigt. 
Veranstaltungsort (sofern nicht anders angegeben): 
Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen, 
Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim
Kinderbetreuung: Für Kinder von drei bis acht Jahren freitags 
und samstags kostenfrei möglich! Telefonische Informationen: 
Christina Ittner, Fon: 06032 782-223.
Gebühr (sofern nicht anders angegeben): 
Gilt inkl. Seminarunterlagen und Pausenverpflegung.
Teilnehmerzahl: Für alle Veranstaltungen gibt es eine Begren-
zung der Teilnehmerzahl. Gerne setzen wir Sie in diesem Fall 
auf die Warteliste oder informieren Sie zeitnah über die nächs-
te Veranstaltung. 
Akademie-Mitgliedschaft: Akademie-Mitglieder zahlen in der 
Regel ermäßigte Gebühren für Akademieveranstaltungen und 
können kostenfrei an ausgewählten Veranstaltungen teilneh-
men. Der Jahresbeitrag der Akademie-Mitgliedschaft beträgt 
€ 100. Während der Zeit der Weiterbildung sowie in Elternzeit 
oder ohne ärztliche Tätigkeit € 50. Für Studenten der Medizin 
ist die Mitgliedschaft kostenfrei. Der Jahresbeitrag gilt unab-
hängig vom Eintrittstag für das laufende Kalenderjahr. Informa-
tionen erhalten Sie von Cornelia Thriene, Fon: 06032 782-204, 
E-Mail: cornelia.thriene@laekh.de.

Akademie online:
www.akademie-laekh.de
E-Mail: akademie@laekh.de

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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NäPA (Nichtärztliche/r Praxisassistent/in)

Die Fortbildung zur/zum NäPA basiert auf dem Curriculum der 
Bundesärztekammer. Vor dem Hintergrund des Ärztemangels 
können NäPA wichtige Aufgaben in der hausärztlichen Versor-
gung übernehmen. Sie führen nach Delegation des Arztes 
Hausbesuche, bei denen der direkte Arztkontakt nicht medizi-
nisch indiziert ist, durch. Sie übernehmen unter anderem die 
Steuerung und Überwachung der Patienten innerhalb struktu-
rierter Behandlungsprogramme sowie Medikamentenkontrolle 
und Maßnahmen im Rahmen der Prävention. Flyer mit Termi-
nen sind auf unserer Website (www.carl-oelemann-schule.de) 
eingestellt. Gerne übersenden wir Ihnen auf Anfrage eine Infor-
mation. Fragen bitte per E-Mail an: verwaltung.cos@laekh.de
Information: Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-184, Fax: -180

NEU ► ► ► Arbeitsmedizin / Betriebsmedizin

Arbeitsmedizin / Betriebsmedizin Aufbaulehrgang 
Inhalte: Der Aufbaulehrgang wurde für Absolventen des 
60-stündigen Curriculums „Betriebsmedizinische Assistenz“ 
der LÄKH entwickelt, die ihre Qualifikation auf das Niveau des 
neuen 140-stündigen Curriculums erweitern möchten. Ange-
sprochen sind Inhaber des Zertifikates „Betriebsmedizinische 
Assistenz“ sowie Teilnehmer/innen, denen zur Ausstellung des 
Zertifikates nur noch das Modul „Allgemeine Grundlagen“ fehlt.
Beginn: Mi., 26.10.2016
Gebühr: € 950 zzgl. € 60 Lernerfolgskontrolle 
Information: Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-184, Fax: -180

Schwerpunkt Patientenbetreuung/ 
Praxisorganisation

!!NEU!! Kommunikationstechniken „Das dritte Ohr und Auge!“
Inhalte: Die Fortbildung richtet sich insbesondere an Medizini-
sche Fachangestellte in Kinder- und Jugendarztpraxen. MFA 
nehmen viele Signale im Gespräch mit den Patienten auf, deren 
Informationsweiterleitung für den Arzt/die Ärztin wertvolle 
Hinweise sind. Ein Schwerpunkt der Fortbildung ist das Training 
von Kommunikationstechniken für die Kommunikation mit „un-
sicheren“ Eltern und jugendlichen Patienten. 
Termin: Interessentenliste, Sa., 10:00 – 17:30 Uhr 
Gebühr: € 105
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax -180

Einführung in die ärztliche Abrechnung (PAT 5)
Inhalte: Die Fortbildung richtet sich insbesondere an Berufsan-
fänger und Wiedereinsteiger/innen, für die das Tätigkeitsgebiet 
der ärztlichen Abrechnung neu ist. Durch praktische Übungen 
werden die vermittelten Kenntnisse vertiefend geübt.
Termin: Sa., 12.11.2016, 10:00 – 16:30 Uhr 
Gebühr: € 105
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax -180

Schwerpunkt Medizin

Wundmanagement – Aufbaufortbildung (MED 16)
Inhalte: Die Fortbildung ist für Teilnehmer/innen mit fortge-
schrittenem Kenntnisstand in der Wundbehandlung ausgerich-
tet. Dekubitus, Kompressionstherapie und zeitgemäße Wund-
auflagen sind Themen, ergänzt mit praktischen Übungen.
Termin: Interessentenliste, samstags, 09:30 – 15:00 Uhr 
Gebühr: € 105
Information: Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-184, Fax -180

Notfalltraining (MED 6)
Inhalte: Das Praxisteam als Ganzes zu sehen und in der gemein-
samen Notfallversorgung zu trainieren, ist Ziel dieser neunstün-
digen Fortbildung. Im Rahmen eines Gruppentrainings wird das 
gesamte Praxisteam rund um den Notfall geschult.
Termin: Interessentenliste, Sa., 09:15 – 17:30 Uhr
Gebühr: € 105
Information: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Strahlenschutzkurse

Strahlenschutz gemäß § 24 Abs. 2 Nr. 4 RöV (STR),
Inhalte theoretischer Teil: Anatomie und Röntgenanatomie, 
Röntgenaufnahmetechnik, spezieller Strahlenschutz, Doku-
mentationspflichten, Rechtsvorschriften, Richtlinien und Emp-
fehlungen.
Inhalte praktischer Teil: praktische Übungen zur Einstellung 
und Belichtung von Röntgenaufnahmen, praktische Übungen 
zur Qualitätssicherung, Demonstrationen.
Termin: ab Fr., 24.02.2017 (insgesamt 90 Std.)
Gebühr: € 950 zzgl. € 50 Prüfungsgebühr

Sonderkurs zur Fortgeltung der Fachkunde und der erforderli-
chen Kenntnisse im Strahlenschutz nach § 18a RöV (STR A 2)
Der vorliegende Sonderkurs richtet sich an alle Personen, die 
die Frist zur Aktualisierung versäumt haben und damit die Fach-
kunde oder die Kenntnisse im Strahlenschutz derzeit nicht 
mehr nachweisen können.
Termin: Fr., 03.03.2017, 08:30 – 16:00 Uhr und 
      Sa., 04.03.2017, 08:30 – 17:00 Uhr
Gebühr: € 245 inkl. Lernerfolgskontrolle

Aktualisierungskurs nach § 18a Abs. 2 und 3 RöV (STR A 1) 
Ziel ist die Aktualisierung der Fachkunde und erforderlichen 
Kenntnisse im Strahlenschutz gem. § 18a RöV. Zielgruppe sind 
Medizinische Fachangestellte, Arzthelfer/innen und Personen 
mit einer abgeschlossenen sonstigen medizinischen Ausbil-
dung, MTA, MTRA und MTLA.
Termin: Sa., 04.03.2017, 08:30 – 17:00 Uhr
Gebühr: € 105

Information: Ilona Preuß, Fon: 06032 782-154, Fax: -180
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Palliativversorgung (120 Stunden)

Die Regelung zur „Spezialisierten ambulanten Palliativversor-
gung“ bezieht die Medizinischen Fachangestellten verstärkt 
ein. Der 120-stündige Qualifizierungslehrgang zur qualifizier-
ten Unterstützung des Arztes bei der Behandlung von Palliativ-
patienten wird in Modulform angeboten. Informationen zum 
Gesamtlehrgang, einzelnen Modulen sowie Termine und Ge-
bühren finden Sie im Fortbildungsprogramm und auf unserer 
Website. Gerne senden wir Ihnen den Informationsflyer zu. 
Beginn: ab Mi., 18.01.2017
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax: -180

Aufbaufortbildungen Onkologie

Die nachfolgenden Aufbaumodule Onkologie werden angebo-
ten unter Bezug auf die Onkologievereinbarung (Anlage 7, § 7 
Abs. 3 zu den Bundesmantelverträgen). 

Qualitätsmanagement und Good Clinical Practice (GCP) in der 
onkologischen Praxis – Aufbaufortbildung (ONK A2)
Inhalte: Der Schwerpunkt ist auf die Themenfelder GCP hin aus-
gerichtet. Es werden relevante Themen des Qualitätsmanage-
ments in der onkologischen Praxis besprochen. Grundlagen-
kenntnisse im Qualitätsmanagement werden vorausgesetzt.
Termin: Fr., 18.11.2016 bis Sa., 19.11.2016  (insg. 10 Std.)
Gebühr: € 150
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax: -180

Versorgung und Betreuung von Patienten mit oralen Tumor-
therapeutika (Baustein 2)
Inhalte: Medizinische Grundlagen oraler, zytoreduktiver Thera-
pien; Arzneimittelversorgung; altersunabhängige, therapierele-
vante Multimorbidität; Recherchen; Patienten- und Angehöri-
genedukation
Termin: Do., 09.03.2017 bis Sa., 11.03.2017, (24 Std.)
Gebühr: € 280
Information: Elvira Keller, Fon: 06032 782-185, Fax: -180

Aufbereitung von Medizinprodukten (SAC 5)

Die Aufbereitung von Medizinprodukten darf gemäß § 4 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 2 des MPBetreibV nur entsprechend quali-
fiziertem Personal übertragen werden.
Inhalte: Risikobewertung und Einstufung von Medizinproduk-
ten sowie betriebliche Anforderungen als Voraussetzung zur 
Aufbereitung, Mikrobiologie und Aufbereitungschemie, Dekon-
tamination, Sichtkontrolle, Pflege und Funktionskontrolle bei 
der Aufbereitung, Packen und Verpacken von Medizinproduk-
ten, Sterilisation und Freigabe zur Anwendung.
Termin: ab Do., 01.12.2016 (insgesamt 24 Std.)
Gebühr: € 340,00 inkl. Lernerfolgskontrolle
Information: Ilona Preuß, Fon: 06032 782-154, Fax -180

Für MFA-Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr 

Auch 2016 finden die Fortbildungen „Flops – vermeiden“ für 
Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr statt. Der Flyer zur Fort-
bildung steht auf der COS-Website bereit. 
Themen des 5-stündigen Workshops im Überblick:
• Der erste Eindruck macht´s! • Der richtige Gruß! 
 • Das berufliche Outfit – richtig ausgewählt!
• Sauber und ordentlich, ist doch klar!
 • Lob und Kritik aussprechen und annehmen!
Termin in Frankfurt:     Mi., 02.11.2016, 14:00 – 18:30 Uhr 
Termin in Bad Nauheim: Mi., 07.12.2016, 14:00 – 18:30 Uhr 
Gebühr: € 70,00
Information: Christina Glaubitz-Harbig, Fon: 06032 782-175, 
Fax: -180

Prüfungsvorbereitungskurse für MFA-Azubi 

Abrechnung: EBM (PVK 1)
Lerninhalte in den Fächern „Abrechnung“ und „Formularwesen“ 
werden wiederholt und vertieft.
Termin: Sa., 10.12.2016, 10:00 – 16:30 Uhr 
Gebühr: € 75,00

Medizinische Fachkunde (PVK 4)
Im Kurs werden prüfungsrelevante Themenbereiche bespro-
chen und mit Hilfe aktiver Übungen wiederholt.
Termin: Sa., 26.11. & Sa., 03.12.2016, jeweils 10:00 – 16:30 Uhr 
Gebühr: € 130

Information: Christina Glaubitz-Harbig, Fon: 06032 782-175, 
Fax: -180

ALLGEMEINE HINWEISE

Anmeldung: Bitte melden Sie sich schriftlich oder per Fax zu 
den Veranstaltungen an, eine Bestätigung erfolgt schriftlich. 

Carl-Oelemann-Schule (COS)
Carl-Oelemann-Weg 5  
61231 Bad Nauheim
 Fon: 06032 782-100 | Fax: 06032 782-180
Website: www.carl-oelemann-schule.de

Veranstaltungsort: (soweit nicht anders angegeben)
Fortbildungszentrum der Landesärztekammer Hessen
61231 Bad Nauheim | Carl-Oelemann-Weg 5

Übernachtungsmöglichkeit und Anmeldung: 
Gästehaus der Carl-Oelemann-Schule
Carl-Oelemann-Weg 26 | 61231 Bad Nauheim
Fon: 06032 782-140 | Fax: 06032 782-320
E-Mail: gaestehaus@fbz-hessen.de 
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Ethikbeauftragte in den hessischen Kliniken
Timo Sauer, Katja Weiske, Barbara Wolf-Braun

Am ersten Januar 2011 ist das zweite Ge-
setz zur Weiterentwicklung des Kranken-
hauswesens in Hessen (Hessisches Kran-
kenhausgesetz – HKHG) in Kraft getre-
ten.1 Darin enthalten ist ein Paragraf, der 
für Hessische Krankenhäuser unter ande-
rem die Verpflichtung ausspricht, einen 
„Ethikbeauftragten“ zu benennen:
 § 6, (6) Das Krankenhaus hat eine 

Ethikbeauftragte oder einen Ethikbe-
auftragten zu bestellen. Ethikbeauf-
tragte haben die Aufgabe, in ethischen 
Fragestellungen Entscheidungsvor-
schläge zu machen. Sie sind im Rah-
men dieser Aufgabe der Geschäftsfüh-
rung unterstellt. 

Begründet wird diese Pflicht mit der 
wachsenden Bedeutung der Ethik:
 (18) Um zu gewährleisten, dass die 

Krankenhäuser sich mit der immer 
wichtiger werdenden Frage der Ethik 
auseinandersetzen, soll es in jedem 
Krankenhaus zumindest eine Ethikbe-
auftragte oder einen Ethikbeauftrag-
ten geben [1].

Nach Inkrafttreten des Gesetzes formierte 
sich eine Arbeitsgruppe der Landesärzte-
kammer Hessen (LÄKH) und der Hessi-
schen Krankenhausgesellschaft (HKG), 
die einen Vorschlag zur Umsetzung erar-
beitete [2]. Hierin enthalten sind Vor-
schläge zu den Aufgaben eines Ethikbe-
auftragten, den Qualitäts- bzw. Qualifizie-
rungsanforderungen, zur Stellung des 
Ethikbeauftragten in der Klinikstruktur 
und Hinweise zu Fragen der Qualitätssi-
cherung. Diese Vorschläge orientieren 
sich an den Standards für Ethikberatung 
im Gesundheitswesen der Akademie für 
Ethik in der Medizin [3]. Informationen 
darüber, ob und inwieweit die im HKHG 
enthaltene Forderung umgesetzt wurde, 
liegen bis heute jedoch kaum vor [4]. Die-
se Fragebogenerhebung soll helfen, ent-
sprechende Aussagen zu ermöglichen.
Anfang April 2016 wurden 165 Klinken in 
Hessen angeschrieben (gelistet im Deut-

schen Krankenhausverzeichnis). Im An-
schreiben wurde über die Studie infor-
miert sowie auf Freiwilligkeit und Anony-
mität der Teilnahme hingewiesen [5]. Bei-
gefügt waren ein zweiseitiger Fragebogen 
und ein Rücksendeumschlag. 
Angeschrieben wurden – sofern bekannt 
– die Ethikbeauftragten, die Vorsitzenden 
oder Geschäftsführenden der Ethik-Komi-
tees (KEK) oder sonstige mit dem Begriff 
der klinischen Ethik in Beziehung stehen-
de Mitarbeiter. Ließ sich mit angemesse-
nem Aufwand keine solche Person ausfin-
dig machen, wurde die Geschäftsführung 
der Klinik angeschrieben. Da es im Zusam-
menhang mit Strukturen der Ethikbera-
tung regionale oder trägerübergreifende 
Kooperationen gibt, hat sich die tatsächli-
che Anzahl der Aussendungen auf 157 re-
duziert. Sechs Anschreiben fanden nicht 
ihr Ziel, so dass insgesamt 151 Briefe er-
folgreich versendet wurden. 

Fragestellung und Erhebung

Ziel ist es, eine Grundlage für eine erste 
Einschätzung der Wirkung des § 6 (6) des 
HKHGs zu schaffen. Der Fragebogen ent-
hält drei Themenblöcke: Ethikbeauftrag-
te, KEK2 und Arbeits-Freistellung; Wir-
kungseinschätzung der Ethikbeauftrag-
ten; Angaben zu Person und Standort.

Ethikbeauftragte, KEK 
 und Arbeits-Freistellung 
In den ersten beiden Fragen geht es da-
rum, ob es in der jeweiligen Klinik einen 
Ethikbeauftragten und/oder ein klinisches 
Ethik-Komitee oder etwas Vergleichbares 
gibt (etwa einen Ethik-Arbeitskreis oder 
-beirat, einen Ethik-Konsiliar- oder Liai-
sondienst2). Mit der Frage nach der zeitli-
chen Einordnung der Gründung der jewei-
ligen Ethikberatung sollen Aussagen über 
den Zusammenhang zwischen der Geset-
zesnovelle von 2011 und den bestehen-
den Strukturen getroffen werden können. 

Wirkungseinschätzung 
Bei diesen Fragen geht es um die Einschät-
zung, ob die Einführung des Ethikbeauf-
tragten die Situation in der jeweiligen Kli-
nik im Hinblick auf den Umgang mit ethi-
schen Fragestellungen positiv verändert 
hat. Außerdem soll bewertet werden, ob 
die Funktion eines Ethikbeauftragten ein 
effektives Instrument ist, den ethischen 
Fragen der klinischen Alltagspraxis einen 
angemessenen Stellenwert einzuräumen, 
und es gibt Raum für Anmerkungen. 

Angaben zu Person und Standort
Zum Schluss folgen Fragen zur Person und 
zum Standort, um die Einordnung der Er-
gebnisse zu ermöglichen. Besonders 
wichtig ist dabei die Auskunft über die 
Qualifikation des Ethikbeauftragten. 

Ergebnisse

Bis Ende Mai wurden 56 Fragebögen ein-
gereicht. Damit haben sich 37,1 Prozent 
der Befragten beteiligt. Die Auswertung 
der Fragebögen erfolgte mit Excel 12.3.6.
Aus der Tatsache, dass es in vielen Klini-
ken bereits vor der Gesetzesnovelle Ethik-
Komitees gegeben hat, lassen sich zu-
nächst einige Hypothesen ableiten. 
• Denkbar ist, dass nach der Einführung des 

§ 6 (6) Vorsitzende von Ethikkomitees 
oder Konsiliardiensten etc. in rein forma-
len Akten zum Ethikbeauftragten ernannt 
wurden. In diesem Fall hätte die Einfüh-
rung der Ethikbeauftragten keinen direk-
ten Effekt erzielt, was jedoch im Hinblick 
auf die Intention hinter dem Paragrafen – 
die Sicherstellung von Strukturen der kli-
nischen Ethik – unproblematisch wäre.

• Ebenso ist denkbar, dass es im Einzelfall 
bereits ein Komitee, einen Arbeitskreis, 
einen Konsiliardienst oder Ähnliches 
gegeben hat. Wenn aufgrund dessen 
auf die formale Benennung eines Ethik-
beauftragten verzichtet wurde, wäre 
dies ebenfalls unproblematisch.

1 Die Geltung des Gesetzes war zunächst auf fünf Jahre bis zum 31.12.2015 beschränkt und wurde am 10.7.2014 bis zum 31.12.2020 verlängert. 
2 Ethik-Konsiliar- oder Liaisondienst, im weiteren Text als „KEK“ abgekürzt.
3 Höhere Qualifikationen, etwa ein Studium der Bioethik, clinical Ethics oder Ähnliches, wurden hierunter subsumiert. 
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• Eine weitere Möglichkeit wäre, dass es 
in einigen Kliniken bereits Ethikbeauf-
tragte in Analogie etwa zu Frauen-
beauftragten oder Qualitätsbeauftrag-
ten gab, was dann nicht auf die Einfüh-
rung des § 6 (6) zurückgehen würde. 

Ethikbeauftragte, KEK  
und Arbeits-Freistellung 
In 42 von 56 Fragebögen wird angegeben, 
dass es einen Ethikbeauftragten gibt 
(75 Prozent). Es wurden jedoch 16 von 42 
Ethikbeauftragten vor 2011 berufen, was 
insofern nicht auf die Gesetzesnovelle zu-
rückgehen kann. Im Jahr 2011 wurden in 
sechs Kliniken Ethikbeauftragte einge-
führt und in den Folgejahren in weiteren 
19 Kliniken. Insofern ergibt sich eine An-
zahl von 25 Ethikbeauftragten, die mit ho-
her Wahrscheinlichkeit in Folge der Geset-
zesnovelle benannt wurden (vgl. Grafik I).
Bemerkenswert ist, dass in den meisten 
Fällen nahezu gleichzeitig ein Ethik-Ko-
mitee gegründet wurde. Vergleicht man 
die Zahl der Kliniken, in denen es vor der 
Gesetzesnovelle eine für die Ethik zu-
ständige Einzelperson oder ein KEK ge-
geben hat, dann ergibt sich für die Zeit 
vor 2011 eine Anzahl von 21 und bis zum 
Zeitpunkt der Erhebung eine Anzahl von 
44 (78,6 Prozent) Einzelpersonen oder 
KEK. Insofern hat sich die Anzahl der Kli-
niken, in der eine Einzelperson (z. B. 
Ethikbeauftragter) benannt oder ein KEK 
gegründet wurde, in den Jahren nach der 
gesetzlichen Einführung der „Ethikbeauf-
tragten“ mehr als verdoppelt. Selbst 
wenn man ein gewisses vom HKHG un-
abhängiges „Wachstum“ solcher für die 
Ethik zuständigen Strukturen unterstellt, 
kann man bilanzieren, dass die Gesetzes-
novelle von 2011 zumindest quantitativ 
einen positiven Effekt hatte.
Auf die Frage nach der Arbeits-Freistel-
lung (n=42) gaben 36 Befragte an, dass 
ihnen keine Freistellung für die „Ethikar-
beit“ gewährt wird. Lediglich sechs Mitar-
beiter sind für ihre Tätigkeit als Ethikbe-
auftragte anteilig freigestellt. In der Grup-
pe der Ethikbeauftragten, die ab 2011 be-
nannt wurden, ist dieses Verhältnis 
(n=25) 20 zu 5. Immerhin wurden also in 
fünf Kliniken Ethikbeauftragte benannt, 
die in unterschiedlichem Ausmaß Stun-
denkontingente für ihre „Ethikarbeit“ zur 
Verfügung haben. 

Wirkungseinschätzung 
Die Frage, ob die Einführung der Ethikbe-
auftragten in der eigenen Klinik einen po-
sitiven Effekt auf den Umgang mit ethi-
schen Fragestellungen hatte (n=42), be-
antworten 34 Teilnehmer mit „ja“. Sechs 
Teilnehmer verneinen dies. Zwei Personen 
machen keine Angaben. 
Ähnlich hoch sind die Zustimmungswerte 
bei der Frage nach der Effizienz des Instru-
ments des Ethikbeauftragten (n=42): 35 
Teilnehmer halten die Einführung der Ethik-
beauftragten in Hessen in der Rückschau für 
eine effektives Instrument, ethischen Fragen 
in der Krankenhauspraxis einen angemesse-
nen Stellenwert einzuräumen. Eine Person 
macht keine Angaben und sechs Personen 
sind gegenteiliger Meinung. 
Interessanterweise haben acht Teilneh-
mer hierzu keine einheitliche Meinung. 
Vier Teilnehmer sind der Meinung, dass 
die Einführung der Ethikbeauftragten in 
ihrem Fall keinen positiven Effekt auf den 
Umgang mit ethischen Fragestellungen in 
der klinischen Praxis hatte, halten dies je-
doch grundsätzlich für ein effektives In-
strument, den ethischen Fragen einen an-
gemessenen Stellenwert einzuräumen. 
Umgekehrt sind ebenfalls vier Personen 
der Meinung, dass die Einführung in ihrem 
Fall zwar einen positiven Effekt hatte, hal-
ten die Ethikbeauftragten grundsätzlich 
jedoch nicht für ein effektives Instrument. 
In immerhin 20 von 56 eingesandten Fra-
gebögen wurde von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht, einen Kommentar zum 
übergeordneten Fragebogenthema abzu-
geben. Die Ergebnisse lassen zwischen 
zwei Bezugspunkten unterscheiden: 

a: Anmerkungen zur Organisation der kli-
nischen Ethik bzw. der Arbeit des 
Ethikbeauftragten im konkreten Ein-
zelfall und

b: allgemeine Anmerkungen zur klini-
schen Ethik und deren Realisierbarkeit 
unter den Bedingungen eines moder-
nen Krankenhauses. 

Die Anmerkungen zur Organisation der kli-
nischen Ethik (a) sind für die Zwecke dieser 
Studie nur insofern interessant, als sie sich 
auf den § 6 (6) HKHG beziehen. So geben 
drei Befragte an, dass auf das formale Be-
stellen eines Ethikbeauftragten verzichtet 
wurde, da es bereits Strukturen für Ethikbe-
ratung gäbe, was eine der oben genannten 
Hypothesen bestätigt. Eine Person be-
schreibt die Verbesserung ihrer Ethikarbeit 
durch eine Arbeits-Freistellung in der Folge 
der Gesetzesnovelle. Jemand anderes kriti-
siert das Fehlen einer solchen Entlastung. 
Eine/r berichtet gar darüber, dass der Ein-
gang des Fragebogens bei der Geschäfts-
führung überhaupt erst zur Initiative ge-
führt hat, einen Ethikbeauftragten zu be-
nennen und entsprechend fortbilden zu las-
sen. 
Interessant sind einige allgemeine Kom-
mentare kritischer Art (b). So gibt jemand 
zu bedenken: „Erneut ist ein Instrument 
eingeführt, für das weder Finanzen oder 
Zeitkontingente vorgesehen sind. Die 
weitere Verdichtung der Ressourcen führt 
irgendwann zur Handlungsunfähigkeit. 
Der Effekt ist folglich sehr begrenzt.“
 Weitere Kommentare sind anschlussfähig: 
Etwa, dass „Ethikbeauftragte“ nur „ein 
erster Schritt“ seien oder dass „ethische 
Auseinandersetzung“ in der Einrichtung 

Grafik I: Ethikbeauftragte in hessischen Kliniken
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gelebt werden müsse, und deuten damit 
an, dass ein bloßes Verordnen für wirksa-
me Ethikberatung nicht genüge. Jemand 
weist auf die Wichtigkeit hin, dass es aus 
Effizienzgründen im Hintergrund ein Klini-
sches Ethik-Komitee gibt.

Angaben zu Person und Standort
Die Studie zählt 56 Teilnehmer. Davon 
sind 42 Ethikbeauftragte. Gezählt werden 
27 Männer und 14 Frauen (eine Angabe 
zum Geschlecht fehlt). Die jüngste Ethik-
beauftragte ist 42 Jahre alt und die älteste 
70. Mit 21 Befragten ist die große Mehr-
heit zwischen 50 und 60 Jahre alt (durch-
schnittlich 54,9 Jahre). 
Erwartungsgemäß ist die Mehrzahl (n=42) 
der teilnehmenden Ethikbeauftragten (vor 
und nach 2011) Mitglied des ärztlichen 
Dienstes. 26 Teilnehmer geben an, dem 
ärztlichen Dienst anzugehören und vier 
Teilnehmer dem Pflegedienst. Hinzu kom-
men zwei Psychologen und ein Vertreter 
des Sozialdienstes. In neun Fällen werden 
mehrere Berufsfelder angegeben, etwa 
Seelsorge und Theologie, Krankenpflege 
und Sozialdienst etc. 
Im Hinblick auf die Qualifikation ergibt sich 
das folgende Bild: 30 Ethikbeauftragte 
(n=42) geben an, Qualifikationen für die Tä-
tigkeit als Ethikbeauftragter zu besitzen. Da-
runter sind jedoch neun „Qualifikationen“, 
wie etwa „Zusatzqualifikation in Palliativme-
dizin“, „Supervisionsausbildung“, „Prüfarzt“ 
oder „langjährige praktische Erfahrung als 
Oberarzt“, die tatsächlich nicht direkt für die 
Tätigkeit als Ethikbeauftragter qualifizieren. 
Diese wurden „nicht bewertet“. Von den 21 
verbleibenden geben 17 an, eine Zusatzqua-
lifikation als Ethikberater im Gesundheitswe-
sen (AEM)3 zu besitzen, drei Befragte geben 
unspezifische Fortbildungen und eine Per-
son eine unspezifische Ethik-Fortbildung an. 

Diskussion

Ziel der Erhebung war die Klärung der Fra-
ge, ob die Einführung des § 6 (6) HKHG 
eine sinnvolle, weil den gewünschten Ef-
fekt erzielende, Maßnahme war. Aus Sicht 
der Autoren ist diese Frage mindestens in 
quantitativer Hinsicht mit „ja“ zu beant-
worten. Zum einen, weil nachgewiesen 
werden konnte, dass es einen deutlichen 
Zuwachs an Ethikbeauftragten in Folge 
der Gesetzesnovelle gegeben hat, und 

zum anderen aufgrund der überaus positi-
ven Einschätzungen der Ethikbeauftrag-
ten selbst. Vergleicht man die Ergebnisse 
mit aktuellen Studien zum Implementie-
rungsgrad der klinischen Ethik, so wird 
diese Einschätzung durchaus gestützt.

Quantitativ kontra Qualitativ
 Schochow et al. [4] beispielsweise haben 
herausgefunden, dass bundesweit in 
74,9 Prozent (N=529) der Krankenhäuser 
Strukturen der klinischen Ethikberatung 
implementiert wurden. Dies entspricht et-
wa dem Bild, das sich aus der vorliegenden 
Erhebung ergibt. Allerdings gehen Scho-
chow et al. davon aus, dass dieses Niveau 
in Hessen maßgeblich erst durch die Ver-
abschiedung des HKHG erreicht wurde.
Was die Beurteilung der qualitativen Imple-
mentierung angeht, ist Zurückhaltung an-
gebracht. Die geringe Anzahl an Arbeits-
Freistellungen ist sicher keine optimale Vo-
raussetzung für eine effektive Arbeit. Dies 
zeigt sich auch in den kritischen Untertö-
nen bei den freien Kommentaren. Kritisch 
zu bemerken ist ebenfalls, dass ein erhebli-
cher Anteil der Ethikbeauftragten keine 
oder keine angemessene Fortbildung für 
die Tätigkeit als Ethikbeauftragter hat. We-
niger als die Hälfte der Ethikbeauftragten 
erfüllen die Mindestanforderung der Aka-
demie für Ethik in der Medizin [3] für die 
Durchführung von Ethikberatung im Ge-
sundheitswesen.

Rücklaufquote
Relativierend auf die Aussagekraft der Er-
hebung wirkt sich die vergleichsweise ge-
ringe Rücklaufquote von 37,1 Prozent aus. 
Betrachtet man die gesamte Zahl an Klini-
ken in Hessen (165), so kommt man auf ei-
ne sichere Implementierungsquote (Ethik-
beauftragte und KEK o. Ä.) von nur noch 
29,1 Prozent. In der Realität wird diese 
Quote sicherlich höher liegen. Es ist zu ver-

muten, dass die Kliniken, die keine Ethikbe-
auftragten berufen haben, eher nicht an 
der Umfrage teilgenommen haben. Inso-
fern wird der reale Anteil an Ethikbeauf-
tragten oder anderen Strukturen der klini-
schen Ethik bei allen hessischen Kliniken 
deutlich geringer sein als die im Hinblick 
auf die an der Erhebung teilnehmenden Kli-
niken errechneten 78,6 Prozent.
Die qualifizierte Arbeit von Ethikberatern 
verbessert die Qualität in der Patienten-
versorgung, stärkt die moralische Urteils-
kraft und ethische Begründungskompe-
tenz der Mitarbeiter, sie fördert die Lö-
sung und Vorbeugung sozialer Konflikte 
und verhindert“ moral distress“ bei Pa-
tienten, Angehörigen und Behandlern [6]. 
Die Studie zeigt, dass die Initiative des Ge-
setzgebers zur Etablierung von Ethikbera-
tung in den hessischen Kliniken zwar Effekte 
hatte, aber noch nicht vollständig umge-
setzt wurde. Ein zusätzlicher Anreiz könnte 
darin bestehen, dass Ethikberatung als fes-
ter Bestandteil der Zertifizierung etabliert 
wird. Hier müssten die Anbieter von Zertifi-
zierungen allerdings belastbare Kriterien for-
dern, etwa dokumentierte Fallbesprechun-
gen, Evaluationen und in Anspruch genom-
mene Fortbildungen [6]. Voraussetzung für 
effektive Strukturen der Ethikberatung ist 
zudem die Bereitschaft der Krankenhäuser, 
Freistellungen zu gewähren.

Dr. rer. med. Timo Sauer 
Dr. rer. nat. Katja Weiske  

Dr. phil. Barbara Wolf-Braun
Senckenbergisches Institut für 

Geschichte und Ethik der Medizin
E-Mail: timo.sauer@kgu.de

Die Literaturhinweise finden Sie auf 
unserer Website www.laekh.de unter 
der Rubrik „Hessisches Ärzteblatt“.

Tab. 1: Standortdaten der teilnehmenden Ethikbeauftragten

Versorgungsform

Grundversorgung 

Regelversorgung

Maximalversorgung

Spezialisierte Versorgung

Total

Anzahl

6

17

6

13

42

Träger

Privater Träger

Öffentlicher Träger

Kirchlicher Träger

keine Angabe

Total

Anzahl

10

7

15

10

42
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Mensch und Gesundheit

Herausforderungen des Gesundheitssystems  
bei der medizinischen Versorgung von Flüchtlingen

Elke Böthin von der Bundesärztekammer 
(BÄK) hat in Fulda einen Vortrag zum 
Thema „Medizinische Versorgung von 
Flüchtlingen in Deutschland – eine gesell-
schaftliche Verantwortung und ein ärztli-
cher Auftrag“ gehalten. Im Rahmen der 
Ringvorlesung „Menschenrechte und Me-
dizin“ informierte die BÄK-Bereichsleiterin 
im „Referat des Präsidiums Menschen-
rechte und Geschichte der Ärzteschaft“ in 
dem spannenden Vortrag über die He-
rausforderungen des deutschen Gesund-
heitssystems bei der medizinischen Ver-
sorgung von Flüchtlingen.
 Neu ankommende Asylsuchende werden 
in der Regel von Ärzten der Gesundheits-
ämter bei Aufnahme untersucht. In eini-
gen Regionen Deutschlands kam es durch 
den plötzlichen Ansturm Mitte des Jahres 
2015 zu einer erheblichen Überforderung 
der staatlichen Stellen, wie Böthin berich-
tete. Sie stellte zwei unterschiedliche Mo-
delle vor, durch die strukturelle Lösungen 
für die Regionen München und Neumüns-
ter gefunden werden konnten. 

Beispiel München

Bei dem bayerischen Weg wird durch den 
Verein „Refudocs“ die medizinische Ver-
sorgung von Flüchtlingen, Asylsuchenden 
und deren Kindern organisiert. Auf dem 
Gelände der Bayernkaserne werden zu-
dem Sprechstunden angeboten, für die 
kein Krankenschein erforderlich ist. Büro-
kratische Hürden entfallen, wodurch ein 
niedrigschwelliger Zugang zur Gesund-
heitsversorgung besteht. 
Staatliche Stellen, also das bayerische So-
zialministerium und die Regierung von 
Oberbayern, tragen dieses Konzept ge-
meinsam mit Refudocs e. V. Das Referat 
für Gesundheit und Umwelt als örtliches 
Gesundheitsamt regelt die Erstuntersu-
chung. Die Abrechnung erfolgt über das 
Sozialministerium, welches durch eine An-
schubfinanzierung die Arbeit von Refu-
docs ermöglicht. Zum Nachweis der ge-
leisteten medizinischen Versorgung wird 
eine Stundenabrechnung für das Ministe-
rium erstellt. Das Modell von Refudocs er-

möglicht laut Böthin eine bedarfsgerechte 
zusätzliche Versorgung, die nicht in Kon-
kurrenz mit den Kassenversicherten tritt.

Beispiel Neumünster

Im schleswig-holsteinischen Neumünster 
wurden in einem großen Klinikum eigene 
Räumlichkeiten für die medizinische Ver-
sorgung der geflüchteten Menschen ge-
schaffen, die sich in einer zentralen Erst-
aufnahmeeinrichtung in der Nähe mit 
mehr als 5.000 Flüchtlingen befindet. Die-
ser Lösungsvorschlag bietet mittels einer 
sogenannten „Einheit für integrierende 
Versorgung“ Entlastung der ortsansässi-
gen niedergelassen Ärzte, indem auf be-
stehende Strukturen zurückgegriffen 
wird, ohne diese jedoch zusätzlich zu be-
lasten. Ein deutsch-syrisches Mediziner-
team übernimmt die ambulanten Fälle 
und bereitet eine stationäre Aufnahme 
vor, sofern diese benötigt wird. Auch Erst-
untersuchungen, Impfungen, Röntgenun-
tersuchungen sowie der medizinische 
Check für weitere mögliche Erkrankungen 
sollen in dieser Einrichtung erfolgen. Die 
Untersuchungen werden ebenso wie bei 
Refudocs durch Dolmetscherdienste un-
terstützt. 

Ehrenamtliche Unterstützung 
kann keine Dauerlösung sein

Böthin betonte, dass nur durch das außer-
ordentliche Engagement der meistens in 
Nichtregierungsorganisationen organi-
sierten oder auch eigeninitiativ tätigen 
ehrenamtlichen Ärzte, Krankenschwes-
tern, Psychotherapeuten und vielen wei-
teren Helfern aus der Bevölkerung diese 
Herausforderung bewältigt werden konn-
te. Die gesundheitliche Versorgung von 
Menschen dürfe jedoch nicht abhängig 
gemacht werden von der ethischen Ver-
pflichtung eines Berufsstandes oder der 
Barmherzigkeit einzelner Bürgerinnen 
und Bürger, sagte Böthin. 
Mittel- und langfristig sei es erforderlich, 
das Ehrenamt zu entlasten und die Bewäl-
tigung dieser Aufgabe nicht weiterhin bei 
ehrenamtlich tätigen Ärzten, Psychothe-
rapeuten und medizinischem Pflegeper-
sonal zu belassen. Staatliche Stellen seien 
verpflichtet, zuverlässige Strukturen für 
die medizinische Versorgung von geflüch-
teten Menschen zu schaffen. Eine Stär-
kung der finanziellen und personellen 
Ausstattung des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes durch Länder und Kommu-
nen ist daher laut Böthin eine dringliche 
Notwendigkeit. Zudem könne die Einfüh-
rung einer Gesundheitskarte für alle Ge-
flüchteten – unabhängig ihres Status als 
Asylsuchende – in den meisten Regionen 
helfen, bürokratische Hürden abzubauen, 
die bislang einer bedarfsgerechten Ver-
sorgung im Wege stünden. Die zügige 
Umsetzung dieser Rahmenbedingungen 
für die Verbesserung der gesundheitlichen 
Versorgung von Geflüchteten hat auch 
der 119. Deutsche Ärztetag im Mai 2016 
gefordert. 

Dr. med.  
Dipl.-Chem.  

Paul Otto Nowak
E-Mail: paul-otto. 
nowak@laekh.de

Elke Böthin, Bereichsleiterin im „Referat des Prä-

sidiums Menschenrechte und Geschichte der 

Ärzteschaft“ der Bundesärztekammer
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Das Thermometer zeigt über 30 Grad, die 
Sonne scheint jeden Winkel der Stadt aus-
zuleuchten und auf den Straßen flimmert 
die Luft: Ein Nachmittag im Hochsommer. 
Hinter der Syrerin Susann Issa und Dr. Za-
her Mohammad aus Afghanistan liegen 
schon acht Stunden Unterricht, als sie den 
Besprechungsraum des Frankfurter Ver-
eins zur beruflichen Integration Beramí an 
der Burgstraße im Frankfurter Nordend 
betreten. Zwei von derzeit 24 Ärztinnen 
und Ärzten, die Beramí seit April 2016 in 
Kooperation mit dem Hessischen Landes-
prüfungs- und Gesundheitsamt (HLPUG) 
auf die Kenntnisprüfung für die Approba-
tion vorbereitet. Das Besondere an dem 
elfmonatigen Vollzeitkurs ist, dass sowohl 
prüfungsrelevantes Fachwissen als auch 
Deutschkenntnisse vermittelt und vertieft 
werden. Unterstützt wird das Projekt von 
Ehrenamtlichen wie Dr. med. Christian 
Klepzig, in Offenbach niedergelassener 
Facharzt für Allgemeinmedizin und Diabe-
tologe, der Issa und Dr. Mohammad als 
Mentor begleitet.
Vor elf Monaten kam Susann Issa (28) 
nach Deutschland. Zuvor hatte sie in Sy-
rien ihr Medizinstudium abgeschlossen 
und zwei Jahre Weiterbildung im Fach In-
nere Medizin, davon ein Jahr in der Onko-
logie, absolviert. Inzwischen lebt Issa mit 
ihrer aus Bulgarien stammenden Mutter 
und zwei jüngeren Geschwistern in Offen-
bach. Der Vater, Universitätsdozent in Da-
maskus, hält sich noch in Syrien auf. 
Die guten Sprachkenntnisse der jungen 
Frau, die erst nach ihrer Ankunft angefan-
gen hat, Deutsch zu lernen, verblüffen. 
Sie spricht leise, aber flüssig und fast feh-
lerfrei. Ihre Eltern hatten sich einst in Bul-
garien kennengelernt, wo der Vater da-
mals studierte. Später war das Paar ge-
meinsam nach Syrien gezogen. Da sie und 
ihre Geschwister auch die bulgarische 
Staatsbürgerschaft besitzen, sei die Reise 
nach Europa unproblematisch gewesen, 
erzählt Issa. Dass sie durch den bulgari-
schen Pass de facto keinen Flüchtlingssta-

tus habe, mache ihre Lage allerdings kom-
pliziert. So habe sie weder wie andere 
Flüchtlinge eine Anlaufstelle gehabt, noch 
Sozialleistungen erhalten. „Ich wollte in 
meinem Beruf weiterarbeiten, wusste 
aber anfangs nicht, was ich für dafür tun 
musste.“ Auf eigene Faust wandte sich Is-
sa an ein Jobcenter und wurde von dort 
zunächst zur Hospitation an ein Gesund-
heitsamt verwiesen. An diesem Punkt 

kam Dr. Christian 
Klepzig (Foto) ins 
Spiel. „‚Hör’ mal, 
ich habe da eine sy-
rische Kollegin, 
kannst Du sie ein 
bisschen unter Dei-
ne Fittiche neh-
men?“: Mit diesen 

Worten rief die stellvertretende Leiterin 
des Gesundheitsamtes damals bei mir an“, 
erinnert sich der Offenbacher Arzt. Da-
raufhin hospitierte Issa einige Monate lang 
in der Praxis und leistete gelegentlich 
auch sprachliche Unterstützung.
 „Ein syrischer Flüchtling mit Typ-1-Diabe-
tes und einer Augenverletzung saß bei mir 
im Behandlungszimmer, doch weder mein 
Partner noch ich konnten mit ihm kom-
munizieren“, berichtet Klepzig. „Ein De-
saster, wäre da nicht Frau Issa gewesen, 
die als Übersetzerin einsprang.“ Über eine 
Bekannte hatte Issa von Beramí erfahren 

und wandte sich parallel zu ihrer Hospita-
tion an Sükriye Altun Mangel, die das Pro-
jekt für Ärzte und Zahnärzte bei Beramí 
leitet. Im April konnte die Syrerin in den 
Vorbereitungskurs einsteigen.
Die Zugangsvoraussetzungen für eine 
Teilnahme sind Deutschkenntnisse auf B1 
Niveau. Mangel sichtet bereits im Vorge-
spräch alle für das Anerkennungsverfah-
ren notwendigen Dokumente auf Voll-
ständigkeit und leitet diese an das HLPUG 
weiter. Wenn die Behörde grünes Licht 
gibt, ist der Weg für die Aufnahme in den 
Kurs frei. Über einen Bildungsgutschein ist 
eine vollständige Förderung durch Ar-
beitsagenturen oder Jobcenter möglich, 
aber auch Selbstzahler können das aus 
vier Modulen bestehende Angebot wahr-
nehmen. 
Das Deutschtraining bereitet sowohl auf 
die B2-Prüfung vor, die Voraussetzung 
für eine Berufserlaubnis ist, als auch auf 
die Zertifikatsprüfung C1 Medizin. Diese 
ist für die Teilnahme an der Kenntnis-
standprüfung zur Erlangung der Appro-
bation erforderlich. Im Rahmen einer 
dreimonatigen Praxiserfahrung wird den 
Teilnehmern von Beramí außerdem die 
Möglichkeit geboten, den Arbeitsalltag 
in Klinik und Praxis kennenzulernen. Als 
„wichtigen Baustein auf dem Weg zur 
Prüfung“ bezeichnet Atilla Vurgun, me-
dizinisch-fachlicher Leiter des Angebots, 

„Eine spannende Sache, bei der auf beiden Seiten  
ganz viel in Gang kommt“
Beramí-Projekt: Deutsche Paten unterstützen geflüchtete Ärzte 

Susann Issa aus Syrien und Dr. Zaher Mohammad aus Afghanistan
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die letzte Phase des Kurses, in der sich 
die Teilnehmer in simulierten Prüfungssi-
tuationen intensiv vorbereiten können.
Nicht ganz ein Drittel der Ärzte, die den 
Kurs besuchen, um ihre Sprachkenntnis-
se zu verbessern, sind EU-Staatsangehö-
rige. Die Mehrheit – über zwei Drittel – 
stammen aus Syrien, dem Irak, Pakistan 
oder Afghanistan. So auch Dr. Zaher Mo-
hammad (54), der in der Ukraine stu-
diert, seine Facharztweiterbildung abge-
leistet und ab 1997 als HNO-Facharzt ge-
arbeitet hatte. 2014 flüchtete der verhei-
ratete Vater von zwei Kindern, heute 18 
und 24 Jahre alt, vor dem Krieg in der Os-
tukraine nach Deutschland. Für ihn und 
seine Familie haben Klepzig und seine 
Frau am gemeinsamen Wohnort Seligen-
stadt im Rahmen der dortigen Flücht-
lingshilfe als Mentoren eine Patenschaft 
übernommen, aus der eine Freundschaft 
geworden ist. 

Das sogenannte Deutschpaten-Projekt 
soll den Kursteilnehmern von Beramí er-
möglichen, ihre Deutschkenntnisse in ei-
nem lockeren, privaten Rahmen zu erwei-
tern. „Samstags treffen wir uns alle zum 
Kochen“, berichtet Klepzig und nickt Mo-
hammad zu: „Eine spannende Sache, bei 
der auf beiden Seiten ganz viel in Gang 
kommt.“ Nicht zuletzt könnten darüber 
spätere Arbeitsverhältnisse angebahnt 
werden. „Ich spreche auch Kollegen an, 
die potenzielle Nachfolger für ihre Praxen 
suchen.“ Bis zum Start des Vorbereitungs-
kurses hatte Mohammad über längere 
Zeit einmal wöchentlich in der Offenba-
cher Praxis von Dr. Klepzig hospitiert: „Ei-
ne wichtige Zeit, in der ich viel über die 
ärztliche Tätigkeit und die Kommunikati-
on zwischen Ärzten und Patienten in 
Deutschland gelernt habe.“ 
Nachdrücklich appelliert Klepzig „nicht 
nur an Ärztinnen und Ärzte“, sich mehr für 

Flüchtlinge im Rahmen von „Patenschaf-
ten“ zu engagieren. „Eine Million Flücht-
linge sollten doch wohl eine Million Paten 
finden können.“ Jetzt sei jeder gefragt, et-
was für Integration zu leisten und nicht 
immer nur darüber zu klagen, was ‚der 
Staat’ wieder nicht oder falsch organisie-
re. „Integration wird nur über solche 
1:1-Beziehungen gelingen, in denen man 
den Menschen nicht nur bei Schwierigkei-
ten hilft, sondern auch Kultur, Sitten und 
Regeln vermitteln kann. Das gibt Perspek-
tive und ist der sicherste Hebel zur Prä-
vention von Radikalismus auf allen Sei-
ten.“
Ende Februar 2017 endet der Vorberei-
tungskurs für Susann Issa und Dr. Zaher 
Mohammad. Beide hoffen, die Prüfung er-
folgreich zu bestehen, um so bald wie 
möglich als Ärzte in Deutschland arbeiten 
zu können.

Katja Möhrle

Der Verein Beramí macht Migranten fit für den Arbeitsmarkt
Der Verein Beramí – berufliche Integrati-
on e. V. unterstützt Migranten dabei, sich 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt ent-
sprechend ihrer Qualifikationen beruflich 
zu etablieren. Durch Beratungen, Weiter-
bildungsangebote und Unterstützung bei 
der Anerkennung von ausländischen Bil-
dungs- und Berufsabschlüssen soll die In-
tegration ausländischer Akademiker ge-
fördert werden.
Seit April 2016 bietet Beramí ein Ange-
bot für zugewanderte Ärzte und Zahn-
ärzte an. Dieses soll auf die Kenntnisprü-
fung für die Approbation gemäß der ge-
setzlichen Vorgaben der Bundesärzte-
ordnung sowie dem des Zahnheilkunde-
gesetzes vorbereiten. Die Landesärzte-
kammer Hessen steht dem Verein bera-
tend zur Seite. 

Im elfmonatigen Vorbereitungskurs ste-
hen Deutschtraining und die Wiederho-
lung und Vertiefung von medizinischem 
Fachwissen in allen prüfungsrelevanten 
Fächern auf dem Plan. Die Kombination 
aus der Vermittlung der deutschen Spra-
che und medizinischem Fachwissen im 
Rahmen eines solchen Projekts ist bis-
lang in Hessen einmalig.
Weil nach Angaben von Beramí vor allem 
sprachliche Hürden den Weg zur Appro-
bation erschweren, liegt der Schwer-
punkt des Sprachtrainings auf medizini-
schem Vokabular und der Kommunikati-
on mit Patienten und Angehörigen. Das 
Erlernte sollen die Teilnehmer in einer 
dreimonatigen „Famulatur“ praktisch 
umsetzen. Dabei werden sie von Tutoren 
begleitet und können den Umgang mit 

Patienten und Kollegen üben. Abschlie-
ßend werden die Ärzte durch simulierte 
Prüfungssituationen intensiv auf die 
Kenntnisprüfung vorbereitet.
Aktuell bereiten sich bei Beramí 42 Kurs-
teilnehmer aus 13 Nationen auf die Prü-
fung vor – darunter 24 Ärzte und 18 Zahn-
mediziner. Beramí arbeitet mit verschiede-
nen Institutionen zusammen, doch das 
Projekt wird wesentlich von ehrenamtli-
chen Helfern getragen, die sich als Lehr-
kräfte, Betreuer oder Berater engagieren. 
Kontakt: 
beramí berufliche Integration e. V.
Burgstraße 106, 60389 Frankfurt/Main
Fon: 069 913010-0
E-Mail: kontakt@berami.de

Caroline McKenney

Ihr „Heißer Draht“ zum Präsidenten
Telefonsprechstunde mit Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach: Sie haben Vorschläge, Lob 
oder Kritik? Wie kann sich die Landesärztekammer noch besser für Sie und Ihre Anliegen engagieren? 
Die Telefonsprechstunde bietet Ihnen die Möglichkeit, direkt mit Kammerpräsident Dr. med. Gott-
fried von Knoblauch zu Hatzbach Kontakt aufzunehmen.
Der Präsident der Landesärztekammer Hessen wird an folgendem Terminen von 19 bis 20 Uhr unter 
der Telefonnummer 069 97672-777 für Sie erreichbar sein:
● Dienstag,  11. Oktober          ● Dienstag, 15. November          ● Dienstag, 13. Dezember 2016Fo
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 Menschen ohne Krankenversicherung am Gesundheitsamt Frankfurt/Main

Humanitäres Fachärzte-Netzwerk sucht Mitwirkende

Seit dem Jahr 2009 besteht in Deutsch-
land eine Krankenversicherungspflicht. 
Dennoch waren dem Statistischen Bun-
desamt zufolge 79.000 Menschen (2015) 
in Deutschland ohne Krankenversiche-
rung, hinzu kommen Obdachlose und 
Menschen ohne legalen Aufenthaltssta-
tus. Die Gründe dafür sind vielfältig – von 
fehlenden Sprachkenntnissen bis hin zu 
besonderen kulturellen und sozialen Vo-
raussetzungen. Unser Ziel ist es, jedem in 
der Mainmetropole eine Basisgesund-
heitsversorgung zugänglich zu machen. 
Für die ärztliche Versorgung von Men-
schen ohne Krankenversicherung wurde 
deshalb 2001 die Afrika-Sprechstunde am 
Gesundheitsamt Frankfurt/Main ins Le-
ben gerufen. Um Menschen aus allen Län-
dern der Welt gerecht zu werden, wurden 
die Sprechstunden erweitert und 2009 in 
„Humanitäre Sprechstunde“ umbenannt.

Fachärztliche Behandlung wichtig

 Das Angebot ermöglicht Menschen ohne 
Krankenversicherung eine kostenlose, 
anonyme ärztliche Versorgung, teilweise 
in Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Frankfurter Kliniken im Rahmen eines Ent-
bindungsprogramms sowie vereinzelten, 
niedergelassenen Ärzten. Doch die Be-
handlungsmöglichkeiten in der Humanitä-
ren Sprechstunde sind begrenzt. Das 
Team ist auf niedergelassene Fachärzte 
zur Mitbehandlung in Form eines fach-
ärztlichen Konzils angewiesen. 
Im folgenden Fall war die Kooperation mit 
dem Facharzt sehr wichtig. Ein mittelloser 
Patient aus Angola kam mit Ulcera 
(7 x 15 cm) am Innen- und Außenknöchel, 

ausgehend von einer Sichelzellanämie, in 
die Humanitäre Sprechstunde. Zusätzlich 
hatte sich der Patient vermutlich bei einem 
vorherigen, stationären Aufenthalt in einer 
afrikanischen Klinik einen multiresistenten, 
gram-negativen Keim (4-MRGN, Acinetob-
acter baumannii) zugezogen. Die damit 
verbundene Furcht machte eine stationäre 
Aufnahme sehr schwierig. In der Humani-
tären Sprechstunde konnte durch ein auf-
wendiges, ambulantes Wundmanagement 
die Ulcera nach einem dreiviertel Jahr ge-
heilt und der multiresistente Keim saniert 
werden. Aufgrund der Sichelzellanämie litt 
der Patient unter einer weiteren Komplika-
tion (Priapismus), die durch die Kooperati-
on mit einem Hämatologen erfolgreich be-
handelt werden konnte – stationäre Auf-
enthalte konnten so vermieden werden.
Aus solchen Erfahrungen heraus ist die Idee 
eines humanitären Fachärzte-Netzwerkes 
entstanden. Wir würden uns freuen, wenn 
sich interessierte Fachärzte der Fachrich-
tungen Urologie, Zahnmedizin, Radiologie, 

Kardiologie, Psychiatrie/Neurologie, Or-
thopädie, Hämatologie, Infektiologie, Chi-
rurgie, HNO, Diabetologie, Phlebologie und 
Gynäkologie in einem ihnen möglichen 
Umfang beteiligen. Die Patienten kommen 
meist aus prekären Lebensverhältnissen, so 
dass ihre finanzielle Situation entsprechend 
angespannt ist. Deshalb wäre unser 
Wunsch, dass die Fachärzte eine kosten-
günstige Behandlung für eine vereinbarte 
Anzahl unserer Patienten anbieten. Beson-
ders gesucht werden Fachärzte, die Eng-
lisch, Türkisch, Bulgarisch oder Rumänisch 
sprechen. Nach einer mindestens einjähri-
gen, erfolgreichen Kooperation der Fach-
arztpraxis mit der Humanitären Sprech-
stunde erhält die Praxis ein repräsentatives 
Zertifikat als Mitglied im Humanitären 
Fachärzte-Netzwerk. Wenn jeder Arzt im 
Rahmen seiner Möglichkeiten einen klei-
nen Beitrag leistet, können wir gemeinsam 
die gesundheitliche Ungleichheit in Frank-
furt ein wenig minimieren und den men-
schenrechtlich verbrieften Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung für alle ermöglichen.

Ansprechpartnerin:
Marisa Pietzsch

Koordination humanitärer  
Gesundheitsdienste

Gesundheitsamt Frankfurt
Breite Gasse 28, 60313 Frankfurt/Main

Fon: 069 212-34860
E-Mail: 

marisa.pietzsch@stadt-frankfurt.de

Das Team der Humanitären Sprechstunde im Gesundheitsamt Frankfurt: Dr. med. Uta Laing-Anders, 

Barbara Büttner, Dr. med. Judith Bandow, Virginia Wangare-Greiner, Dr. med. Petra Tiarks-Jungk (v. l.)
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Humanitäre Sprechstunde am Gesundheitsamt
Montags und donnerstags von 8 bis 12 Uhr 
findet im Gesundheitsamt Frankfurt/Main 
eine allgemeinärztliche und mittwochs von 
8 bis 11 Uhr eine kinderärztliche Sprech-
stunde statt, die von hauseigenen Ärztin-
nen und Ärzten und einer externen Kinder-
ärztin angeboten werden. 2015 wurde die 
Humanitäre Sprechstunde am Frankfurter 
Gesundheitsamt von ca. 600 Patienten oh-
ne Krankenversicherung aufgesucht.
 Die Ursachen, warum diese Menschen 
keine Krankenversicherung haben, sind 

so vielfältig wie die Herkunftsländer. So 
kommen 35 Prozent der Patienten aus 
Europa (davon 31 Prozent aus Südost-
europa), 57 Prozent aus Afrika (meist 
Ost- und Westafrika) und sieben Pro-
zent aus Asien und Amerika. Einige Pa-
tienten verfügen über keinen legalen 
Aufenthaltsstatus. Asylbewerber wer-
den in der Regel nicht behandelt, da sie 
über das Asylbewerberleistungsgesetz 
einen, wenn auch limitierten, Zugang 
zum Regelsystem haben.
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Den Tropen ganz nah – der Palmengarten Frankfurt 

Ob heute noch Verliebte händchenhal-
tend durch den Palmengarten laufen? Im 
Schatten von Bäumen in den Gewächs-
häusern sich verliebte Blicke zuwerfen? Ei-
nen besseren Ort für Romantik gibt es 
kaum.
Der Palmengarten ist bereits im Jahre 1868 
gegründet worden, zunächst von einem 
Verein, der dafür Geld sammelte. Es gelang, 
die tropischen Baum- und Pflanzenbestän-
de der Orangerie des Herzogs Adolf von 
Nassau zu kaufen, dies war der Grundstock 
der Gründung des Frankfurter Palmengar-
tens. Die breite bürgerliche Initiative, die 
den Kauf ermöglichte, ist bis heute Auftrag 
der Stadt Frankfurt. Heinrich Siesmayer, der 
Namensstifter der im Osten des Palmen-
gartens befindlichen Straße, war nicht nur 
mit dem Kauf, sondern auch mit der Ver-
waltung und dem Betrieb des Palmengar-
tens beauftragt worden. 
Auf ca. 22 Hektar Fläche ist eine Parkanla-
ge mit prächtigen Bäumen, Wiesen, Bee-
ten und je nach Jahreszeit wechselnder 
Bepflanzung entstanden. Im Laufe der 
Jahre wurden Themengärten und Schau-
häuser angelegt. Das Bekannteste ist viel-
leicht das historische Palmenhaus sowie 
das Tropicarium.
Pflanzen aus fast allen Vegetationszonen 
der Erde sind hier zu bewundern. Vom tro-
pischen Regenwald bis zur Subantarktis. 
Weltweit braucht sich der Palmengarten 
nicht zu verstecken – er gehört zu den 
zehn artenreichsten Gärten. Neben den 
Pflanzenliebhabern, den Entspannungssu-
chenden und Händchenhaltenden kom-
men Kunst- und Kulturliebhaber hierher. 
Das Ensemble des Palmengartens hat viel 

zu bieten. Palmen und Riesenstauden wie 
zum Beispiel Bananen oder Baumfarne 
ziehen die Aufmerksamkeit auf sich. Blu-
menschauen, die sich Schwerpunktthe-
men widmen, zum Beispiel Frühlingsblu-
men wie Kamelien, Azaleen, Rosen, Orchi-
deen oder Herbstblumen werden immer 
neue Art präsentiert.
 1987 wurde das Tropicarium fertigge-
stellt. Es umfasst sieben große und sechs 
kleine Schauhäuser mit einer Gesamtflä-
che von mehr als 5.500 Quadratmetern. 
Pflanzen der Wüste, der Savanne oder des 
Waldes können hier bestaunt werden. 
Mittlerweile wird die Klimatisierung der 
Räume computergesteuert. Fassadenhei-
zungen verhindern das Beschlagen der 
Glasflächen. Zum Gießen wird hauptsäch-
lich gefiltertes Regenwasser verwendet. 
Über Mikrodüsen kann Wasser vernebelt 
werden. Die technischen Installationen 
befinden sich unter den Schauhäusern.
Eine Schmalspureisenbahn mit einer Stre-
cke von mehr als 600 Metern fährt durch 
den Park. In den 1880er-Jahren wurde ei-
ne Eisbahn installiert. In den Sommermo-
naten sind daraus Tennisplätze gestaltet 
worden. Bereits 1897 fand ein Leichtath-
letik-Sportfest im Palmengarten statt. 

Über Jahre zählten diese Sportfeste zu den 
bedeutendsten Leichtathletik-Veranstal-
tungen in Deutschland. 
Seit 1959 wird jeden Sommer die Musik-
reihe „Jazz im Palmengarten“ geboten, 
diese gilt als ältestes und kontinuierliches 
Jazz-Oper-Air-Konzert der Welt.
Im Sommer 2010 wurde in Zusammenar-
beit mit dem deutschen Architekturmu-
seum die Ausstellung „Stadtgrün“ konzi-
piert, in deren Rahmen naturnahe Gestal-
tungsmöglichkeiten im städtischen Um-
feld gezeigt wurden. Ein Thema, das in 
Zukunft an Bedeutung gewinnen wird. 
Zum Ensemble des Palmengartens zählen 
neben den Grünflächen und den Schau-
häusern auch die Villa Leonhardi und der 
seit 2012 integrierte Botanische Garten, 
der zuvor seit Gründung der Universität 
Frankfurt zum Fachbereich Geologie ge-
hörte. Das Papageno-Musiktheater und 
das Künstlerhaus Mousonturm in Frank-
furt ergänzen die kulturellen Angebote.
Es loht sich anzuschauen, was im Herbst 
2016 präsentiert wird. In einer Ausstel-
lung unter dem Namen „BlümchenSex“ 
geht es um Blumen und die Sinnlichkeit. 
Blumen des Herbstes werden noch bis 
zum 30. Oktober gezeigt. Im November 
kann die künstlerische Darstellung von 
Pflanzen und Blättern in der Vergangen-
heit erlebt werden. Der Palmengarten 
lohnt einen Besuch: eine Frankfurter Insti-
tution, in der Sinnlichkeit erlebt werden 
kann. Händchenhalten – auch für ältere 
Jahrgänge keine schlechte Idee. 
Internet: www.palmengarten.de

Dr. med. Siegmund Drexler 

Halbwüste im Tropicarium

Historisches Eingangsschauhaus
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Personalia

Das Rote Kreuz Krankenhaus (RKH) Kassel 
hat seinen Ärztlichen Direktor und langjäh-
rigen Chefarzt der Klinik für Allgemein- 
und Viszeralchirurgie, Prof. Dr. med. Rudolf 
Hesterberg, in den Ruhestand verabschie-
det. Hesterberg leitete die Klinik über 22 
Jahre lang. Als Chefarzt der Klinik für Allge-
mein- und Viszeralchirurgie baute Hester-
berg die Koloproktologie, minimalinvasive 
Chirurgie und onkologische Chirurgie sys-
tematisch aus. Neuer Chefarzt wird PD Dr. 
med. Kia Homayounfar, der zuletzt als ers-
ter Oberarzt in der Klinik für Allgemein-, 
Viszeral- und Kinderchirurgie der Universi-
tätsmedizin Göttingen arbeitete. 

Auf dem 25. Jahreskongress der Sächsi-
schen Gesellschaft für Allgemeinmedizin 
wurde Prof. Dr. med. 
Ferdinand Gerlach 
deren Ehrenpreis ver-
liehen, in Anerken-
nung seiner Leistun-
gen um die Allge-
meinmedizin. Ger-
lach ist u. a. Präsi-
dent der Deutschen 
Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Fa-
milienmedizin und Direktor des Instituts 
für Allgemeinmedizin an der Goethe-Uni-
versität in Frankfurt/M.

Prof. Dr. med. Simone Fulda vom Universi-
tätsklinikum Frankfurt/M. wurde vom Senat 

der Deutschen For-
schungsgemeinschaft 
in die Senatskommis-
sion für Grundsatzfra-
gen in der Klinischen 
Forschung berufen. 
Die Wissenschaftlerin 
hat jetzt außerdem 
mit ihrem Team am 

„Institut für Experimentelle Tumorfor-
schung in der Pädiatrie“ den Ingrid-zu-

Solms-Sonderpreis der Berner-Stiftung er-
halten – für großes Engagement in der Kin-
derkrebsforschung. Die Ingrid zu Solms-Stif-
tung unterstützt herausragende Leistungen 
von Frauen in Wissenschaft, Kultur und bei 
der Umsetzung von Menschenrechten. 

PD Dr. med. Tobias Michael Bingold ist 
neuer Direktor der Klinik für Interdiszipli-

näre Intensivmedi-
zin und Intermediate 
Care an den Helios 
Dr. Horst Schmidt 
Kliniken Wiesbaden. 
Bingold kam 1998 
als Assistenzarzt an 
die Klinik für Anäs-
thesiologie, Intensiv-

medizin und Schmerztherapie des Univer-
sitätsklinikums Frankfurt. 2006 wurde er 
Oberarzt. Von 2012 bis jetzt war er Ge-
schäftsführender Oberarzt Intensivmedi-
zin und habilitierte 2016.

Die Hochtaunus-Kliniken bekommen eine 
neue Chefärztin. Ute Schaumann, Fach-
ärztin für Chirurgie, wird künftig die Abtei-
lung für Chirurgie am Krankenhaus Usin-
gen verantworten. Sie folgt auf Peter Ol-
dorf, der nach sieben Jahren als chirurgi-
scher Chefarzt in den Ruhestand geht. Wie 
Oldorf wird die neue Chefärztin die Abtei-
lung gemeinsam mit ihrem ärztlichen Kol-
legen Dr. med. Dirk Moxter leiten. Wäh-
rend Moxter weiterhin für die Unfallchirur-

gie und Orthopädie zuständig ist, verant-
wortet Schaumann schwerpunktmäßig die 
Allgemeinchirurgie. Zuletzt war Schau-
mann als Oberärztin an der Deutschen Kli-
nik für Diagnostik in Wiesbaden tätig.

Dr. Heike Winter (Foto), Psychologische 
Psychotherapeutin, wurde von der Delegier-
tenversammlung der 
Psychotherapeuten-
kammer Hessen zur 
Präsidentin gewählt. 
Sie ist wissenschaftli-
che Geschäftsführerin 
des Ausbildungspro-
gramms Psychologi-
sche Psychotherapie 
am Institut für Klinische Psychologie und 
Psychotherapie der Universität Frankfurt 
und niedergelassen in eigener Praxis in Of-
fenbach. Neue Vizepräsidentin wurde Dipl.-
Psych. Else Döring, Beisitzer im Vorstand 
sind Karl-Wilhelm Höffler, Robert Schmidt-
ner, Sabine Wald und Birgit Wiesemüller.

Prof. Dr. med. Rudolf Hesterberg (r.) mit seinem 

Nachfolger, PD Dr. med. Kia Homayounfar.
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Ute Schaumann und Peter Oldorf
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Zum Abschied 
Prof. Dr. med. Dr. h.c. Friedrich Wilhelm Hehrlein  
* 26. August 1933 † 15. August 2016

Von 1981 bis 2000 leitete Professor Hehrlein die Gießener Klinik 
für Herz-, Kinderherz- und Gefäßchirurgie. Er baute sie aus dem 
Nichts auf und erlebte alle relevanten Fortschritte in der Herzchi-
rurgie. Von 1993 bis 1995 übernahm er die Präsidentschaft der 
Deutschen Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie. Es 
gelang ihm, die Klinik so zu führen, dass sie zu einer renommierten Klinik in der Erwachse-
nen- und insbesondere Kinderherzchirurgie wurde. Aus seiner Klinik gingen sieben Ordi-
narien hervor. Die Nihon-Universität in Tokyo verlieh ihm als zweitem deutschen Staats-
bürger überhaupt die Ehrendoktorwürde wegen seiner Verdienste um die Ausbildung ja-
panischer Herzchirurgen (Foto). 1988 wurde das Herztransplantationsprogramm ge-
startet (210 Kinder). Trotz seiner Erfolge blieb er stets bescheiden. Es lag ihm nicht, die 
Konfrontation zu suchen. Und er verstand es bis zuletzt, das Leben zu genießen.

Prof. Dr. med. Gerold Görlach
Klinik für Herz-, Kinderherz- und Gefäßchirurgie

Universitätsklinikum Gießen und Marburg, Standort Gießen
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Die Patientenverfügung soll uns ermögli-
chen, dass wir bis zuletzt über unser Leben 
bzw. Sterben bestimmen können, auch 
wenn wir dann nicht mehr dazu in der Lage 
sind. Sie wird dann relevant, wenn ein Voll-
jähriger einwilligungsunfähig (geworden) 
ist, weil er beispielsweise im Koma liegt. Die 
Entscheidung über Leben und Tod trifft 
letztlich nicht der Arzt. Er ist aber unmit-
telbar involviert, indem er zusammen mit 
dem Betreuer, den Angehörigen und gege-
benenfalls dem Betreuungsgericht den 
mutmaßlichen Willen des Patienten ermit-
teln und die auf dieser Grundlage getroffe-
ne Entscheidung umsetzen muss.

Patientenverfügung muss  
konkret formuliert sein 

Die Patientenverfügung muss schriftlich 
abgefasst und vom Patienten in einem Zu-
stand getroffen worden sein, in dem er 
noch einwilligungsfähig war. Was im Hin-
blick auf den Inhalt der Patientenverfü-
gung zu beachten ist, hat der Bundesge-
richtshof mit Beschluss vom 6. Juli 2016 

(XII ZB 61/16) ganz aktuell festgelegt: 
Die Patientenverfügung hat demnach nur 
Bindungswirkung, wenn konkrete Maß-
nahmen oder Behandlungssituationen be-
nannt werden. Nicht ausreichend ist es 
nach dem BGH daher, wenn Patientenver-
fügungen die Sätze „Ich lehne lebenser-
haltende Maßnahmen ab“ oder „Ich wün-
sche mir ein würdevolles Sterben“, enthal-
ten. Es ist vielmehr erforderlich, dass der 
Patient dezidiert aufschreibt, welche Maß-
nahmen er im Falle einer ganz konkreten 
Behandlungssituation (etwa im Sterben lie-
gend, unheilbar erkrankt etc.) wünscht 
bzw. nicht wünscht (bspw. künstliche Er-
nährung, Beatmung, Dialyse, Organersatz, 
Wiederbelebung, Verabreichung von Medi-
kamenten, alternative Behandlungsmaß-
nahmen, Gestaltung des Sterbeprozesses). 

Wer entscheidet über  
die Patientenverfügung?

Sobald ein Patient in einen einwilligungs-
unfähigen Zustand gerät, ist ein Betreuer 
zu bestellen, häufig ein Angehöriger. Die-
ser prüft die Patientenverfügung auf ihre 
Aktualität und entscheidet, ob die getrof-
fenen Anordnungen bestimmt sind und 
auf die konkrete Behandlungssituation 
passen. Hierzu wird er auf Informationen 
durch den behandelnden Arzt angewiesen 
sein und sich eng mit diesem abstimmen.
 Es sollten daher gemeinsam mit dem Be-
treuer die konkrete Behandlungssituation, 
Aussichten und Prognosen besprochen wer-
den sowie über die Zulässigkeit der einzel-
nen getroffenen Maßnahmen entschieden 

werden. Letztlich entscheidet immer der 
(mutmaßliche) Wille des Patienten. Diesen 
zu ermitteln, ist ebenfalls die Aufgabe des 
Betreuers, nicht des Arztes. In Zweifelsfällen 
oder wenn Angehörige sich nicht einig sind, 
ist das Betreuungsgericht einzuschalten.

Unterschied: Vorsorgevollmacht

Von der Patientenverfügung, mit welcher 
der Patient selbst Maßnahmen anordnet, 
ist die sogenannte Vorsorgevollmacht zu 
unterscheiden, mit der der Patient die 
Entscheidungsbefugnis auf einen Dritten 
übertragen kann, der dann an seiner Stelle 
entscheidet. Eine Vorsorgevollmacht kann 
auch neben einer Patientenverfügung be-
stehen. Sie kann zwar auch mündlich er-
teilt werden, sollte jedoch aus Dokumen-
tations- und Nachweisgründen immer 
schriftlich erfolgen. 
Auch für die Vorsorgevollmacht hat der 
BGH in oben genanntem Beschluss kon-
kretisiert, dass der Bevollmächtigte auf 
Grundlage einer Vorsorgevollmacht den 
Abbruch bzw. das Unterlassen lebenser-
haltender Maßnahmen nur dann anord-
nen darf, wenn die – schriftliche – Vorsor-
gevollmacht inhaltlich ebenso bestimmt 
ist wie eine Patientenverfügung, das 
heißt, wenn konkrete Behandlungssitua-
tionen und -maßnahmen genannt sind. 
Andernfalls muss das Betreuungsgericht 
eingeschaltet werden und entscheiden. 

RA Rosemarie 
Sailer, LL.M.

Fachanwältin
für Medizinrecht

Wienke & Becker – 
Köln 

E-Mail: rsailer@ 
kanzlei-wbk.de
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Patientenverfügung: 
Tipps im Internet
Auf der Website der Landesärztekam-
mer Hessen www.laekh.de finden Sie 
unter der Rubrik „Bürger & Patienten“ 
und dann im Bereich „Ihr gutes Recht“ 
weiterführende Links zum Erstellen ei-
ner Patientenverfügung oder Vorsor-
gevollmacht.

Recht

Goldenes Doktorjubiläum
01.11.:    Dr. med. Helmut von Kaehne, 

Mühltal, BezÄK* Darmstadt 
08.11.:  Dr. med. Hartmut Koch, Frank-

furt, BezÄK Frankfurt/Main
09.11.:  Dr. med. Irmgard Brachmann, 

Korbach, BezÄK Kassel 
09.11.:  Dr. med. Erich Hahner, Fulda,  

BezÄK Kassel 
         * BezÄK = Abkürzung für Bezirksärztekammer

10.11.:  Dr. med. Roland Reuff, Frank-
furt, BezÄK Frankfurt/Main 

15.11.:  Dr. med. Edeltraud Haus, Die-
burg, BezÄK Darmstadt 

15.11.:  Dr. med. Winfried Kloth, Rim-
bach, BezÄK Darmstadt 

19.11.:  Dr. med. Jürgen Freiherr von  
Rosen, Gersfeld, BezÄK Kassel 

25.11.:  Dr. med. Dieter Nern, Frank-
furt, BezÄK Frankfurt/Main 

28.11.:  Dr. med. Christine Klemt-Mein-
hold, Fulda, BezÄK Kassel 

29.11.:  Dr. med. Kurt Zimmermann,  
Lauterbach, BezÄK Gießen 

30.11.:  Dr. med. Ingrid Oboth, Frank-
furt, BezÄK Frankfurt/Main 

                                                       



Aus den BezirksärztekammernGeburtstage

Bezirksärztekammer Darmstadt

11.11.: Dr. med. Guenter Prolingheuer, 
Alsbach-Hähnlein, 80 Jahre

15.11.: Dr. med. Bernd Eichhorn,  
Rüsselsheim, 70 Jahre

25.11.: Dr. med. Michael Tempel,  
Darmstadt, 65 Jahre

29.11.: Dr. med. Winfried Grätz,  
Lorsch, 65 Jahre

Bezirksärztekammer Gießen

02.11.: Dr. med. Peter Bittner-Dersch, 
Gießen, 65 Jahre

02.11.: Dr. med. Margit Debus-Tiller, 
Staufenberg, 65 Jahre

02.11.: Dr. med. Brigitte Ende, Buseck,  
65 Jahre

03.11.: Dr. med. Uwe Budiner, Alsfeld,  
75 Jahre

04.11.: Dr. med. Alfons Lindemann,  
Biebertal, 65 Jahre

05.11.  Medizinaldirektor i.R. Dr. med.  
Sabine Schinke, Pohlheim,  
80 Jahre

17.11.:  Joachim Dettmer,  
Wetzlar, 65 Jahre

19.11.: Dr. med. Lutz Kube,  
Leun, 70 Jahre

22.11.:  Nizam Uddin, Friedberg, 75 Jahre
26.11.: Dr. med. Ioannis Simogiannis,  

Bad Nauheim, 65 Jahre

Bezirksärztekammer Marburg

03.11.: Dr. med. Eckart Wengeier,  
Wetter, 65 Jahre

13.11.: Dr. med. Richard Gronemeyer, 
Fritzlar, 70 Jahre

15.11.:  Dieter Ruppert, Fronhausen,  
65 Jahre

Bezirksärztekammer Wiesbaden

08.11.: Wolfgang Korsch,  
Geisenheim, 65 Jahre

09.11.: Med. Dir. Dr. med.  
Helga Müntefering,  
Mainz, 80 Jahre

20.11.: Dr. med. Martin Oberhauser, 
Wiesbaden, 75 Jahre

23.11.: Dr. med. Hasso von Mach,  
Wiesbaden, 75 Jahre und

27.11.: Dr. med. Hanns-Dietrich Rahn, 
Taunusstein, 65 Jahre
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Zukunft der Gesundheitsversorgung in Deutschland

 Fortbildung der Kassenärztlichen Vereinigung & der Bezirksärztekammer Gießen

Freitag, 07. Oktober 2016 ab 17 Uhr bis ca. 18.30 Uhr

 Ort: Bürgerhaus Klein-Linden, Zum Weiher 33, 35398 Gießen

Begrüßung und Einführung

 Dr. med. Thorsten Fritz, Schmerzzentrum Butzbach 
Dr. med. Hans-Martin Hübner, Vorsitzender der Bezirksärztekammer Gießen 

Die Gesundheitspolitik der Bundesregierung – was steht an? 

Referent: Staatsminister Prof. Dr. med. Helge Braun MdB

Runder Tisch

Dr. med. Eckhard Starke (stellv. Vorsitzender der Vertreterversammlung der  
                                              Kassenärztlichen Vereinigung Hessen) 
Dr. med. Edgar Pinkowski (Präsidium Landesärztekammer Hessen)
Moderation: Prof. Dr. phil. Wolfgang M. George

Informationen

Anmeldung: nicht erforderlich
Sponsoring: Die Veranstaltung wird gesponsert und findet statt in Zusammenarbeit 
 mit dem Medvitalikum am Schloss Butzbach GmbH & Co. KG 
Internet: www.laekh.de/bezaek-fobi

Wiesbaden: Begrüßung neuer Mitglieder
Die Bezirksärztekammer (BezÄK) Wies-
baden der Landesärztekammer Hessen 
lädt neue Kammermitglieder zu einem 
Informationsabend ein: 

Termin: Mittwoch, 19. Oktober 2016 
18 bis 20 Uhr

Ort: Bezirksärztekammer Wiesbaden, 
Wilhelmstraße 60 

Themen: • Arbeit der Kammer 
 • Weiterbildung 
 • Recht (Berufsrecht, Arzthaf-

tungsrecht)
 • Altersvorsorge
• Zertifizierung mit 2 Fortbildungs-

punkten
Anmeldung bei der BezÄK Wiesbaden: 
Fon: 0611 97748-25 
E-Mail: bezaek.wiesbaden@laekh.de

Herzwochen 2016: Herz unter Stress
Die Deutsche Herzstiftung hat Blut-
hochdruck, Diabetes und Cholesterin 
zum Thema der bundesweiten Herzwo-
chen 2016 gewählt: „Herz unter Stress.“ 
Bluthochdruck und Diabetes zählen zu 
den wichtigsten Risikokrankheiten für 
schwerwiegende Herz-Kreislauf-Leiden. 
Therapeutische Maßnahmen wie Medi-
kamente und konsequente Lebensstilän-

derung können diese jedoch oftmals po-
sitiv beeinflussen. 
• Termin: 1. bis 30. November 2016
• Informationen: Ab Mitte Oktober 

sind über 1.000 Veranstaltungstermine 
im Internet unter: www.herzstiftung.
de/herzwochen.html abrufbar oder 
telefonisch unter 069 955128-333 
zu erfragen.



Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen Geburtstage

Bezirksärztekammer Frankfurt

13.09.:  Dr. phil. nat. Thomas Werba, 
 Dreieich, 70 Jahre

04.11.:  Klaus Rohrmann,  
Biebergemünd, 65 Jahre

05.11.: dr/Univ.Beograd Ivan Markovic, 
Dietzenbach, 70 Jahre

05.11.: Dr. med. Dieter Rostock,  
Frankfurt, 75 Jahre

07.11.: Dr. med. Wolfgang Michael Cibis, 
Wöllstadt, 65 Jahre

08.11.: Dr. med. Michael Ksoll,  
Eppstein, 70 Jahre

08.11.: Dr. med. Lutz Bergau,  
Mörfelden-Walldorf, 75 Jahre

08.11.: Dr. med. Christof Loch,  
Königstein, 80 Jahre

09.11.: Dr. med. Ursula Groß,  
Frankfurt, 80 Jahre

11.11.: Dr. med. Maria Haas-Weber,  
Hanau, 65 Jahre

11.11.: Dr. med. Gerd Langhoff,  
Jossgrund, 75 Jahre

11.11.: Dr. med. Kurt Klinger,  
Hanau, 80 Jahre

12.11.: Dott./Univ. Genua  
Michele Balducci,  
Frankfurt, 65 Jahre

12.11.: Dr./Inst. F. Med. Cluj  
Valerian Casian,  
Offenbach, 80 Jahre

14.11.: Dr. med. Dipl.-Phys.  
Konrad Metza,  
Liederbach, 65 Jahre

16.11.: Dr. med. Athanasios Stefanidis, 
Frankfurt, 85 Jahre

18.11.: Andrzej Koczynski,  
Gelnhausen, 70 Jahre

18.11.: Dr. med. Dieter Spranger,  
Königstein, 80 Jahre

22.11.: Barbara Wilk, Frankfurt, 65 Jahre
25.11.: Dr. med. Gerd Weisner,  

Bad Homburg, 75 Jahre
26.11.: Dr. med. Colmar Hellwig,  

Frankfurt, 65 Jahre
27.11.: Dr. med. Toni Avellini,  

Frankfurt, 70 Jahre
28.11.: Prof. Dr. med. Ulrich Gottstein, 

Frankfurt, 90 Jahre
29.11.: Dr. med. Dan Rusdea,  

Frankfurt, 65 Jahre
29.11.: Dr. med. Charlotte Jaeger,  

Frankfurt, 80 Jahre
29.11.: Dr. med. Ebrahim Behrouzi, 

Echzell, 85 Jahre
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Förderkreis Bad Nauheimer Gespräche e. V.
Gesellschaftspolitisches Forum

 veranstaltet am

Mittwoch, 5. Oktober 2016, um 19 Uhr
im Hause der 

Landeszahnärztekammer Hessen (LZKH) 
Rhonestraße 4, 60528 Frankfurt a. M. (Bürostadt)

einein

BAD NAUHEIMER GESPRÄCH

Begrüßung und Moderation:
Dr. med. Ingrid Hasselblatt-Diedrich

REFERENT

Prof. Dr. med. Jürgen R. Schäfer
Internist, Kardiologe und Endokrinologe, Leiter des ZusE in Marburg

Diagnostik seltener Erkrankungen  
– Detektivarbeit am Krankenbett

4 Millionen Menschen in Deutschland leiden an seltenen Krankheiten. Patienten 
ziehen verzweifelt von Spezialist zu Spezialist. Professor Dr. med. J. R. Schäfer, 
Gründungsdirektor des Marburger „ZENTRUM FÜR UNERKANNTE UND SELTENE 
ERKRANKUNGEN“ (ZusE) und sein Team aus engagierten Ärztinnen und Ärzten 
versuchen, diesen Menschen eine Anlaufstelle zu bieten. Mit detektivischem 
Spürsinn, durch Kooperation vieler Spezialisten und nicht zuletzt Dank moderns-
ter Technik sowie den Ressourcen einer Universitätsklinik werden neue Wege er-
folgreich bestritten. Professor Schäfer gibt Einblicke in die spannende Arbeit des 
Marburger Zentrums.

Eine Zertifizierung der Veranstaltung wurde beantragt.
Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei!

Im Vogelsgesang 3, 60488 Frankfurt/Main
Fon/Fax: 069 766350 

www.bad-nauheimer-gespraeche.de 
E-Mail: info@bad-nauheimer-gespraeche.de

    Fo
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Bekanntmachungen der Landesärztekammer Hessen Geburtstage

Bezirksärztekammer Kassel

05.11.: Dr. med. Hans Schultheis,  
Bad Wildungen, 75 Jahre 

09.11.: Dr. med. Bernd Wengler,  
Kassel, 75 Jahre 

09.11.: Dr. med. Walter Flotho,  
Breuna, 75 Jahre 

12.11.: Dr. med. Friedrich-Wilhelm  
Brandenburg , Kassel, 95 Jahre 

13.11.: Dr. med. Norbert Waldow,  
Rotenburg, 75 Jahre 

17.11.: Dr. med. Robert Kropp,  
Fulda, 85 Jahre 

20.11.: Prof. Dr. med. Thomas Stegmann, 
Petersberg, 70 Jahre 

20.11.: Dr. med. Asta Klarner,  
Calden, 65 Jahre 

30.11.: Dipl. Med. Annelies Mayer,  
Bad Hersfeld, 70 Jahre 

Ungültige  
Arztausweise
Folgende Arztausweise sind verloren  
gegangen und hiermit ungültig:

Arztausweis-Nr. 060027347 ausgestellt am 
28.09.2012 für Robert Andel, Gernsheim 

Arztausweis-Nr. 060041551 ausgestellt am 
21.01.2016 für Dr. med. Dipl-Ing. (FH) 
Stefan Margraf, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060024281 ausgestellt am 
23.01.2012 für Dr. med. Martin Oechler, 
Eschborn 

Arztausweis-Nr. 060034619 ausgestellt am 
01.08.2014 für Julia Schulz, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060040230 ausgestellt am 
12.10.2015 für Dr. med. 
Heidemarie Springer, Frankfurt 

Arztausweis-Nr. 060023776 ausgestellt am 
09.01.2012 für Dr. med. Susanne Veerhoff, 
Kriftel 
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Richtige Antworten:
CME-Beitrag aus Ausgabe 09/2015

Zu den Multiple Choice-Fragen „Chirurgische Therapie des Morbus Chron“ von 
Prof. Dr. med. Rudolf Hesterberg und Dr. med. Jutta Goepfert im Hessischen 
Ärzteblatt 09/2015, Seite 482ff:

Frage 1 1 Frage 6  4 
Frage 2 4 Frage 7  3 
Frage 3 5 Frage 8  1 
Frage 4 5 Frage 9  4 
Frage 5 3 Frage 10  2 

49. Hessischer Internistentag 2016 
4./5. November mit BDI-Mitgliederversammlung

Veranstalter: Berufsverband Deutscher 
Internisten e. V. (BDI), Landesverband 
Hessen
 Freitag, 4. November 2016 
Ort: Agaplesion Bethanien Krankenhaus, 
Im Prüfling 23, Haus E, 3. OG,  
60389 Frankfurt/M.
14–18 Uhr: Workshops 
• Duplexsonographie der Beingefäße
• Duplexsonographie der Halsgefäße
• Sonographie Abdomen

Samstag, 5. November 2016
Ort: Uni-Campus Westend,  
Grüneburgplatz 1, 60323 Frankfurt/M 
 (Hörsaal 10/11)

Fortbildung 
9–11 Uhr:   Kardiologie 
9–11 Uhr:   Gastroenterologie
12–13 Uhr: Lunchsymposium
14–16 Uhr: Angiologie
14–16 Uhr: Allgemeine Innere Medizin
16.30-18.15 Uhr: Seltene Erkrankungen 
16.30–18.15 Uhr: Pneumologie
18.30–20 Uhr: Mitgliederversammlung 
des Landesverbandes Hessen im BDI

• Zertifizierung ist beantragt
• Anmeldung: Sabina Kacprzycki 

E-Mail: s.kacprzycki@ccb.de 
Fon: 069 945028-725

• Internet: 
www.hessischer-internistentag.de

Wissenschaftlicher Preis 
der Rhein-Main-AG für Gastroenterologie

• Die Rhein-Main-Arbeitsgemeinschaft 
für Gastroenterologie verleiht 2016 
den Wissenschaftlichen Preis in Höhe 
von 2.500 Euro.

• Der Preis soll an eine hervorragende 
Publikation aus Hessen aus den Jahren 
2015/2016 auf dem Gebiet der Gas-
troenterologie vergeben werden . 

• Einsendeschluss: 1. November 2016 

• Preisverleihung mit Impulsreferat des 
Preisträgers im Rahmen des Jahres-
vortrags der AG am Mittwoch,  
7. Dezember 2016, um 17.30 Uhr in 
der Villa Bonn, Siesmayerstraße 12, 
60323 Frankfurt am Main 

• Informationen bei Sibylle Mann, Fon: 
069 6301-5122 oder per E-Mail an:  
sibylle.mann@kgu.de 



Medizinische Fachangestellte Ehrungen MFA / 
Arzthelferinnen
Wir gratulieren zum zehn- und mehr als 
zehnjährigen Berufsjubiläum:

Sandra Böcher,
seit 20 Jahren tätig bei Dr. med. S. Eichinger, 
Dr. med. P. Berbüsse, Dr. med. T. Hungen-
berg, Dr. med. T. Rosen und PD Dr. med. B. 
Schulz, Limburg;

Daniela Hussy,
seit 22 Jahren tätig bei Dr. med. K. Braun, 
Gießen;

Jessica Kowalzik,
seit 20 Jahren tätig bei Dr. med. S. Eichinger, 
Dr. med. P. Berbüsse, Dr. med. T. Hungen-
berg, Dr. med. T. Rosen und PD Dr. med. B. 
Schulz, Limburg.

Zum 25- und mehr als 25-jährigen Berufs-
jubiläum gratulieren wir:
Ursula Krüger,
tätig bei Dr. med. E. Weller und S. Heß,      
Michelstadt;

Ute Schmahl,
tätig bei Dr. med. K. Stephan, Griesheim;

und zum 40- und mehr als 40-jährigen      
Berufsjubiläum:
Petra Merfels,
tätig bei Dr. med. S. Eichinger, Dr. med. P. 
Berbüsse, Dr. med. T. Hungenberg, Dr. 
med. T. Rosen und PD Dr. med. B. Schulz, 
Limburg;

Ute Groß,
seit 46 Jahren tätig bei Dr. med. C. Hener, 
vormals Praxis Dr. med. H. Hener,          
Wiesbaden;

Ilona Böhm,
seit 45 Jahren tätig bei Dr. med. K. Braun, 
Gießen;

Dorothee Kaiser,
seit 45 Jahren tätig bei Dr. med. K. Braun, 
Gießen.
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Wir gedenken der Verstorbenen 
Manfred Brauner, Elz
* 01.09.1940 † 26.05.2016 

Dr. med. Karsten Dieckhoff,
 Bad Soden-Salmünster
 * 08.08.1949 † 26.07.2016 

Dr. med. Sigrid Dornbusch-Schlimpert,
 Lorch
* 10.08.1926 † 22.04.2015 

Dr. med. Barbara Duus-Krakovic, Frank-
furt
* 30.10.1942 † 13.07.2016 

Oberstarzt a. D. Dr. med.
Edgar Theodor Gustav Wolfgang Groß,
Berlin
* 18.04.1926 † 04.12.2013 

Dr. med. Wolf-Werner Huep, Lindenfels 
* 23.05.1940 † 30.07.2016 

Dr. med. Dr. med. dent. Herbert Jung,
 Oberursel
* 01.02.1946 † 30.07.2016 

Dr. med. Erhard Koch, Erbach
* 28.02.1946 † 05.08.2016 

Annette Kube, Wehretal
* 15.04.1966 † 14.08.2015 

Bernhard Georg Merkle, Eschwege
* 27.07.1951 † 28.04.2016 

Dr. med. Gerd-Juergen Plesse-Janson,
Altenstadt
* 16.06.1947 † 03.07.2016 

Ursula Schüßler, Biedenkopf
* 17.02.1922 † 25.06.2016 

Dr. med. Christine Schütt, Kelkheim
* 23.09.1955 † 20.06.2016 

Dr. med. Hans-Otto Spitzmüller, Beer-
felden
* 02.01.1924 † 20.07.2016 

Prof. Dr. med. Wolfgang Stein,
 Bad Homburg
* 13.02.1938 † 20.08.2015 

Dorothea Wunderlich,
 Frankfurt
* 21.03.1943 † 05.07.2016

Informationen der LÄKH-Abteilung  
Ausbildungswesen: Medizinische Fachangestellte

Abschlussprüfung Sommer 2016
Bei der Abschlussprüfung für Medizini-
sche Fachangestellte im Sommer 2016 
haben am schriftlichen Teil der Ab-
schlussprüfung 775 Prüflinge teilgenom-
men, von denen 742 bestanden haben.  
785 Prüflinge haben am praktischen Teil 
der Abschlussprüfung teilgenommen, 
von denen 677 bestanden haben. 
Die statistischen Angaben zu der Som-
merprüfung 2016 können im Internet 
unter http://www.laekh.de/aktuelles 
abgerufen werden.

Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungs-
plan, schriftlicher Ausbildungsnachweis
Die Ausbildung zum/zur Medizinischen 
Fachangestellten erfolgt im dualen Sys-
tem, das heißt Ausbildungsstätte und 
Berufsschule wirken bei der Berufsaus-
bildung zusammen. Die beiden Lernorte 
haben dafür gesonderte Grundlagen, die 
inhaltlich und zeitlich aufeinander abge-
stimmt sind (basierend auf der Ausbil-
dungsverordnung vom 26. April 2006). 
Informationen im Internet unter: 
http://www.laekh.de/aktuelles
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